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Einleitung

Am 9. Oktober 1970 wurde der zu diesem Zeitpunkt 60-jdhrige Handelsangestellte und ehemalige
SS-Hauptscharfiihrer Josef Wendl vor einem Geschworenengericht in Wien von der Anklage des
Mordes freigesprochen. Thm war zur Last gelegt worden, in den Jahren 1942 und 1943 als
Gaswagenfahrer des Einsatzkommandos 8 der Einsatzgruppe B in Minsk, Maly Trostinec und
Mabhiljou (Mogilew) in WeiBrussland die Vergasung von etwa 300 jiidischen Ménnern, Frauen und
Kindern durchgefiihrt zu haben. Diese Taten waren zweifelsfrei erwiesen, auch wenn die genaue
Anzahl der Opfer nicht eruiert werden konnte. Die Anklage stiitzte sich unter anderem auf
umfangreiche Aussagen Wendls, die er 1963/64 im Zuge der Ermittlungen gegen deutsche
Angehorige der Einsatzgruppe B getitigt hatte; Er war damals in einem Rechtshilfeverfahren von
der Osterreichischen Staatspolizei einvernommen worden. Seine Beteiligung an den Morden
leugnete Wendl auch in seinem eigenen Prozess nicht, wenngleich er die friiheren Aussagen

abschwichte.

Obwohl Wendl gestindig war, endete der Prozess mit einem Freispruch. Unter Befehlsnotstand
gehandelt zu haben, worauf sich seine Verteidigung stiitzte, wurde ihm allerdings nicht
zugestanden. Sein Freispruch griindete einzig auf der — einstimmigen — Annahme der
Geschworenen, Wendl habe irrtlimlicherweise angenommen, unter Befehlsnotstand gehandelt zu
haben. Die Zusatzfrage nach dem sogenannten ,,Putativnotstand*“' war prozessentscheidend. Die
Staatsanwaltschaft legte umgehend Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Urteil ein, zog diese aber

wenig spater wieder zuriick — damit war der Freispruch rechtskréftig, Wendl ein freier Mann.

Damit war er kein Einzelfall: Von insgesamt 48 erhobenen Anklagen in 35 Prozessen wegen NS-
Totungsverbrechen zwischen 1955 und 1975 endeten 23 mit Freispriichen, fiinf mit
Verfahrenseinstellungen ohne rechtskréftige Urteile, lediglich 20 mit rechtskriftigen Verurteilungen.
Der Freispruch Johann Vinzenz Gogls 1975 (angeklagt wegen Folter und Mordes an KZ-Héftlingen
in Mauthausen und Ebensee) ist das letzte rechtskréftige Osterreichische Urteil wegen NS-

Verbrechen bis zum heutigen Tag.

1 Strafrechtlicher SchuldausschlieBungsgrund aufgrund einer zum Zeitpunkt der Begehung strafrechtlich relevanter
Tatbestédnde vermeintlichen Zwangslage basierend auf der irrtiimlichen Annahme, unter Notstand zu handeln; In
diesem Fall ist die irrtiimliche Annahme gemeint, unter Befehlsdruck zu handeln, der bei Verweigerung den eigenen
Tod bedeuten wiirde. Vgl. z.B.: Creifelds Rechtsworterbuch, C.H. Beck, Miinchen 2011, S. Notstand 1. b).
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Wendls Freispruch steht in einer langen Reihe von skandaldsen Freispriichen, viel zu spat
erhobenen Anklagen oder iiberhaupt nie angestrengten Verfahren, die ab Mitte der 1960er Jahre
allméhlich eine Zasur im Osterreichischen Umgang mit NS-Verbrechen einleitete: die informelle
Einstellung der Strafverfolgung. Wie in der vorliegenden Arbeit gezeigt werden soll, ist der Fall
Wendl gleich in mehreren Hinsichten symptomatisch fiir diese Entwicklung und die Problematik
der Geschworenengerichte, denen ab 1955 die Verantwortung zur Aburteilung von NS-Verbrechern

iibertragen wurde.
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Vorhaben und Fragestellungen

Dass sich Osterreicher in groer Zahl an der Planung und Durchfiihrung von NS-Gewaltverbrechen
beteiligten, ist heute unumstritten. Das beispiellose Ausmal dieser Verbrechen und Fragen nach der
Bestrafung der Téter, der juristischen und wissenschaftlichen Aufarbeitung der Geschehnisse und
dem Umgang mit den Opfern stellten die Nachkriegsgesellschaft vor immense Herausforderungen.
Der justiziellen Aufarbeitung der Jahre 1938-45 kam eine zentrale Aufgabe zu. Wie ging die Justiz

der Zweiten Republik mit dieser Verantwortung um?

Die osterreichische Nachkriegsjustiz kann grob in drei Phasen unterteilt werden: Als erste Phase
kann jene der Sondergerichtsbarkeit 1945-1955 bezeichnet werden, in der die sogenannten
,»Volksgerichte* als auBerordentliche Instrumente zur Aburteilung von NS-Tétern eingesetzt
wurden. Als zweite Phase wird in der vorliegenden Arbeit der Zeitraum von 1955-1975 verstanden,
der den Ubergang der auBerordentlichen auf die ordentliche Gerichtsbarkeit bis zum letzten
rechtskréftigen Urteilsspruch wegen NS-Verbrechen umfasst. Als dritte und letzte Phase wird
schliefflich der Zeitraum von Ende 1975 bis heute bezeichnet; Zwischen Dezember 1975 und
Oktober 1999 wurde in Osterreich kein einziger Prozess wegen NS-Verbrechen gefiihrt. 1999 erhob
zum bisher letzten Mal eine Osterreichische Staatsanwaltschaft Anklage wegen NS-Verbrechen, die
Hauptverhandlung wurde jedoch wegen Verhandlungsunfdhigkeit des Angeklagten unterbrochen
und in der Folge eingestellt.” Mit weiteren Anklagen ist kaum mehr zu rechnen. In dieser dritten und
letzten Phase vollzog sich das faktische Ende der gerichtlichen Strafverfolgung von NS-Verbrechen

in Osterreich.

Die vorliegende Masterarbeit befasst sich mit dem Ubergang der zweiten auf die dritte Phase der
Nachkriegsjustiz, der sich bereits ab Ende der 1950er Jahre durch eine Reihe von Entwicklungen
abzeichnet: Drastische Riickgédnge der Anzahl von Verfahren, zahlreiche umstrittene Freispriiche
durch Geschworenengerichte, die als Fehlurteile bezeichnet werden miissen, personell unterbesetzte
und politisch gesteuerte Strafverfolgungsbehorden, Stimmen in Politik und Medien, die — nach der
umfassenden Reintegration der ehemaligen Nationalsozialisten in alle Bereiche der Gesellschaft —
einen ,,Schlussstrich® unter die NS-Vergangenheit fordern und damit auch die Strafverfolgung

schwerer Gewaltverbrechen meinen. Aber auch offene Kritik nach Skandalen innerhalb des

2 Verfahren gegen Heinrich GroB, vgl. S. 57 der vorliegenden Arbeit.

13



Justizapparats, internationale Entwicklungen wie der Prozess gegen Adolf Eichmann 1961 und
mehrere Novellierungen des Strafrechts hinsichtlich der Verjdhrungsfristen von NS-Verbrechen

kennzeichnen diesen Zeitraum.

Zentral ist fiir mich die Frage, vor welchem Hintergrund sich die Entwicklung hin zur faktischen
Einstellung der justiziellen Verfolgung dieser Verbrechen in Osterreich vollziehen konnte. Denn es
ist keineswegs so, dass von einer gelungenen Aufarbeitung — oder gar Bewéltigung — gesprochen
werden kann. Wie waren Freispriiche wie jener im Prozess gegen Wendl mdglich, wie ist das
Verhalten der Staatsanwaltschaft zu erkldren? Ist der Prozess gegen den gestdndigen

Gaswagenfahrer exemplarisch fiir ein Versagen der osterreichischen Geschworenengerichte?

Freispriiche mit der Begriindung des Befehlsnotstands, oder trotz nachweislicher Zwanglosigkeit
des Angeklagten gar des Putativnotstands, deuten auf strukturelle Probleme der Justiz hin. Die von
der  Staatsanwaltschaft zwar eingebrachte, dann jedoch wieder zuriickgezogene
Nichtigkeitsbeschwerde wegen eklatanter Fehler bei der rechtlichen Aufklarung der Geschworenen
— ebenfalls kein Einzelfall — ldsst politische Intervention vermuten. Waren die Freispriiche der
1960er und 70er Jahre ausschlaggebend fiir einen Ubergang zu einer ,kalten Amnestie* fiir NS-

Verbrecher, wie Simon Wiesenthal es formulierte?

Der Fall Wendl zeigt nicht nur auf mehreren Ebenen die Problematik der
Geschworenengerichtsbarkeit bei der gerichtlichen Ahndung von NS-Verbrechen pointiert auf,
sondern ist noch aus einer weiteren Perspektive interessant: Der Wiener SS-Mann war unter
anderem an mindestens einer Ermordungsaktion an mehreren hundert Wiener Jiidinnen und Juden
in WeiBrussland beteiligt, und stand auch in Wien vor Gericht. Wirkte sich dies auf den Prozess und

die osterreichische mediale Berichterstattung iiber den Fall aus?

Der Beantwortung dieser Fragen mochte ich mich entlang zweier zentraler Dimensionen der
Ahndung von NS-Verbrechen durch osterreichische Gerichte anndhern: der politischen und der
justiziell-strukturellen Dimension. Fiir den konkreten Fall Wendl soll drittens auch die mediale
Dimension beleuchtet werden. Die politische Dimension umfasst die konkreten politischen
MaBnahmen im Umgang mit Nationalsozialisten und nationalsozialistischen Verbrechen und bildet
damit den gesetzlichen Rahmen fiir das justizielle Vorgehen. Die justiziell-strukturelle Dimension
beinhaltet die gerichtliche Strafverfolgung selbst und strukturelle Funktionsweisen der Verfahren;

Die mediale Dimension des konkreten Falles Wendl umfasst schlieBlich die Darstellung und

14



Bewertung der beiden ersten Dimensionen und des Prozesses 1970 in der medialen Offentlichkeit.

Natiirlich sind die genannten Dimensionen untrennbar miteinander verbunden und bedingen sich
gegenseitig — sie bilden zusammen einen erheblichen Teil von Vergangenheitspolitik (siehe nichstes
Kapitel). Eine Unterscheidung der spezifischen Felder ist jedoch zu analytischen Zwecken durchaus

sinnvoll.

Nach theoretischen Voriiberlegungen, Angabe der Quellen und Ausfiihrung der methodischen
Vorgehensweise soll in dieser Arbeit entlang der genannten Dimensionen der Kontext der Ahndung
von NS-Verbrechen durch Geschworenengerichte nachgezeichnet und schlielich der konkrete Fall

Wendl untersucht werden.
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Begriffsdefinitionen und theoretisches Konzept

Zum Begriff Vergangenheitspolitik

Der Begriff Vergangenheitspolitik wird in den Sozialwissenschaften im Zusammenhang mit der
Aufarbeitung der Vergangenheit postdiktatorischer politischer Systeme und Gesellschaften
verwendet. In Abgrenzung zum Begriff Vergangenheitsbewiltigung, der auf kollektive ethisch-
moralische Reflexionsbereitschaft und die umfassende gesellschaftliche Auseinandersetzung mit
belasteter Vergangenheit abzielt®, verstehen Bock/Wolfrum unter Vergangenheitspolitik ,,wie nach
der Uberwindung eines diktatorischen oder autoritiren Systems mit dessen unmittelbaren
personellen und materiellen Hinterlassenschaften umgegangen wird“!. Der Fokus von
Vergangenheitspolitik liegt in dieser Definition also auf konkreten Mafinahmen und Handlungen
innerhalb des politischen Systems und seiner Institutionen, weniger auf kulturellen Diskursen,

symbolischem Handeln und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um Deutungen.

Giinther Sandner entwickelte ein breiteres Konzept des Begriffs und definiert Vergangenheitspolitik
als ,,den politischen, justiziellen und kulturellen Umgang einer demokratischen Gesellschaft mit
ihrer diktatorischen Vergangenheit — ohne dabei symbolische Politikformen oder Diskurspolitik

auszuschlieBen‘’

. Die Thematik der juristischen Aufarbeitung von NS-Verbrechen kann durchaus
mit einer engeren Definition von Vergangenheitspolitik erfasst werden, da sie primér praktische
politische und justizielle Maflnahmen beinhaltet. Die politischen Rahmenbedingungen fiir die
Ahndung dieser Verbrechen nach der Wiederherstellung der Osterreichischen Souverdnitdt 1955
konnen aber kaum isoliert von gesellschaftlichen Entwicklungen und Diskursen betrachtet werden,
gerade weil die Haltung der politischen Parteien und ihrer Entscheidungstriger zu den ehemaligen
Nationalsozialisten mitunter wahlentscheidend war und — in allen Bereichen des politischen

Systems — personelle Uberschneidungen des NS-Regimes und der demokratischen Republik

vorhanden waren.

In der vorliegenden Arbeit wird unter dem Begriff Vergangenheitspolitik daher der praktische

3 Vgl. Manoschek, Walter/Geldmacher, Thomas: Vergangenheitspolitik, S. 577, in: Dachs, Herbert/ Gerlich, Peter u.a.
(Hg.): Politik in Osterreich. Das Handbuch, Wien 2006.

4 Bock, Petra/Wolfrum, Edgar (Hg.): Umkdmpfte Vergangenheit. Geschichtsbilder, Erinnerung und
Vergangenheitspolitik im internationalen Vergleich, Gottingen 1999, S. 8f.

5 Sandner, Giinther: Hegemonie und Erinnerung: Zur Konzeption von Geschichts- und Vergangenheitspolitik, in: OZP
1/2001, S. 7.
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politische und justizielle Umgang mit NS-Verbrechern ebenso subsumiert wie 6ffentliche Diskurse
dartiber. Damit konnen alle drei genannten Dimensionen der Ahndung von NS-Verbrechen durch
Osterreichische Gerichte erfasst werden: Die politische, die justiziell-strukturelle und die mediale

Dimension.

Transitional Justice

Interessante Ansdtze zur theoretischen Auseinandersetzung mit Vergangenheitspolitik birgt das
Konzept der Transitional Justice, im Deutschen manchmal auch als Ubergangsjustiz bezeichnet. Der
in den 1990er Jahren aufgekommene Begrift steht allgemein ,,fiir Bemiihungen, die Vergangenheit
eines gewaltsamen Konflikts oder eines Regimes aufzuarbeiten, um in einer gespaltenen

Gesellschaft den Ubergang zu Sicherheit und Frieden zu fordern*®

. Die Idee ist also, gegenwirtig in
historischer Perspektive Mallnahmen zu ergreifen, um priventiv zukiinftigen gewaltsamen
Konflikten entgegenzuwirken und Spaltungen in der Gesellschaft zu tiberbriicken. Die beiden
Sphédren von Tranistional Justice sind jene der riickwirkenden ,,Gerechtigkeit einerseits, der

»praventiven Zukunftssicherung* andererseits. Als die vier Sdulen der Transitional Justice gelten:

1) Aufdeckung des Ausmafes und der Verantwortlichkeit begangener Verbrechen

2) lJustizielle Strafverfolgung der Verantwortlichen durch internationale, nationale oder hybride
Gerichte

3) Entschiddigung von Opfern, einschlieflich Reparation, Rehabilitation und symbolischer
Wiedergutmachungsleistungen

4) Reformierung staatlicher Institutionen und Entfernung belasteter Personen’

Berkley-Zistel nennt die Leipziger Prozesse nach dem Ersten Weltkrieg, die Niirnberger und
Tokioter Prozesse nach dem Zweiten Weltkrieg als erste MaBnahmen, die dem Konzept der
Transitional Justice entsprechen. ,,Vor allem Niirnberg trug [...] maBigeblich zu dem Grundsatz bei,
dass weder die innerstaatlich angeordnete Straflosigkeit noch das Handeln auf Befehl oder in

hoheitlicher Funktion individueller volkerrechtlicher Verantwortung entgegenstehen.®

6 Buckley-Zistel, Susanne: Transitional Justice als Weg zu Frieden und Sicherheit. Méglichkeiten und Grenzen, SFB-
Governance Working Paper Series Nr. 15, Berlin 2008, S. 3.
http://www.sfb-governance.de/publikationen/stbgov_wp/wp15/wp15.pdf?1325771116

7 Vgl ebenda S.8 sowie: Form, Wolfgang: Dealing with the Past: Transitional Justice — MaBnahmenkataloge fiir den
Umgang mit der Vergangenheit, in: Garscha, Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia (Hg.): Gerechtigkeit nach Diktatur
und Krieg. Transitional Justice 1945 bis heute: Strafverfahren und ihre Quellen, Graz 2010, S. 15-30.

8 Buckley-Zistel, Susanne: Transitional Justice, S. 6.
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Der Grundgedanke, eine umfassende justizielle Aufarbeitung von schweren Kriegs- und
Menschenrechtsverletzungen fithre zu einem gesellschaftlichen Bruch mit vergangenem Unrecht
und sei entscheidend fiir den Ubergang zu einer friedlichen, demokratischen Ordnung und einer
Aussohnung innerhalb der Gesellschatft, ist nicht neu. Ebenso wenig die Annahme, die ,,klassische*
nationalstaatliche Strafjustiz konne Menschenrechtsverbrechen in groBem Ausmal nicht gerecht

werden.

Eine wissenschaftliche Konzeptualisierung des Ansatzes ist hingegen verhiltnismiBig jung.’ Wie
grof3 das Potenzial von Transitional Justice fiir die friedliche, demokratische Konsolidierung post-
diktatorischer Gesellschaften sein kann, ist umstritten; Kritiker fithren an, dass Gesellschaften nach
dem Bruch mit einem vorangegangenen Regime nicht als ,.tabula rasa“ angesehen werden konnen
und sich gerade durch die genannten MaBnahmen alte Konfliktlinien mitunter weiter verschérfen.
Wie konne normative Aufdeckung von Wahrheiten und Schaffung von Gerechtigkeit
gesellschaftliche Antagonismen {liberwinden, die von vergangener Gewalt geprigt sind und diese
vielleicht sogar bedingten? Und soll Vergangenheitsbewéltigung tiberhaupt das vordergriindige Ziel
eines Rechtssystems sein? ,,Eine Nachkriegsgesellschaft kann [...] nicht bei Null anfangen, so dass
Bemiihungen, Frieden und Sicherheit zu konsolidieren, in die vorhandenen Spaltungen einzubetten

sind und ihnen Rechnung tragen miissen.*'"

Tatsache ist, dass sich im post-nationalsozialistischen Osterreich ein stabiler demokratischer
Rechtsstaat herausbilden konnte. Fraglich ist jedoch, inwieweit dies einer erfolgreichen
Aufarbeitung der nationalsozialistischen Herrschaft im Sinne des Transitional Justice Konzeptes
geschuldet ist. Wie noch ndher ausgefiihrt werden wird, wurden nationalsozialistische Verbrechen
durch alliierte und Osterreichische Gerichte geahndet. Vor allem die Phase der auferordentlichen
Gerichtsbarkeit (Volksgerichte) ist von der erkennbaren Bemiihung um umfassende Ahndung

gekennzeichnet."

Der deutliche Riickgang dieser Bemiihungen nach Abschaffung der Volksgerichte, die politische
Reintegration der ehemaligen Nationalsozialisten 1957, die ,,Opferthese™ als parteiiibergreifende
Staatsrason und die daraus resultierende Restitutionspolitik sowie personelle Kontinuititen in

Politik, Verwaltung und Justiz erfiillen die genannten vier Sdulen von Transitional Justice nicht.

9 Vgl. Form, Wolfgang: Dealing with the Past, S. 15f.

10 Buckley-Zistel, Susanne: Transitional Justice, S. 19.

11 Kuretsidis-Haider, Claudia: Die strafrechtliche Verfolgung von NS-Verbrechen durch die dsterreichische Justiz, in:
Finger, Jirgen/Keller, Sven u.a. (Hg): Vom Recht zur Geschichte. Akten aus NS-Prozessen als Quellen der
Zeitgeschichte, Gottingen 2009, S.74.
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Dennoch ist das Konzept als Idealtypus fiir die Aufarbeitung von gewaltsamen Diktaturen tauglich

und kann zu Analysezwecken der sterreichischen Realitit gegeniibergestellt werden.
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Quellen

Die wichtigste Rolle bei der wissenschaftlichen Erforschung der osterreichischen Nachkriegsjustiz
nimmt die Forschungsstelle Nachkriegsjustiz des Dokumentationsarchivs des Osterreichischen
Widerstands (DOW) ein. Insbesondere die Arbeiten von Claudia Kuretsidis-Haider und Winfried
Garscha stellen die unverzichtbare Literaturbasis dieser Arbeit dar und verdienen es, an dieser Stelle

gesondert erwdhnt zu werden.

Als Primérquellen wurden zahlreiche Dokumente herangezogen. Zur Rekonstruktion des Falles
Josef Wendl wurden Gerichts- und Prozessakten aus dem Volksgerichtsprozess 1948 und dem
Geschworenenprozess 1970, SS-Personaldokumente und Berichte ausgewihlter Tageszeitungen aus
verschiedenen Archiven bezogen, untersucht und ausgewertet. Der Akt des Geschworenenprozesses
vor dem Landesgericht Wien 1970, der die wichtigste Primérquelle dieser Arbeit darstellt, umfasst
etwa 4.000 Seiten in neun Banden. Der absolute Grof3teil des Materials entstammt Ermittlungen und
Prozessen bundesdeutscher Behorden. So sind in dem Prozessakt umfangreiche Abschriften von
Verfahren gegen Mitglieder des EK 8 in der BRD enthalten, die jedoch nur teilweise einen direkten
Bezug zu Wendl aufweisen. Die wichtigsten Ermittlungsdokumente zum Fall Wendl selbst sind
ebenfalls Resultat deutscher Verfahren: Es sind dessen Zeugenaussagen gegen den ehemaligen
Fuhrer des EK 8 Heinz Richter und dessen Stellvertreter Hans Hasse aus den Jahren 1963/64.
Anklageschrift und Protokolle der Hauptverhandlung gegen Wendl umfassen etwa 200 Seiten.

Weiters wurden relevante Gesetzestexte, insbesondere betreffend die Entnazifizierung bzw.
Amnestierung ehemaliger Nationalsozialisten sowie die Verjdhrungsfristen von NS-Verbrechen zur
rechtlichen Einordnung verwendet. Dariiber hinaus beinhaltet der ausgesprochen umfangreiche
private Nachlass des langjihrigen Bundesministers fiir Justiz, Christian Broda (SPO), der der
Offentlichkeit gesammelt in der Osterreichischen Nationalbibliothek zuginglich ist, wichtige

Dokumente, Notizen und Medienberichte, die fiir die vorliegende Arbeit bedeutsam sind.
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Methodische Vorgehensweise

Die vorliegende Arbeit stiitzt sich auf eine Kombination aus qualitativen Forschungsmethoden: Die
»Historische Methode* der Quellenkritik sowie die Qualitativen Inhalts- und Dokumentenanalyse.
Da als maBgebliche Quellen Gerichtsakten und die Berichterstattung ausgewihlter Tageszeitungen
herangezogen wurden, ist eine kritisch-historische Form der qualitativen Dokumentenanalyse
zentral. Zu Beginn dieses Kapitels stehen daher quellenkritische Uberlegungen zur Auswertung von
Justizakten, anschlieBend wird die qualitative Inhaltsanalyse mit dem Ansatz der induktiven

Kategorienanwendung erldutert.

Quellenkritik: Die Arbeit mit Gerichtsakten

Gerichtsakten werden seit jeher als Quelle historischer Forschung verwendet. Der Zugang zu Akten
aus der jiingeren Vergangenheit ist allerdings durch gesetzliche Sperrfristen erschwert — sicherlich
mit ein Grund, warum die Auswertung von Nachkriegsjustizakten lange Zeit marginal blieb. Fiir
Osterreich gilt: ,,Erst durch das vom Dokumentationsarchiv des Osterreichischen Widerstands
initiierte Forschungsprojekt zur Volksgerichtsbarkeit in Osterreich zwischen 1945 und 1955 und die
in der Folge gegriindete Forschungsstelle Nachkriegsjustiz wurden erstmals Gerichtsakten iiber
nationalsozialistische Gewaltverbrechen in groBem Umfang fiir die historische Forschung

zuganglich gemacht und von ihr gentitzt.“'

Die Notwendigkeit einer kritischen Betrachtung von Quellen der wissenschaftlichen Forschung
liegt auf der Hand. Im Fall von Gerichtsakten sind eine ganze Reihe von Voriiberlegungen
angebracht. Denn die spezifischen Entstehungsbedingungen von Justizakten unterliegen strengen
formalen juristischen Regeln und einem Erkenntnisinteresse, das sich meist deutlich von dem eines
Wissenschafters unterscheidet: ,,Das gerichtliche Strafverfahren (der Strafprozess) dient der
Feststellung, ob und gegen welche Person im Einzelfall ein staatlicher Strafanspruch besteht oder

nicht besteht, und — bejahendenfalls — der Durchsetzung dieses Strafanspruches.*"

12 Blank, Bernhard: ,Gefihrdung von Menschenleben durch den Eisenbahn-Transport nach Auschwitz®: die
osterreichische Justiz und die Geschworenenprozesse gegen die Eichmann-Gehilfen Franz Novak und Erich
Rajakowitsch von 1961 bis 1987, Diplomarbeit Wien 2010, S. 11; Fiir eine Projektiibersicht siche
http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/projekte/index.php

13 Gallhuber, Heinrich: Anmerkungen zur Arbeit mit gerichtlichen Strafakten in der zeitgeschichtlichen Forschung
(Teil 1), in: Verein zur Erforschung nationalsozialistischer Gewaltverbrechen und ihrer Aufarbeitung (Hg.):
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Hinweise auf Rahmenbedingungen, Hintergrinde und Motive oder gar allgemeinere
gesellschaftliche Zusammenhinge konnen zwar vorhanden sein, werden vor Gericht aber nur
insofern ausgefiihrt, als sie der Beurteilung eines Strafanspruches dienlich sind. Eine
Gesamtdarstellung der Geschehnisse ist weder Aufgabe noch Zweck der gerichtlichen

Vorgehensweise.

In der wissenschaftlichen Auswertung eines Gerichtsprozesses miissen alle vorhandenen
Teildokumente beachtet werden, denn, wie Kuretsidis-Haider und Garscha schreiben: ,,Die Nutzung
der Gerichtsakten erfordert nicht nur die Kenntnis der Urteile, sondern samtlicher von den
Ermittlungsbehérden zusammengetragen Informationen.'* Das Urteil selbst ist nicht unbedingt
aussagekriftig fiir den Quellenwert eines Prozesses, ,,da Informationen in Zeugenaussagen, die flir
das Gericht bei der Feststellung der Schuld des Angeklagten irrelevant gewesen sein mogen, fiir die
Geschichtswissenschaft von unverzichtbarer Bedeutung sein konnen.“"> Im Fall der
Geschworenengerichtsbarkeit kommt, wie spéter noch ndher ausgefiihrt wird, hinzu, dass die

Schuldfrage durch Laienrichter geklart wird und damit auch keine Urteilsbegriindung vorliegt.

Die  Entstehungsbedingungen einzelner Teildokumente (etwa  Vernehmungsprotokolle,
Zeugenaussagen, Gutachten, Eingaben, Urteilsspriiche, Rechtsmittel) unterscheiden sich allerdings
ebenfalls, ihnen liegen zudem hdchst unterschiedliche Motivationen zu Grunde. Die Aussage eines
Angeklagten, eines Opfers, eines Zeugen, der in einem gewissen Verhéltnis zum Angeklagten oder
dem Opfer steht, oder die Aussage eines unbeteiligten Zeugen, der aber moglicherweise dennoch
bewusst oder unbewusst auf personlichen Erfahrungen basierende Zielsetzungen mit in den Prozess
bringt, sind individuell und hochst unterschiedlich zu bewerten. Dazu kommt, dass es sich haufig
um keine wortlichen Protokolle von Aussagen gegeniiber Ermittlungsbehérden und Gerichten,
sondern um — aus Sicht des Protokollierenden — sinngemdfle Mitschriften handelt, die damit

potenziell verfremdet sind.'

Im Fall von Gerichtsakten zu NS-Verbrechen gibt es zudem noch weitere Aspekte zu bedenken:

Einerseits war ,die Verfolgung nationalsozialistischer Gewalttaten sowohl wechselnden

Rundbrief Nr. 1/Juni 1999, S. 6f. zit. n. Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht. Osterreichische Justiz
und NS-Verbrechen am Beispiel der Engerau-Prozesse 1945-55, Innsbruck 2006, S. 20.

14 Garscha, Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia: Die Nachkriegsjustiz als nicht-biirokratische Form der
Entnazifizierung: Osterreichische Justizakten im europiischen Vergleich, Wien 1995, S. 78.

15 Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht, S. 21.

16 Vgl. , Gerechtigkeit nach Diktatur und Krieg, S. 193 sowie: Keller, Sven: Geschichte aus Gerichtsurteilen.
Perspektiven auf die Gesellschaft der Kriegsendphase, in: Finger, Jiirgen/Keller, Sven u.a. (Hg.): Vom Recht zur
Geschichte, S. 182 f.
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strukturellen Rahmenbedingungen als auch gesellschaftlichen Konjunkturen unterworfen, die auf

“7 ynd in vielen

Intensitdt und Gegenstand der Ermittlungstétigkeit erheblichen Einfluss hatten
Fillen zu einem erheblichen zeitlichen Abstand zwischen Tatzeitpunkt und gerichtlicher Ahndung
filhrten. Andererseits war, gerade in westeuropdischen Prozessen zu nationalsozialistischen
Massenmorden im Osten, auch der raumliche Abstand groB3, geografisch wie psychologisch. Die
Auffindbarkeit und Verfiigbarkeit von Zeugen der Opferseite stellten ein erhebliches Problem dar
und standen im Vergleich zur Verfligbarkeit von Zeugen auf der Titerseite in eklatantem

Missverhiltnis.

Gerichtsakten als wissenschaftliche Quellen sind also, salopp formuliert, mit Vorsicht zu genief3en.
Werden allerdings Quellenwert und Entstehungsbedingungen bei der Auswertung ausreichend
beriicksichtigt, konnen sie einen groflen Erkenntniswert aufweisen: ,,Wegen der Formstrenge des
Verfahrens und des moglichen Einsatzes prozessualer Zwangsmittel wie Haftbefehl, Durchsuchung
und Beschlagnahme, Beugehaft oder Telefoniiberwachung kann die Strafjustiz Aussagen und/oder
Dokumente zutage fordern, deren Beschaffung dem/der HistorikerIn nicht ohne weiteres gelingen

wiirde.*!®

Fir die konkrete Analyse eines Prozessaktes bietet sich nach Kerstin Briickweh ein
,»Rickwirtslesen* des Textmaterials an, beginnend mit dem Urteil, ,,das heil}t, dass vom Straftmal}
her gepriift werden kann, ob die Argumentation, die (...) zu diesem StrafmaB fiihrt, plausibel ist.“"
In weiterer Folge kann die gesamte Hauptverhandlung riickwirts dekonstruiert und dessen Verlauf
kritisch hinterfragt werden. Dabei ist es sinnvoll, anhand eines Fragenkataloges vorzugehen, was

sich auch fiir die vorliegende Arbeit bestens eignet:

»Wie ist der Urteilstext aufgebaut (Gliederung, Verhiltnis der einzelnen Textteile zueinander, etc.)?
Wie sind die Argumente angeordnet? Welches Bild vom Téater bzw. von den Opfern wird
gezeichnet? Welche Deliktart (Denunziation, Mord, oder nur Beihilfe zum Mord) wird fiir relevant
erachtet? Wie wird die strafrechtliche Zurechnungs- und Verantwortungsfahigkeit eingeschétzt? Wie
gestaltet sich das Verhiltnis von Einzelpersonen und Gesellschaft, das heilit, wird stérker auf die
Verantwortung des Angeklagten oder auf das System, innerhalb dessen er oder sie operiert hat,

fokussiert? Welche Zeugenaussagen werden fiir wichtig befunden? Gibt es Zusammenhéinge

17 Ebenda, S.183.

18 Riedel, Joachim: Justizakten als historische Quelle, S. 195.

19 Briickweh, Kerstin: Dekonstruktion von Prozessakten. Wie ein Strafprozess erzéhlt werden kann, in: Finger,
Jirgen/Keller, Sven u.a. (Hg.): Vom Recht zur Geschichte, Gotingen 2009, S. 198.
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zwischen der Relevanzzuschreibung von Zeugenaussagen und der gesellschaftlichen Herkunft
dieser Zeugen, das heillt, welche Machtverhiltnisse konnen beobachtet werden? An welche
Traditionen wird angeschlossen, welche Wissensbestinde einer Gesellschaft werden aktiviert? Wie
emotional ist der Text gestaltet? Wird Mitleid, Rache, oder gar Angst oder Verdringung eigener

Verantwortung und Vergangenheit deutlich?*°

Qualitative Inhaltsanalyse

Zur Analyse der Berichterstattung ausgewéhlter Tageszeitungen {liber den Prozess gegen Wendl wird
hingegen auf einen qualitativ-inhaltsanalytischen Ansatz der Dokumentenanalyse zuriickgegriften.
Es bietet sich an, zu Beginn der Analyse mittels induktiver Kategorienanwendung vorzugehen.
Nach Philipp Mayring bedeutet dies, in einem ersten Schritt mittels ,,zusammenfassender
Inhaltsanalyse das Material so zu reduzieren, dass die wesentlichen Inhalte erhalten bleiben, aber
ein liberschaubarer Kurztext entsteht“.*’ Im Gegensatz zum deduktiven Vorgehen, in dem schon
vorher festgelegte, theoretisch begriindete Auswertungsaspekte an das Material herangetragen
werden, sollen nun Kategorien aus dem verdichteten Material heraus entwickelt werden. In einem
ersten Vorgang, der hochstens die Haélfte des Datenmaterials umfassen sollte, werden diese
Kategorien laufend iiberarbeitet bzw. neue Kategorien gebildet, um anschlieBend die gesamte

Datenmenge damit zu bearbeiten.?

20 Ebenda, S. 198.

21 Mayring, Philipp: Qualitative Inhaltsanalyse, in: Flick, Uwe/von Kardoff, Ernst u.a. (Hg.): Qualitative Forschung.
Ein Handbuch, Hamburg 2009, S. 472.

22 Vgl. ebenda.
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(Segenstand, Fragestellung

b 4

F

Festlegung von Kategonendefinition (Selektions-
kriterium) und Abstraktionsniveau fir die "
induktive Kategorenbildung

Schrittweise induktive Kategorienbildung aus
dem Material heraus in Bezug auf Definition und
Abstraktionsniveau:

Subsurtion unter alte Kategorien oder
Kategorienneubildung

Uberarbeitung der Kategorien p| formative Relia-

nach ca. 10 - 50% des Matenals hilitatsprifung

Endgiiltiger Materialdurchgang »| summative Relia-
$ bilitatsprifung

4 Auswertung, ev. quantitative Analysen (2.B.
Haufigkeiten)

Abbildung 1: Ablaufmodell induktiver Kategorienanwendung?

Fir die vorliegende Arbeit bedeutet dies, das festgelegte Material (Berichte ausgewéhlter
Tageszeitungen innerhalb eines festgelegten Zeitraums) unter Beriicksichtigung eines breiteren
Kontextes und der Entstehungsbedingungen in einen Kommunikationszusammenhang einzubetten.
»Wer ist der Sender (Autor), was ist der Gegenstand und sein soziokultureller Hintergrund
(Quellen), was sind die Merkmale des Textes, wer ist der Empféanger, wer die Zielgruppe?“** Wie
aus der Abbildung hervorgeht, verschlieBt sich die qualitative Inhaltsanalyse grundsétzlich auch

quantitativen Analyseschritten nicht.

Der Vorteil dieser Methode liegt im zwar regelgeleiteten, aber dennoch kaum einschrinkenden
Umgang mit dem Datenmaterial. Es wird weder inhaltlich reduziert noch im Vorfeld kategorisiert,
sondern die Kategorien ergeben sich aus der Analyse der Dokumente heraus und werden in ihrer
Gesamtheit abgebildet. Trotz dieser Offenheit ermoglicht die Vorgehensweise eine

Nachvollziehbarkeit und gegebenenfalls auch quantitative Analyseschritte. Im entsprechenden

23 Ebenda, S 472.
24 Ebenda.
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Kapitel ,,Die mediale Dimension* wird dies anhand eines Zeitungsartikels exemplarisch dargestellt.
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Ahndung von NS-Verbrechen: Die Politische Dimension

Opferthese als Staatsrison

., Die FEinstellung der osterreichischen Bevilkerung zum ,Hitlerkriege® war von allem Anfang
ablehnend, sofern sie nicht von seinem Ausgange die einzige Moglichkeit einer Befreiung vom

Nazijoche erhoffte. “*

Im ersten Absatz der Moskauer Deklaration von 1943 bezeichneten die alliierten AuBBenminister
Osterreich als ,,/...] the first free country to fall a victim to Hitlerite aggression [...]“. Im dritten
Absatz wurde hervorgehoben, ,,/...] Austria is reminded, however that she has a responsibility,

which she cannot evade, for participation in the war at the side of Hitlerite Germany [...] “*.

Jedoch vor allem unter Bezugnahme auf den ersten Absatz dieses Dokuments formulierten die
Griinderparteien der Zweiten Republik — OVP, SPO und KPO — 1945 die 0Osterreichische
Unabhingigkeitserklirung, in der maBgeblich auf den Status Osterreichs als erstes Opfer des

Nationalsozialismus hingewiesen wurde:

.. [...] daf3 die nationalsozialistische Reichsregierung Adolf Hitlers kraft dieser vélligen politischen,
wirtschaftlichen und kulturellen Annexion des Landes das macht- und willenlos gemachte Volk
Osterreichs in einen sinn- und aussichtslosen Eroberungskrieg gefiihrt hat, den kein Osterreicher

Jjemals gewollt hat, jemals vorauszusehen oder gutzuheifen instand gesetzt war [...] “*'.

Mit dieser identitdtsstiftenden Erkldrung grenzte sich die Zweite Republik von Beginn an von
jeglicher Mitverantwortung am Nationalsozialismus ab und legte damit den Grundstein fiir die
jahrzehntelang wihrende Staatsriison, die Osterreicher seien allesamt Opfer NS-Deutschlands
gewesen. Im 1955 abgeschlossenen Staatsvertrag zwischen der Osterreichischen Bundesregierung
und den Alliierten intervenierte die Osterreichische Delegation erfolgreich gegen eine Erwdhnung

osterreichischer Mitschuld am Nationalsozialismus in der Prdambel, womit die Opferthese ihren

25 Osterreichisches AuBenministerium (Hg.): Rot-WeiB-Rot-Buch: Gerechtigkeit fiir Osterreich! Darstellungen,
Dokumente und Nachweise zur Vorgeschichte der Okkupation Osterreichs, Wien 1946, S. 94 f.

26 Moscow Declaration, October 1943, siche z.B.: http://www.ibiblio.org/pha/policy/1943/431000a.html

27 Staatsgesetzblatt fiir die Republik Osterreich, Jg. 1945, 1.Stiick, 1.Mai 1945. Zitiert nach: Manoschek, Walter/
Geldmacher, Thomas: Vergangenheitspolitik, S. 578.
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offiziellen Anstrich erhielt und zum langjéhrigen Konsens der Nachkriegsgesellschaft wurde.

Erst die Affire um die nationalsozialistische Vergangenheit des Priisidentschaftskandidaten der OVP
und anschliefenden Bundespriasidenten Kurt Waldheim 1986 fiihrte zu einer ernsthaften kritischen
Debatte iber die Osterreichische Vergangenheitspolitik in der Offentlichkeit und zu einer

allméhlichen Erosion der Opferthese.”®

Fir die Opfer der nationalsozialistischen Verbrechen bedeutete die ,,Generalabsolution® der
iiberwiltigenden Mehrheit der Osterreichischen Bevolkerung eine weitgehende Verwehrung
moralischer und finanzieller Wiedergutmachung. Sie wurden lediglich als Opfer unter Opfern
betrachtet. Bemiihungen um eine rasche Integration der ehemaligen Nationalsozialisten in
Gesellschaft und Politik hatten klare Prioritdt gegeniiber Wiedergutmachung und Anerkennung des

spezifischen Leides von NS-Opfern und der Riickgabe geraubten Vermogens.”

Zwischen den politischen Eliten herrschte der Konsens, Fragen der Entschdadigung und Restitution
jiidischer NS-Opfer bewusst hinauszuzogern, wofiir die Aussagen des damaligen SPO
Innenministers Oskar Helmer in der 132. Ministerratssitzung vom 9. November 1948 exemplarisch

stehen:

,Auch den Nazis ist im Jahre 1945 alles weggenommen worden [...]. Ich wdre dafiir, daf3 man die
Sache in die Linge zieht [...]. Die Juden werden das selbst verstehen, da sie sich im klaren dariiber

sind, daf3 viele gegen sie Stellung nehmen. “*’

Die Reintegration der ehemaligen Nationalsozialisten stand, entsprechend der Opferthese, auf der
politischen Agenda weit oben. Mit Ausnahme der KPO bemiihten sich die Griinderparteien schon
unmittelbar nach 1945 darum, die von den Alliierten initiierten EntnazifizierungsmaBBnahmen
aufzuweichen. So wurden ab 1946 zahlreiche Amnestiegesetze beschlossen, die sukzessive grofle
Teile der ehemaligen NSDAP-Mitglieder entlasteten, auferlegte Siihnefolgen minderten und
verurteilte Personen rehabilitierten. Die Maflnahmen gipfelten schlielich im sogenannten
»2Amnestiegesetz 1957“. Im Unterkapitel ,,Rechtliche Grundlagen II° werden diese gesetzlichen

Bestimmungen und ihre Folgen genauer erlautert.

28 Vgl. ebenda, S.577-593.

29 Vgl. Wassermann, Heinz P.: Naziland Osterreich?! Studien zu Antisemitismus, Nation und Nationalsozialismus im
offentlichen Meinungsbild, Innsbruck 2002, S.13f.

30 Knight, Robert (Hg.): ,,Ich bin dafiir, die Sache in die Linge zu ziehen“. Wortprotokolle der dsterreichischen
Bundesregierung 1945 bis 1952 iiber die Entschadigung der Juden, Wien 2000, S. 146.
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Bis zur Wiederherstellung der Osterreichischen Souverdnitdt 1955 scheiterte eine vollstidndige
Amnestierung der ehemaligen Nationalsozialisten vorerst noch an der Ablehnung der Alliierten. In
diesem Zeitraum vollzog sich der wichtigste und quantitativ umfangreichste Teil der
Entnazifizierung in Osterreich — durch die Arbeit der Volksgerichte. Es steht auBer Frage, dass die
Volksgerichte, unter ausgesprochen schwierigen personellen und finanziellen Bedingungen,

engagierte und gute Arbeit leisteten.

Die Phasen der osterreichischen Nachkriegsjustiz

1) Sondergerichtsbarkeit 1945-1955

,,Das osterreichische Strafrecht rechnet mit Menschen, aber nicht mit Nationalsozialisten. ‘'

Rechtliche Grundlagen

Entsprechend der in der Moskauer Deklaration 1943 klar festgehaltenen Mitverantwortung
Osterreichs  fiir das NS-Regime kiindigte die provisorische Staatsregierung in ihrer
Regierungserkldrung vom 27. April 1945 an, dass ,,jene, welche aus Verachtung der Demokratie
und der demokratischen Freiheiten ein Regime der Gewalttdtigkeit, des Spitzeltums, der Verfolgung
und Unterdriickung iiber unserem Volke aufgerichtet und erhalten, welche das Land in diesen
abenteuerlichen Krieg gestiirzt und es der Verwiistung preisgegeben haben und noch weiter
preisgeben wollen, [...] auf keine Milde rechnen kénnen. Sie werden nach demselben
Ausnahmerecht behandelt werden, das sie selbst den anderen aufgezwungen haben und jetzt auch

fiir sich selbst fiir gut befinden sollen. *

Ferner wird jedoch einschrinkend festgehalten, dass diejenigen,

»[--] die nur aus Willensschwache, infolge ihrer wirtschaftlichen Lage, aus zwingenden
offentlichen Riicksichten wider innerer Uberzeugung und ohne an den Verbrechen der Faschisten
teillzuhaben, mitgegangen sind, [ ...] in die Gemeinschaft des Volkes zurtickkehren [ ...]“ sollen.?

31 Justizstaatssekretir Dr. Josef Gerd, Gespriich iiber das Kriegsverbrechergesetz, in: Neues Osterreich, 28.6.1945, zit.
n. Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 75.
32 Regierungserklarung vom 27.4.1945, StGBI. Nr. 3/45.
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Damit war einerseits die Absicht der Einrichtung einer Sondergerichtsbarkeit fiir NS-Verbrechen
bekundet, andererseits auch die spitere Entlastung und Amnestie fiir sogenannte ,Mitldufer*
vorgezeichnet worden. Fiir die Verfahren galt grundsitzlich, mit Ausnahme der Rechtsmittel
Berufung und Nichtigkeitsbeschwerde, die Osterreichische Strafprozessordnung. Da das
Osterreichische Strafrecht Verbrechen von AusmaBl und Natur der nationalsozialistischen
Gewalttaten nicht beriicksichtigt, wurden zu deren strafrechtlicher Verfolgung eigene gesetzliche

Grundlagen geschaffen: Das Verbotsgesetz (VG) und das Kriegsverbrechergesetz (KVG).

Das Verbotsgesetz (VG)

Die gesetzliche Grundlage fiir die Strafverfolgung von Nationalsozialisten bildeten das
Verbotsgesetz (VG) vom 8. Mai 1945% und das Kriegsverbrechergesetz (KVG) vom 26. Juni
1945*. Mit dem von der provisorischen Staatsregierung wenige Stunden vor der Kapitulation der
Deutschen Wehrmacht beschlossenen Verbotsgesetz wurden die NSDAP, ihre Verbinde und
samtliche Unterorganisationen aufgelost und verboten und jegliche nationalsozialistische
Betitigung — unter Androhung der Todesstrafe — untersagt.”® Dariiber hinaus sah das VG die

Registrierung aller Nationalsozialisten vor:

,Alle Personen mit dem ordentlichen Wohnsitz oder dem dauernden Aufenthalt im Gebiet der
Republik Osterreich, die zwischen dem 1. Juli 1933 und dem 27. April 1945 der NSDAP oder einem
ihrer Wehrverbdnde [...] angehort haben, wenngleich diese Angehorigkeit nur eine zeitweise war,
ferner alle Parteianwdrter und Personen, die sich um die Aufnahme in die SS (Schutzstaffel)

beworben haben, werden in besonderen Listen verzeichnet. “*°

Die Betroffenen hatten sich selbststindig zu melden, Unterlassung oder Falschangaben wurden mit
einem bis fiinf Jahren Kerker bedroht. Dariiber hinaus beinhaltete das VG mit Artikel III eigene
Strafbestimmungen fiir sogenannte ,Illegale”. Als ,Illegale” definierte das Gesetz jene
Nationalsozialisten, die zwischen dem ersten Juli 1933 — dem Tag des Verbots der NSDAP durch
das Regime der Austrofaschisten — und dem 13. Midrz 1938 — dem Tag des ,,Anschlusses*
Osterreichs an das Deutsche Reich — der NSDAP oder ihren Wehrverbéinden angehért hatten.

Organisierte nationalsozialistische Betdtigung innerhalb dieses Zeitraumes wurde als Hochverrat

33 Verfassungsgesetz vom 8.5.1945 iiber das Verbot der NSDAP, StGBI. 13/1945.

34 Verfassungsgesetz vom 26.6.1945 iiber Kriegsverbrechen und andere nationalsozialistische Untaten, StGBI 32/1945.
35 Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 75.

36 Verfassungsgesetz vom 8.5.1945 iiber das Verbot der NSDAP, StGBI1. 13/1945, Artikel 11, § 4.
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gewertet und, je nach Schwere, mit fiinf bis 20 Jahren Kerker sowie Vermdgensverfall bedroht.

Gerichtliche Verfolgung drohte jedoch nur jenen ,lllegalen®, die erneut straffillig wurden, als
,politische Leiter vom Ortsgruppenleiter® aufwarts oder ,,in einem der Wehrverbiande als Fiihrer*
tatig gewesen waren, ferner Tragern von Parteiauszeichnungen fiir ,,Illegale” sowie Personen, die
durch ihre ,, Betdtigung fiir die NSDAP [...] Handlungen aus besonders verwerflicher Gesinnung,
besonders schimpfliche Handlungen oder Handlungen, die den Gesetzen der Menschlichkeit

groblich widersprechen “, begangen hatten.

Auf Basis des VG wurden rund 550.000 NSDAP-Mitglieder behordlich registriert, davon fast
100.000 als ,,Illegale.*” Zur tatsachlichen Gesamtzahl der NSDAP-Mitglieder auf dsterreichischem

Territorium, also in den ,,Alpen- und Donaureichsgauen®, gibt es in der Literatur unterschiedliche

Angaben. Winfried Garscha schreibt von fast 700.000 Mitgliedern.*®

Zur Aburteilung nationalsozialistischer Straftaten sah § 24 VG die Einrichtung von sogenannten
Volksgerichten vor. Damit wurde ein neuer, aullerordentlicher Gerichtstypus geschaffen. Die Senate
der Volksgerichte wurden am Sitz der Oberlandesgerichte eingerichtet (1945 in Wien, ab 1946 auch
in Linz, Graz und Innsbruck). Die Senate der Volksgerichte bestanden aus zwei Berufsrichtern, drei
Laienrichtern (Schoffen) und einem Protokollfiihrer. Zundchst wurden die Schoffen von den drei
politischen Parlamentsparteien SPO, OVP und KPO nominiert und proporzmiBig eingesetzt. Das

Proporzprinzip war jedoch nur sehr kurz gewéhrleistet.*

Die Bezeichnung des neuen Gerichtstypus
als ,,Volksgericht* war bewusst an den nationalsozialistischen ,,Volksgerichtshof* angelehnt. Damit
sollte klar gemacht werden, ,, dass die NS-Tdter mit derselben Strenge bestraft werden sollten wie

dies die NS-Machthaber mit Oppositionellen taten. “*°

Das Personal der Volksgerichte musste nationalsozialistisch unbelastet sein, was bald zu einer
massiven personellen Uberforderung fiihrte. Die in der Osterreichischen Strafprozessordnung
festgelegte Moglichkeit der Berufung und Nichtigkeitsbeschwerde gegen Urteile wurde
aufgehoben, einzig der Prisident des Obersten Gerichtshofs konnte Urteile der Volksgerichte fiir

37 Garscha, Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia: Die strafrechtliche Verfolgung nationalsozialistischer Verbrechen.
Eine Einfithrung, in: Albrich, Thomas/Garscha, Winfried u.a. (Hg.): Holocaust und Kriegsverbrechen vor Gericht.
Der Fall Osterreich, Innsbruck 2006, S. 11.

38 Garscha, Winfried: Entnazifizierung und gerichtliche Ahndung von NS-Verbrechen, in: Télos, Emmerich/Hanisch,
Ernst u.a. (Hg.): NS-Herrschaft in Osterreich. Ein Handbuch, Wien 2000, S. 852.

39 Die Regelung zur proporzméfigen Besetzung der Volksgerichte wurde durch den Erlass des Bundesgesetzes vom
13. Juni 1946, BGBI. Nr. 135, aufgehoben, vgl. Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht, S. 41.

40 DOW: http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/volksg/index.php
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nichtig erklaren und dadurch Verfahren wiederholen lassen.

Das Kriegsverbrechergeset; (KVG)

Das Verbotsgesetz war damit die Grundlage fiir die Schaffung der Volksgerichte und sah auch
Strafbestimmungen gegen bereits zuriickliegende NS-Verbrechen vor, allerdings nur in Bezug auf
»llegale® Nationalsozialisten. Ansonsten galten die Bestimmungen der 0sterreichischen
Strafprozessordnung. Um spezifische nationalsozialistische Verbrechen ahnden zu kénnen, die im
Strafgesetz entweder fehlten, deren Ausmal nicht greifbar war oder die nach geltendem Recht einer
Verjahrungsfrist unterworfen gewesen wiéren, wurde das VG am 26. Juni 1945 durch das
., Verfassungsgesetz liber Kriegsverbrechen und andere nationalsozialistische Untaten“ (KVG)

erganzt.

Das KVG definiert Verbrechen dann als nationalsozialistisch, wenn , der Tdter aus
nationalsozialistischer Gesinnung oder aus Willfihrigkeit gegeniiber Anordnungen gehandelt hat,
die im Interesse der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft oder aus nationalsozialistischer

Gesinnung entstanden sind. “*'

Damit war das KVG im Kern ein grof3tenteils riickwirkendes Gesetz — die meisten Tatbestdnde
konnten bei Inkraftsetzung des Gesetzes 1945 nicht mehr begangen werden. Formal verletzte es
damit den Rechtsgrundsatz, dass Taten nicht riickwirkend zu strafbaren Handlungen erklért werden
konnen; ,,Angesichts der ungeheuren Dimension des NS-Gewaltregimes bestand 1945 unter den
europdischen Juristen aber ein Konsens dariiber, dass dies in der gegebenen Situation gerechtfertigt

Sei 42

Zwar waren einige der im KVG formulierten Handlungen bereits zuvor strafbar — etwa
Korperverletzung mit tédlichem Ausgang, Totungs- und Misshandlungsdelikte. Das KVG stellte
nun aber auch bei diesen Delikten einen Bezug zur nationalsozialistischen Diktatur her, indem
,,politische Gehdssigkeit“, ,, Ausniitzung dienstlicher oder sonstiger Gewalt oder Tatbegehung ,,im
wirklichen oder angenommenen Interesse der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft” als

besondere Tatmerkmale festgeschrieben wurden.” Das KVG wurde, wie auch das VG, mehrfach

41 §13, Abs. 2 KVG.

42 Wirth, Maria: Christian Broda. Eine politische Biographie, Gottingen 2011, S. 278.

43 Garscha, Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia: Die strafrechtliche Verfolgung nationalsozialistischer Verbrechen, S.
12.
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novelliert, 1947 zum ,,Nationalsozialistengesetz* zusammengefasst und 1957 wieder auler Kraft

{44

gesetzt.** Wie spéter noch dargestellt werden wird, sollte die Aufhebung des Gesetzes auf die

weitere Strafverfolgung von NS-Verbrechen empfindliche Auswirkungen haben.

Wie Garscha schreibt, kann dieses insgesamt lediglich zwdlf Jahre giiltige Gesetz als Versuch
engagierter NS-Gegner in der Osterreichischen Justiz gewertet werden, die Komplexitit und das

AusmaB der NS-Massenverbrechen legistisch zu erfassen.®

Absatz 1 definierte Kriegsverbrechen an Militdrangehorigen bzw. der Zivilbevolkerung von Staaten,
mit denen NS-Deutschland im Krieg stand, als ,, unter Verletzungen des giiltigen Kriegsrechts und

46

der Kriegsgebrduche veriibte Straftaten “*°, schloss aber auch Verbrechen gegen die Menschlichkeit

mit ein, die bis dahin in der Osterreichischen Gesetzgebung noch nicht erfasst worden waren.

In Absatz zwei wurde dies auch auf Handlungen ausgedehnt, die ,, den natiirlichen Anforderungen
der Menschlichkeit“Y widersprachen, auch wenn sie gegen andere Personen als ,,Kriegsgegner*
gerichtet waren. Damit wurden ,,,Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die im Interesse der NS-
Gewaltherrschaft im Zusammenhang mit bewaffneten Aktionen begangen wurden‘, wie z.B.
Massenmorde, Deportationen zur Zwangsarbeit oder mutwillige Zerstérung von Sachwerten [...]

ponalisiert.*

In Absatz 3 und 5 wurde die Berufung auf Befehlsnotstand eliminiert bzw. theoretisch auch die

Verfolgung von Schreibtischtitern ermdglicht:

,Dafs die [...] Taten auf Befehl ausgefiihrt wurden, entschuldigt sie nicht. Wer sie anbefohlen hat,

ist strenger zu bestrafen als die Ausfiihrenden. “*

Die zentralen Bestimmungen des KVG, die fiir die Aburteilungen durch die Volksgerichte
besonders wichtig waren, lauteten: § 1 (Kriegsverbrechen) (wie erwidhnt sind in Absatz 2 auch
Humanititsverbrechen inkludiert); § 2 (Kriegshetzerei) umfasste jegliche propagandistische

,, Aufreizung zum Krieg“, Darstellung des Krieges als forderlich fiir Staat und Bevdlkerung sowie

44 Vgl. Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht, S. 45.

45 Garscha, Winfried: Entnazifizierung und gerichtliche Ahndung, S. 864 ff.
46 Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht, S. 45.

47 Absatz 2 KVG, StGBI132/1945.

48 Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht, S. 45.

49 Absitze 3, 5, KVG, StGBI1 32/1945.
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Hinarbeitung auf eine Verlidngerung des Krieges; § 3 (Quilereien und Misshandlungen) bezog sich
auf Gewaltanwendung aus ,,politischer Gehdssigkeit oder ,,unter Ausniitzung dienstlicher oder
sonstiger Gewalt”, wobei die ,, Verletzung der Menschenwiirde und der ,, Gesetze der
Menschlichkeit durch die Tat besonders schwer wog. Dieser Tatbestand wurde in § 4
(Verletzungen der Menschlichkeit und der Menschenwiirde) noch einmal explizit festgeschrieben. §
5a (Vertreibung aus der Heimat), § 6 (missbrauchliche Bereicherung) sowie § 7 (Denunziation)
behandeln ebenfalls sehr typische NS-Verbrechen. § 8 (Hochverrat am Osterreichischen Volk) stellt
jegliche Handlung ,,in fiihrender oder doch einflufsreicher Stellung“, die der Machtergreifung der

Nationalsozialisten in Osterreich dienlich war, unter Strafe.

Ausmap der Ahndung durch Volksgerichte

Die Osterreichische  Volksgerichtsbarkeit  1945-55  stellt die effektivste Phase der
Nachkriegsgerichtsbarkeit dar: In diesem Zeitraum wurden 136.829 gerichtliche Voruntersuchungen
wegen des Verdachts nationalsozialistischer Verbrechen oder ,,Illegalitit* eingeleitet, gegen 28.148
Personen wurde Anklage erhoben. In 23.477 Verfahren (gegen rund 20.000 Personen)*® wurden
Urteile gefallt, davon 13.607 Schuldspriiche.”’ Kuretsidis-Haider rechnet etwa 10.000
Schuldspriiche — als Verfahren wegen ,Illegalitit” oder Falschregistrierung — dem Bereich der

Entnazifizierung zu, demnach blieben also etwa 3.600 Verurteilungen wegen anderer Vergehen. >

Davon wurden ,,796 Personen (...) in 526 Prozessen wegen nationalsozialistischer
Totungsverbrechen (Mord, Totschlag, Misshandlung) verurteilt. 341 Strafen liegen im oberen
Bereich: 43 Angeklagte wurden zum Tode, 29 Angeklagte zu lebenslidnglichem Kerker und 296
Angeklagte zu Kerkerstrafen zwischen zehn und 20 Jahren verurteilt. 30 Todesurteile wurden
vollstreckt.“>> Rund 80 Prozent der Verurteilungen (108.000) durch Volksgerichte ergingen bis
1948. ** Dass die Volksgerichte also, besonders in den ersten drei Jahren und unter duflerst prekiren
personellen und materiellen Bedingungen, Enormes geleistet haben, steht auler Frage. Inwieweit

dies aber Auswirkungen auf den gesamtgesellschaftlichen Umgang mit dem Nationalsozialismus

50 Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®. Laiengerichtsbarkeit und die Ahndung von
NS-Gewaltverbrechen in Osterreich 1955 bis 1975 am Beispiel ausgewihlter Wiener Geschworenenprozesse, in:
Kuretsidis-Haider, Claudia/Mugrauer, Manfred (Hg.): Geschichtsschreibung als herrschaftskritische Aufgabe,
Innsbruck 2013, S. 225.

51 DOW: http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/volksg/index.php

52 Vgl. Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 225.

53 Ebenda.

54 Vgl. ebenda.
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und den Opfern des Gewaltregimes hatte, ist vor dem Hintergrund der folgenden Entwicklungen

fraglich.

Denn die Tatigkeit der Volksgerichte stie3 bald auf Ablehnung in Justiz, Politik und Medien. Bereits
Ende der 1940er Jahre wurde die Forderung zunehmend lauter, die Ahndung von NS-Verbrechen
einzustellen und endlich einen ,,Schlussstrich® unter die unselige Vergangenheit zu ziehen.
,»Wahrend die Volksgerichte weiterhin NS-Téter verurteilten, setzten sich Politiker ab Anfang der
1950er Jahre fiir die Amnestierung verurteilter NS-Morder ein.*“*® Dementsprechend beschloss der
Nationalrat am 22. November 1950 — gegen die Stimme der KPO — eine Regierungsvorlage fiir ein
»~Bundesgesetz tiber die Authebung der Volksgerichte und die Ahndung der bisher diesen Gerichten

€56

zur Aburteilung zugewiesenen Verbrechen°. Das Vorhaben scheiterte an der Ablehnung durch die

Alliierten, die Volksgerichte bestanden bis zu deren Abzug aus Osterreich 1955 weiter.

Dann ging es jedoch schnell: ,,Der Nationalrat ersuchte die Bundesregierung einstimmig, so rasch
wie moglich einen entsprechenden Gesetzentwurf einzubringen, damit diese [die Volksgerichte,
Anm. D.R.] mit 31. Dezember 1955 ihre Tatigkeit einstellen konnten.“>” Garscha erklirt diese
,wichtigste Zisur in der Geschichte der Verfolgung von NS-Verbrechen in Osterreich® wie folgt:
,Die Bundesregierung und mit ihr der groBte Teil der Offentlichkeit sahen die Beendigung des
alliierten Einflusses auf die Osterreichische Innenpolitik als einen Wendepunkt, nach dem die
Beschiftigung mit Krieg und NS-Diktatur authorte, Gegenstand politischer und gesellschaftlicher
Auseinandersetzung  zu  sein.“® Die Ahndung von NS-Verbrechen wurde nun den

Geschworenengerichten tlibertragen.

2) Phase der Geschworenengerichtsbarkeit 1955-1975

Die Uberantwortung der justiziellen Ahndung von NS-Verbrechen an Geschworenengerichte
brachte aus juristischer Perspektive erhebliche Konsequenzen mit sich, die sich wesentlich auf
Ausmall und Erfolg der gerichtlichen Verfolgung niederschlagen sollten. Auch die Welle an

Amnestie-Gesetzen fiir ehemalige Nationalsozialisten ab Ende der 1940er Jahre wirkt sich auf die

55 Kuretsidis-Haider, Claudia: NS-Verbrechen vor 6sterreichischen und bundesdeutschen Gerichten. Eine bilanzierende
Betrachtung, in: Albrich, Thomas/Garscha, Winfried u.a (Hg.).: Holocaust und Kriegsverbrechen vor Gericht, S.
333.

56 Stenographische Protokolle [Sten. Prot.] iiber die Sitzungen des Nationalrates der Republik Osterreich, 34. Sitzung,
VI. GP, 22.11.1950, S.1337, zit. nach Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 79.

57 Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 80.

58 Garscha, Winfried: Entnazifizierung und gerichtliche Ahndung, S. 878.
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Strafverfolgung aus und ist ein Faktor fiir den drastischen zahlenméBigen Riickgang von Verfahren.

Mit dem ,Bundesverfassungsgesetz vom 14. Mirz 1957, womit die Bestimmungen des
Nationalsozialistengesetzes abgeidndert oder aufgehoben werden“® — besser bekannt als NS-
Amnestie 1957 — wurden, ganz der ,,Schlussstrich“-Idee folgend, die spezifischen Bestimmungen
zur Ahndung von NS-Verbrechen aufgehoben. Mit diesem Schritt wurden nicht nur die ehemaligen
Nationalsozialisten formalrechtlich wieder vollstindig in das politische System Osterreichs
integriert, sondern auch Teile des Verbotsgesetzes und das gesamte Kriegsverbrechergesetz aul3er
Kraft gesetzt. Damit war allein das Osterreichische Strafgesetz Grundlage der Ahndung von NS-

Verbrechen.

Rechtliche Grundlagen 11

Amnestierung ehemaliger Nationalsozialisten

,, Wir werden es mit Befriedigung zur Kenntnis nehmen, wenn dieser letzte Teil eines Sonderrechtes

aus der Vergangenheit aus der osterreichischen Rechtsordnung verschwindet. “%

Der Begriff ,NS-Amnestie” in Osterreich wird meist synonym fiir das Bundesverfassungsgesetz
BGBI. Nr. 82/1957 vom 14. Mirz 1957 verwendet. Anzunehmen, gesetzliche Milderungen
gegeniiber ehemaligen Nationalsozialisten seien erst ab diesem Zeitpunkt erfolgt, wére allerdings
falsch. Das Gesetz von 1957 ist zwar das weitreichendste NS-Amnestiegesetz der Zweiten
Republik, steht aber nicht am Beginn der Amnestierung ehemaliger Nationalsozialisten und deren
formalen Integration in das politische System, sondern bildet deren Abschluss. Tatsdchlich gingen

ihm eine ganze Reihe von gesetzlichen Amnestien voraus.

So wurden bereits ein Jahr nach der Zusammenfassung von VG und KVG im so genannten
Nationalsozialistengesetz 1947 — dem zentralen juristischen Instrument der Entnazifizierung — die
ersten weitreichenden Amnestiegesetze verabschiedet und das Nationalsozialistengesetz wieder

aufgeweicht:

BGBI. Nr. 70/1948: Bundesverfassungsgesetz von 22. April 1948 iiber die vorzeitige Beendigung

59 Bundesverfassungsgesetz vom 14. Mérz 1957, womit die Bestimmungen des Nationalsozialistengesetzes abgedndert
oder aufgehoben werden, BGBI. Nr. 82/1957
60 Justizminister Dr. Otto Tschadek (SPO, Amtsinhaber 1949-1952 sowie 1956-1960).
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der im Nationalsozialistengesetz vorgesehenen Siihnefolgen fiir jugendliche Personen

BGBI. Nr. 9/1948: Bundesverfassungsgesetz vom 21. April 1948 iiber die vorzeitige Beendigung

der im Nationalsozialistengesetz vorgesehenen Siihnefolgen fiir minderbelastete Personen

Diese Milderungen der ,,vorgesehenen Siihnefolgen fanden in insgesamt 487.067 Féllen
Anwendung, oder anders ausgedriickt: Sie kamen 90 % aller registrierten Nationalsozialisten zu

Gute.®!

Im April 1949 wurde im Ministerrat das ,,Bundesverfassungsgesetz iiber die vorzeitige Beendigung
der im Nationalsozialistengesetz vorgesehenen Siihnefolgen, die Einstellung von Strafverfahren und

62 entworfen; Damit

die Nachsicht von Strafen fiir bestimmte Gruppen minderbelasteter Personen
wiren auch ,Belastete teilamnestiert gewesen. Der Gesetzesentwurf hielt jedoch einer
parlamentarischen Abstimmung nicht stand.” Der Vorschlag zur Streichung minderbelasteter
Personen aus der Registrierung wurde hingegen einstimmig angenommen. Damit waren die
,Minderbelasteten, immerhin knapp eine halbe Million Menschen, zur Teilnahme an der
Nationalratswahl 1949 berechtigt; eine mehrheitsentscheidende Wiéhlergruppe, wohlgemerkt.* , Mit
der Griindung des Verbandes der Unabhéngigen (VdU), der sich als Sammelbecken der ehemaligen
Nationalsozialisten verstand, war ein entscheidender Schritt ihrer Integration in die

Parteienlandschaft gesetzt worden.*“®

Die parteipolitische Konkurrenz von SPO und OVP um diese Wihlerstimmen muss als weitere
Triebfeder fiir einen ,,Schlussstrich bewertet werden. Die Hoffnung auf eine Stirkung der Partei
und damit die Chance auf eine Alleinregierung forderte die Bereitschaft fiir weitere Zugestédndnisse
an die ehemaligen Nationalsozialisten. Wie Marion Wisinger jedoch treffend festhélt: ,,Dal damit
auch Gewaltverbrecher in das politische Leben integriert werden, da3 Belastete wieder in ihre

Positionen zurtickkehren, ist eine Folge, die sicherlich auch zu beriicksichtigen gewesen wire.

Als taktisches Zugestindnis muss auch der Versuch gewertet werden, 1952 erneut eine Amnestie fiir

61 Vgl. Wisinger, Marion: Uber den Umgang der &sterreichischen Justiz mit nationalsozialistischen
Gewaltverbrechern, Dissertation, Wien 1991, S. 53.

62 Das Nationalsozialistengesetz 1947 unterschied zwischen ,,belasteten” und ,,minderbelasteten Personen®.

63 Nur die Fraktion der OVP stimmte dafiir, vgl. Wisinger, Marion: Uber den Umgang der &sterreichischen Justiz, S.
54.

64 Vgl. Ebenda, S. 54.

65 Manoschek, Walter/Geldmacher, Thomas: Vergangenheitspolitik, S. 579 f.

66 Wisinger, Marion: Uber den Umgang der dsterreichischen Justiz, S. 54.
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,belastete Personen® durchzubringen. Die Umsetzung scheiterte an den Alliierten. Bald nach deren

Abzug folgte 1956 ein weiteres folgenreiches Gesetz:

BGBI. Nr. 155/1956: Bundesverfassungsgesetz vom 18. Juli 1956, womit Gruppen ehemaliger
Nationalsozialisten in Ansehung der Strafe des Vermogensverfalls amnestiert werden

(Vermogensverfallamnestie)

Damit wurde die Strafe des Vermogensverfalls bei Verbrechen nach § 10 Absatz 1 und §11
Verbotsgesetz (Hochverrat) sowie § 1 Absatz 6 KVG (Politische Tatigkeit) ehemaliger
Nationalsozialisten im Sinne des Volksgerichts- und Vermogensverfallgesetzes 1947 aufgehoben,

und zwar riickwirkend: Entzogenes Vermodgen musste riickerstattet werden.’

Das Bundesverfassungsgesetz vom 14. Miirz 1957 (NS-Amnestie 1957)

1957 erfolgte schlielich das weitreichendste Amnestiegesetz, das iliblicherweise als NS-Amnestie
bezeichnet wird. Das BGBI. Nr. 82/1957 setzte alle Teile des Verbotsgesetzes, mit Ausnahme des
Artikels I: Verbot der NSDAP (§§ 1-3j) auBer Kraft. Damit waren unter anderem die
Registrierungspflicht fiir alle ehemalige Nationalsozialisten und die ,,Siihnefolgen® fiir diese
Personen de facto beendet. Strafverfahren wegen Verbrechen nach dem Verbotsgesetz, mit
Ausnahme des Artikels 1, wurden nicht mehr eingeleitet oder eingestellt, gegebenenfalls war nun
Strafnachsicht zu gewidhren. Die Folge: Rehabilitierung zahlreicher Verurteilter, die nun in vielen

Fillen Anspriiche auf Haftentschddigungen geltend machen konnten.

Die fiir die weitere justizielle Ahndung von NS-Verbrechen folgenreichste Bestimmung ist in § 13

Absatz 2 festgeschrieben:

,Das Kriegsverbrechergesetz 1947, BGBI. Nr. 198, wird aufgehoben. Insoweit eine nach diesem
Gesetz mit Strafe bedroht gewesene Handlung auch unter eine andere strafgesetzliche Vorschrift

fdllt, ist sie danach zu verfolgen. “*

Damit waren sdmtliche NS-Verbrechen nur mehr nach den Bestimmungen des Osterreichischen

67 Vgl. Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht, S. 63.
68 Vgl. Garscha, Winfried: Entnazifizierung und gerichtliche Ahndung, S. 878.
69 BGBI. Nr. 82/1957, § 13 Absatz 2.

38



Strafgesetzes zu ahnden. ,,Die in einigen Tatbestinden des KVG ,enthaltenen‘ Tatbestinde nach
dem StG waren aber wegen der besonderen Umsténde ihrer Begehung meist wesentlich schwerer
nachzuweisen, als die Delikte des KVG.“" Diese Tatsache sollte in den Gerichtsprozessen der

1960er und 1970er Jahre deutlich zutage treten.

Die Ahndung von NS-Verbrechen nach dem osterreichischen Strafgeset;

Die beispiellosen Gewalt- und Vernichtungsverbrechen der Nationalsozialisten unterscheiden sich
grundsitzlich von kriminellen Straftaten, die im Strafgesetz geregelt sind. Uber welche juristische

Handhabe gegen NS-Verbrecher verfiigten die Behorden also nach der Abschaffung des KVG?

Delikte

Seit Aufhebung des KVG wurden ,hauptsichlich Anklagen wegen Mordes, Totschlags, boshafter
Sachbeschddigung z. T. mit Gefdhrdung der korperlichen Sicherheit, boshafter Handlungen oder

Unterlassungen unter besonders geféhrlichen Umstanden eingebracht.«”!

Bis zu einer Novellierung 1974 definierte das Osterreichische Strafgesetz den Begriff Morder als
eine Person, die , gegen einen Menschen, in der Absicht, ihn zu téten, auf eine solche Art handelt,
dass daraus dessen oder eines anderen Menschen Tod erfolgte “*. Das deutsche Strafrecht hingegen
unterscheidet (und unterschied damals) zwischen Mord und Totschlag: Wiahrend Mord als
Totungsdelikt aus ,, niedrigen Beweggriinden (Mordlust, Befriedigung des Geschlechtstriebs,
Habgier) sowie der Art der Ausfithrung (heimtiickisch, grausam oder mit gemeingefahrlichen
Mitteln) definiert ist, heiflt es im Umkehrschluss weiter: ,, Wer einen Menschen totet, ohne Morder

zu sein, wird als Totschldger [ ...] bestraft“".

Dementsprechend konnte ein und das selbe Delikt nach osterreichischem Recht als Mord, nach
deutschem als Totschlag gelten. Dies war insofern relevant, als ,,mit der Wiederverlautbarung des

Osterreichischen Strafgesetzes am 12. Juni 1945 auch das sogenannte Gilinstigkeitsprinzip des

70 Vorbemerkung zum Beitrag von Heinrich Gallhuber und Eva Holpfer in ,,Rundbrief” Nr. 1, Juni 1999, zitiert nach
http://www.nachkriegsjustiz.at/service/gesetze/kvg.php

71 Kuretsidis-Haider, Claudia: Das Volk sitzt zu Gericht, S. 64.

72 § 134 StGB, zitiert nach Garscha, Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia: Die strafrechtliche Verfolgung
nationalsozialistischer Verbrechen, S. 13.

73 § 211 StGB sowie § 212 StGB, ebenda.
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kaiserlichen Kundmachungspatents zum Strafgesetz vom 27. Mai 1852 wieder in Kraft gesetzt

“7. Dieses erteilte im Falle eines zum Tatzeitpunkt giiltigen Gesetzes, das fiir den

wurde
Beschuldigten glinstiger wire als das aktuell giiltige, Vorrang. Fiir die Jahre 1938 bis 1945 war dies

gegebenenfalls das deutsche Reichsstrafgesetzbuch (RStGB).

Deshalb musste nun bei sdmtlichen Verfahren zu NS-To6tungsdelikten festgestellt werden, ob es sich
nach geltendem Recht zum Tatzeitpunkt tatsdchlich um Mord handelte oder um vorsétzliche Tétung
nach damaligem § 212 RStGB: Ersteres wurde nach Osterreichischem Strafgesetz (bis 1950) mit
dem Tod bestraft, letzteres zum Geltungszeitpunkt durch lebensldngliches Zuchthaus — und war

damit gilinstiger fiir den Angeklagten.

Weiters war fiir die Ahndung von NS-Verbrechen nach 0Osterreichischem Strafgesetz die
., Offentliche Gewalttitigkeit“ (§§ 76 bis 100 StG) relevant. Gemal3 §§ 85 bis 88 StG zéhlte dazu u.
a. auch die Vernachldssigung von Verpflichtungen oder die Herbeifiihrung von Gefahren im
Rahmen des Betriebes von Eisenbahnen unter besonders gefahrlichen Verhéltnissen. Falls der Téter
vorhersehen konnte, dass dabei Menschen getétet wiirden, sah das Gesetz die Verhdngung der
Todesstrafe bzw. nach 1950 des lebenslidnglichen Kerkers vor. Diese auch als ,,Eisenbahner-
Paragraph®“ bekannte Bestimmung wurde nach Abschaffung des KVG zur Rechtsgrundlage fiir

Deportationsprozesse.”

Zusammengefasst bildeten nunmehr die §§ 134-137 StG (Mord), 85-88 StG (,,Eisenbahner-
Paragraph) sowie §§ 211 und 212 RstGB (Mord und Totschlag nach dem deutschen
Reichsstrafgesetz) die mafigebliche rechtliche Basis fiir die Ahndung von NS-Verbrechen.

Verjihrungsfristen

Das KVG hatte die Verjdhrung sédmtlicher relevanter Strafbestéinde ,, fiiihestens mit dem Tage des
Inkrafitretens des Gesetzes “ festgelegt, also dem 6. bzw. nach der KVG-Novellierung dem 29. Juni
1945.° Das 0sterreichische Strafgesetz setzte die Verjahrung hingegen nach der jeweiligen
Strafandrohung fiir ein bestimmtes Delikt fest: ,,Alle Verbrechen, die mit dem Tode bestraft werden

konnten, waren von der Verjahrung ausgeschlossen (§ 231 StG). Die Verjdahrung fiir Verbrechen, die

74 Ebenda, S. 13.
75 Ebenda, S. 14.
76 KVG, StGBI. Nr. 32/1945, §11.
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mit lebensldnglicher Kerkerstrafe bedroht waren, betrug zwanzig Jahre, fiir Verbrechen, die mit
zehn- bis zwanzigjahriger Kerkerstrafe bedroht waren, zehn Jahre, fiir alle iibrigen fiinf Jahre (§228
StG). Nach Abschaffung der Todesstrafe im ordentlichen Verfahren (1950) betrug die

Verjihrungsfrist generell maximal 20 Jahre [...].«"

Mit Authebung des KVG setzte die Verjdhrungsfrist aller Delikte jedoch mit dem Zeitpunkt der
Tatbegehung ein, womit spdtestens ab Mai 1965 keine strafrechtliche Verfolgung von NS-
Verbrechen mehr moglich gewesen wire.” Um dies zu verhindern, wurde 1963 (gegen die Stimme
der FPO) unter Druck der Offentlichkeit vor dem Hintergrund internationaler Entwicklungen (siehe
nichstes Kapitel) eine Verlingerung der Verjahrungsfrist beschlossen: Der Beginn der
Verjahrungsfristen wurde wieder mit 29. Juni 1945 festgesetzt, sofern der Tater das Delikt ,, aus
nationalsozialistischer Gesinnung oder aus Willfihrigkeit gegeniiber Anordnungen begangen hat,
die im Interesse der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft oder aus nationalsozialistischer
Einstellung ergangen sind“.” Eine bereits eingetretene Verjahrung schloss die Strafverfolgung
jedoch aus. Zudem wurde die Nichtverjdhrbarkeit von Straftaten, auf die bis 1950 die Todesstrafe
stand, wiederhergestellt. Nicht mehr geahndet werden konnten ab 1965 hingegen vorsitzliche
Totungen, die vom Gericht als Totschlag gemél § 212 RstGB gewertet wurden; Wahrend der NS-
Herrschaft hatte fiir diese Verbrechen eine Verjdhrungsfrist von 20 Jahren gegolten
(Glinstigkeitsprinzip).*® Alle Verbrechen, die nicht als Totungsdelikte zu werten sind, waren

ebenfalls nicht mehr verfolgbar.

Mit den Bestimmungen des 1975 eingefiihrten neuen Strafgesetzbuches ,.entfiel diese
,Verjdhrungsprivilegierung®, weil der neue Mordparagraph (§ 75 StGB) einheitlich festlegte: ,Wer
einen anderen tétet, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zwanzig Jahren oder mit lebenslianglicher
Freiheitsstrafe zu bestrafen.® Straftaten, die mit lebenslénglicher Freiheitsstrafe bedroht sind, sind
von der Verjihrung ausgeschlossen.*®' Wegen NS-Verbrechen wurde gemif3 § 75 StGB bis heute

jedoch nur in einem einzigen Fall Anklage erhoben — 1999 gegen Heinrich Gross.

77 Garscha, Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia: Die strafrechtliche Verfolgung nationalsozialistischer Verbrechen, S.
15.

78 Vgl. Wirth, Maria: Christian Broda, S. 283.

79 Bundesgesetz vom 10. Juli 1963 iiber die Verlingerung von Verjédhrungsfristen im Strafverfahren, BGBI. Nr.
180/1963.

80 Vgl. Garscha, Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia: Die strafrechtliche Verfolgung nationalsozialistischer
Verbrechen, S. 15.

81 Ebenda.
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Die Ara Broda

,Das Justizministerium wird den Standpunkt vertreten, den die Sozialistische Partei einnehmen

wird. ‘%

Innenpolitisch setzte sich in der Phase der Geschworenengerichte bis 1966 zunichst die ,,grofle
Koalition* aus OVP und SPO fort. Nach der OVP-Alleinregierung 1966-70 (Regierung Klaus II)
iibernahm die SPO bis 1983 die alleinige Regierungsverantwortung. Mit Ausnahme der Jahre 1966-
70 stellte die SPO in diesem Zeitraum mit Christian Broda auch den Justizminister. Broda versah
dieses Amt von 1960-66 sowie 1970 bis 1983, mit einer Amtszeit von 19 Jahren war er der am

lingsten amtierende — und zweifellos einer der einflussreichsten — Justizminister der Zweiten

Republik.*

Abbildung 1: Christian Broda 19663

82 Notiz im Nachlass Christian Brodas, ONB-Handschriftensammlung Mappe 111, 137.

83 Vgl. zum Beispiel http://www.bka.gv.at/site/3355/default.aspx
84 Photo Simonis, Digitales Bildarchiv ONB.

42


http://www.bka.gv.at/site/3355/default.aspx

Broda war von Beginn seiner Tatigkeit als Justizminister an mit Fragen der Ahndung von NS-
Verbrechen konfrontiert. In seine Amtszeit und damit politische Verantwortung fielen in dieser
Hinsicht entscheidende Entwicklungen: Die Aufhebung der Todesstrafe 1968, die Anderungen der
Verjahrungsfristen 1963 bzw. 1965, die Einfiihrung des neuen Strafgesetzbuches 1975 und nicht

zuletzt die sukzessive Einstellung von Verfahren wegen NS-Verbrechen.

Der Beginn seiner Amtszeit war von einer, im Vergleich zu den von Amnestiemafnahmen
gekennzeichneten Vorjahren, zunehmenden oOffentlichen Aufmerksamkeit fiir NS-Verbrechen
gekennzeichnet: Der Prozess gegen Adolf Eichmann in Jerusalem 1961, bei dem dieser als einer der
Hauptorganisatoren des Holocaust zum Tode verurteilt wurde, 16ste auch in Osterreich groBes
mediales Interesse aus. Die Griindung der westdeutschen ,Zentralen Stelle der
Landesjustizverwaltungen zur Aufkldrung nationalsozialistischer Verbrechen* wund die
Zuginglichkeit neuer ausldndischer Aktenbestéinde riickten das Thema der justiziellen Aufarbeitung
wieder stirker in die Offentlichkeit und setzten die Politik unter Druck, einen endgiiltigen

,.Schlussstrich* noch aufzuschieben.

Der Beginn der mehrjahrigen Debatte tliber eine Verlangerung der Verjdhrungsfristen ist ebenfalls
mit dem Eichmann-Prozess zu konstatieren. Broda zeigte sich hinsichtlich einer Verldngerung
skeptisch, 1m Justizministerium stellte man jedoch ,rechtstechnische, moralische und
staatspolitische* Uberlegungen an: So ging es um die Frage der Zulissigkeit von riickwirkenden
Strafbestimmungen, das Ansehen Osterreichs im Ausland und den Zustand des Rechtsgefiihls der
Bevolkerung. * Ein Ministeriumsbericht fiir den personlichen Gebrauch des Ministers warnte, dass
ein ,, weiteres Hinausschieben des Endes der Verjihrungsfrist zwar grofle Erwartungen entstehen
lassen wiirde “, praktisch aber vermutlich kaum von wesentlicher Bedeutung sei, da sich die
Beweislage mit zunehmendem zeitlichen Abstand stetig verschlechtere und ,,die Neigung der

Geschworenen zu Freispriichen in politischen Prozessen sicherlich nicht geringer werden wird. “™

Broda kiindigte der Regierung einen empfehlenden abschliefenden Bericht an, Innenminister Hans
Czettel und AuBenminister Bruno Kreisky (beide SPO) sprachen sich angesichts neuer belastender
Aktenbestdnde schon zuvor fiir eine Verldngerung aus. Diese wurde schlieBlich auch umgesetzt,
wobei Broda mehrfach betonte, es komme ,, nicht etwa auf die Zahl der nach 20 Jahren gefillten

Schuldspriiche oder das Ausmaf3 der verhiingten Freiheitsstrafen®, sondern vielmehr auf einen

85 Wirth, Maria: Christian Broda, S. 285.
86 Undatierter Bericht an den Minister zum personlichen Gebrauch, Nachlass Christian Broda, ONB-
Handschriftensammlung, Mappe 111.137.5, zit. n. Wirth, Maria: Christian Broda, S. 285 f.
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,Erziehungsprozess der heranwachsenden Jugend an.®’

Exkurs: Die ,,NS-Richteraffiire“

., Die Sozialistische Partei [...] versichert alle Staatsbiirger und alle Beamten ihres vollen Schutzes,
wenn sie seit Jahrzehnten treu zur Republik gestanden sind, die sie in schwerster Zeit wieder in

ihren Dienst genommen hat. “*

Wiéhrend die Verldngerung der Verjahrungsfristen international begriift wurde, geriet der
Osterreichische Justizapparat noch im Herbst des Jahres 1965 ins Zentrum eines Skandals: der
sogenannten ,,NS-Richteraffire”. Nach Hinweisen des iiberparteilichen ,,Vereins Osterreichische
Widerstandsbewegung* veroftentlichte der Publizist Oscar Bronner in der Zeitschrift ,,Forum®, dass
sich zahlreiche Richter und Staatsanwilte, die fiir NS-Sondergerichte titig gewesen waren und

teilweise auch Todesurteile gefallt hatten, weiterhin im Dienst der Zweiten Republik befanden. *

Wie Maria Wirth in ihrer umfangreichen Biografie Brodas schreibt, war diese Tatsache im
Justizministerium intern bereits seit Jahren ein Thema gewesen: So hatte sich die
Widerstandsbewegung seit Anfang der 1960er Jahre immer wieder mit Hinweisen an den Minister
gewandt, dass mindestens elf Juristen, die der NS-Sondergerichtsbarkeit dienten, nach dem Krieg
anstandslos in den Staatsdienst der Republik eintreten konnten und weiterhin aktiv im Dienst waren.
1962 erteilte Broda deshalb den Auftrag, den Osterreichischen Justizapparat hinsichtlich
Entnazifizierung, Entlassungen und Wiedereinstellungen von ehemals entlassenen Juristen zu

iiberpriifen. Im entsprechenden Bericht vom 19. Juli 1962 heift es:

., Seit 1945 neu eingestellt: Richter 617, Staatsanwidilte 66
1938 bis 1945 aufSer Dienst gestellt: Richter 94, Staatsanwdlte 19
Richter und Staatsanwidlte, die in der NS-Zeit Dienst versahen und noch jetzt Dienst versehen:

Richter: rund 660, Staatsanwiilte: rund 48. <

87 Ebenda, S. 288.

88 Notizbuch Christian Brodas tiber die NS-Richteraffire, 26. Juni 1965, Nachlass Christian Broda, ONB-
Handschriftensammlung, Mappe I11.136.

89 Bronner, Oscar: Die Richter sind unter uns, in: Forum, Schriften zur Zeit, Sonderheft 1, Wien 1965.

90 Information fiir den Herrn Minister zum Schreiben vom 13.7.1962, ONB-Handschriftensammlung, Mappe 111.57/1,
zit. n. Wirth, Maria: Christian Broda, S. 293.

44



Broda entgegnete offentlichen Vorwiirfen, die Wiedereinstellungen ehemaliger NS-Juristen sei nur
nach genauer Uberpriifung ihrer Titigkeiten 1938-45 durch Kommissionen entsprechend dem
Nationalsozialistengesetz von 1947 erfolgt. Ohne neues Beweismaterial konne aber selbst in heute
zweifelhaften Fillen nichts unternommen werden und man solle ohnehin davon absehen, ,,alte /...]
und neue [...] Wunden der so schwer errungenen ésterreichischen Demokratie “*' aufzureiBen. SPO-
intern wurde die durch Bronners Artikel nunmehr 6ffentliche Aufdeckung der Weiterbeschiftigung
von NS-Juristen als taktischer Angriff der OVP zur bevorstehenden Nationalratswahl 1966
gewertet. In einem Protokoll iiber die Ministerratssitzung vom 18.1.1966 heifit es dazu, dass
,, keinerlei Interesse bestehen konnte, dafs diese Frage jetzt in den Wahlkampf hineingezogen werde.

Es besteht dariiber allgemeines Einverstindnis “*.

Im Nachlass Brodas findet sich ein Briefwechsel mit seinem Parteifreund Friedrich Nowakowski,
der zu diesem Zeitpunkt als Strafrechtsprofessor an der Uni Innsbruck titig war und einige Jahre
spater einer der Hauptarchitekten des neuen Osterreichischen Strafgesetzbuchs von 1975 werden
sollte. Ab Ende 1943 war Nowakowski Staatsanwalt der NS-Sondergerichtsbarkeit in Wien. Auch er
war in Todesurteile involviert. Broda warnte ihn brieflich, sein Name konne im Zuge der Affére

genannt werden.”” Verhindern konnte er es nicht.

Als die Osterreichische Widerstandsbewegung 1965 ankiindigten, belastende Dokumente iiber den
Senatsrat des Wiener Oberlandesgerichts, Walter Lillich, zu verdffentlichen, wuchs der Druck auf
Broda — er kiindigte schlieBlich eine Untersuchung an. Lillich war ab 1942 Leiter der
Sondergerichtsabteilung am Landgericht Wien gewesen. Broda hatte ihn 1962 noch gegen Vorwiirfe
verteidigt und angefiihrt, Lillich sei vom Volksgericht Wien vom Vorwurf, Todesurteile gefillt zu
haben, freigesprochen worden. Seine Wiedereinstellung sei zudem durch eine Kommission gem. §
19 nach dem Verbotsgesetz 1947 gepriift worden.” Nun lagen jedoch Beweise fiir Lillichs Schuld

vor.”

Das Ergebnis der Untersuchung unterband jedoch jegliche Konsequenzen fiir die betreffenden

Juristen, da deren Einstellungen angeblich in keinem einzigen Fall auf falschen Angaben beruhten:

91 Christian Broda , zit. n. Wirth, Maria: Christian Broda, S. 295.

92 Protokoll Justizminister Broda iiber Ministerratssitzung, 18.1.1966, ONB-Handschriftensammlung, Mappe I11.136.

93 ONB-Handschriftensammlung, Mappe 111.136, 165, 166

94 Wirth, Maria: Christian Broda, S. 297.

95 Ein Abdruck eines von Lillich unterzeichneten Dokuments zur Vollstreckung des Todesurteils an dem Wiener
Eisendreher Rudolf Mautner findet sich etwa in: Bailer, Brigitte/Maderthaner, Wolfgang u.a. (Hg.): ,,Die
Vollstreckung verlief ohne Besonderheiten.* Hinrichtungen in Wien, 1938 bis 1945, Wien 2013, S. 78.
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,,Die nunmehr [...] abgeschlossene Untersuchung hat ergeben, daf3 der Dienstbehorde bei allen
heute noch im Dienst [...] stehenden Richtern und Staatsanwdlten, soweit sie vor 1945 bei
Sondergerichten oder in politischen Strafsachen mitgewirkt haben, diese Tatsache |[...] bei der
Wiedereinstellung aktenmdfig bekannt bzw. offenkundig war. In allen Fillen haben die in Frage
kommenden Richter und Staatsanwidlte seit ihrer Weiter- oder Wiederverwendung ihren Dienst ohne

Jjeden Anstand versehen und ihre Pflicht auf Grund ihres Diensteides voll erfiillt. “*°

Dariiber hinaus waren sie rechtlich ldngst abgesichert: Artikel 88 Abs. 2 der Osterreichischen
Bundesverfassung garantiert die Unabsetzbarkeit der Richter. Diese kann nur durch ein Urteil in
einem Disziplinarverfahren aufgehoben werden, wenn ein Richter seine Dienstpflichten grob
verletzt hat — es gilt der Eintrittzeitpunkt in den Dienst. Nach dem Richterdienstgesetz von 1961
verjihren Disziplinarvergehen von Richtern zudem bereits nach fiinf Jahren.”” Weiters war nach

Authebung des KVG 1957 eine Verfolgung ,,legaler NS-Morde nicht mehr moglich.

Entsprechend lautete auch die Position der SPO zur Causa ,,NS-Richter Affire*:

,,Die SPO bekennt sich zur gleichen Behandlung aller Staatsbiirger vor dem Gesetz, gleichgiiltig,
welche Stellung diese Mitbiirger in der Vergangenheit eingenommen und welche Ansichten sie
vertreten haben, falls sie sich keiner Verletzung geltender Gesetze oder dienstrechtlicher

Vorschriften gemacht haben. “*

Alle beschuldigten Personen blieben weiterhin in ihren Funktionen titig und gingen ,,in den
folgenden Jahren unbehelligt in Pension.“” Die Jahre 1938-45 wurden als Pensionszeiten

angerechnet.

96 Christian Broda zit n. DER SPIEGEL, Ausgabe 44/1965.

97 Bundesgesetz vom 14. Dezember 1961 iber das Dienstverhdltnis der Richter und Richteramtsanwérter
(Richterdienstgesetz-DG.) § 102 Abs. 3., BGBI. 305/61

98 Notiz vom 26. Juni 1965, ONB-Handschriftensammlung, Mappe 111.57/1.2., zit. n. Wirth, Maria: Christian Broda, S.
300.

99 Wirth, Maria: Christian Broda, S. 304.
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Simon Wiesenthal

Fiir die Ausforschung mutmaBlicher NS-Téter war bis Anfang der 1960er Jahre die Abteilung 2
(spater 2A) des Innenministeriums zustindig. Unter Innenminister Franz Olah wurde 1963 eine
eigene Stelle zur ,,vorbereitenden Ermittlung von NS-Verbrechen*“'® eingerichtet (Abteilung 2C),
die Mitte der 1960er Jahre im Zuge einer Umstrukturierung des Innenministeriums wiederum in die
Abteilung 18 umgewandelt wurde. Wéahrend Anfang 1965 laut Dokumenten in Brodas Nachlass
gegen ,,grob geschdtzt 1.000 Personen“'*" Erhebungen wegen NS-Verbrechen im Gange waren,
standen auf Seiten der Abteilung 18 gerade einmal sechs Beamte zur Verfiigung. Auch die Anzahl
der abgestellten Staatsanwilte war ausgesprochen gering: Drei Wiener Staatsanwélte bearbeiteten
etwa im Februar 1964 insgesamt 21 Tatkomplexe, ,,darunter so gro3e Bereiche wie Auschwitz und

Treblinka“!%?,

Und noch eine andere Tatsache wirkte sich auf die Arbeit der Abteilung 18 ausgesprochen negativ
aus: Thr selbst gehorten ehemalige Nationalsozialisten im aktiven Polizeidienst an, die kein
Interesse an der Ausforschung von NS-Tatern hatten. So deckte Otto Stammer, spéterer Leiter der
Abteilung, auf, dass der Kriminalrevierinspektor Geist ehemaliges SS- und NSDAP-Mitglied war
und die Ermittlungen von NS-Verbrechen aktiv behindert hatte. Die Arbeit der Abteilung war nach
Angaben von Mitarbeitern von politischen Entscheidungen bestimmt, zu grofles Engagement sei

vom leitenden Sektionschef im Innenministerium abgelehnt worden. '

Offentlich thematisiert wurde die ungeniigende Verfolgung von NS-Titern durch die
Osterreichischen Behorden vielfach von Simon Wiesenthal, der sich seit Ende der 1940er Jahre die
Ausforschung von NS-Tétern und Aufkldrung von Verbrechen zur Lebensaufgabe gemacht hatte.
Ihm und dem von ihm begriindeten Dokumentationszentrum des Bundes Jiidischer Verfolger des
NS-Regimes kam eine mafBgebliche Rolle bei der Identifizierung Osterreichischer NS-Téter zu.
»dein Wirken bildete einen Gegenpol zu den schon seit den ausgehenden 1940er Jahren

vorherrschenden Tendenzen in Gesellschaft und Politik, endlich einen Schlussstrich unter die

100 Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 80.

101 Vertrauliche Information betreffend die Behandlung der ns. Gewaltverbrechen in Osterreich vom 10. Mirz 1965,
ONB—Handschriftensammlung, Mappe 111.139.4., zit. n. Wirth, Maria: Christian Broda, S. 289.

102 Wirth, Maria: Christian Broda, S. 289.

103 Holpfer, Eva/Loitfellner, Sabine: Holocaustprozesse wegen MassenerschieBungen und Verbrechen in Lagern im
Osten vor osterreichischen Geschworenengerichten, in: Albrich, Thomas/Garscha, Winfried u.a. (Hg.): Holocaust
und Kriegsverbrechen vor Gericht. Der Fall Osterreich, Innsbruck 2006, S. 91.
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Ahndung von NS-Verbrechen zu ziehen.“'™

Die unzureichende Strafverfolgung und die
Versaumnisse der Politik thematisierte Wiesenthal 1966 in einem Memorandum ,,Betr. Schuld und
Siihne der NS-Titer aus Osterreich®, das er mit der Forderung nach Verbesserungen der damaligen

neuen Bundesregierung unter Bundeskanzler Josef Klaus (OVP) iiberreichte.

In diesem Dokument bilanzierte er die Osterreichischen NS-Prozesse und kritisierte den laxen
Umgang der Behorden mit der Thematik: So schrieb er, die Osterreichischen Behdrden legten kaum
Energie in eigene Ermittlungen sondern, werteten lediglich vorhandene Beweismaterialien aus, die
meist von deutschen Behdrden stammten. Der geringe Erfolg der Richter und Staatsanwilte, in
Prozessen zu Schuldspriichen zu kommen, sei vor allem der massiven personellen Unterbesetzung
geschuldet, so Wiesenthal. Er kritisierte auch das System der Geschworenengerichtsbarkeit als
ungeeignet zur Ahndung nationalsozialistischer Verbrechenskomplexe. Zudem thematisierte er die
Beteiligung oOffentlicher Bediensteter am Holocaust und die vielfach ausbleibenden
DisziplinarmaBBnahmen. Zahlreiche Beamte — etwa im Polizeiapparat — die in NS-Verbrechen
verwickelt gewesen waren, wiirden nun unbehelligt ihren Dienst in der Zweiten Republik versehen.

GroBere mediale Aufmerksamkeit erfuhr dies nur im Fall der Juristen.'®

Mit dem Memorandum forderte Wiesenthal die ,,0sterreichische ,Opferthese fundamental heraus,
zumal es der erste Beleg fiir die Behauptung war, dass der Anteil von OstereicherInnen unter den
Holocaust-TéterInnen tiberproportional hoch war.“!'” Seine Forderung war, der Osterreichische Staat
miisse mehr Zeit, Energie und Personal in die Verfolgung von NS-Tidtern investieren.

Zusammenfassend heif3t es in dem Memorandum:

, Die schweren Versdumnisse, Fehler und Rechtsirrtiimer liegen nicht nur in mangelhaften
Rechtsgrundlagen und im Versagen von Laienrichtern, sondern auch in einer unerkldrlichen
Miidigkeit der Justiz- und Polizeistellen, in ihrer Durchsetzung mit selbst schwer schuldig
gewordenen Beamten, im Mangel an Personal und materiellen Mitteln und nicht zuletzt in

gefihrlichen Defekten der offentlichen Meinung begriindet. “'"’

104 Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 80f.

105 Loitfellner, Sabine: Simon Wiesenthals ,,Schuld und Siihne Memorandum® an die Bundesregierung 1966. Ein
zeitgendssisches Abbild zum politischen Umgang mit NS-Verbrechen in Osterreich, in: Halbrainer,
Heimo/Kuretsidis-Haider, Claudia (Hg.) Kriegsverbrechen, NS-Gewaltverbrechen und die europdische Strafjustiz
von Niirnberg bis Den Haag, Graz 2007, S. 282. Vgl. auch Garscha, Winfried: Simon Wiesenthals Beitrag zur
gerichtlichen Verfolgung der NS-Titer in Osterreich (Referat im Rahmen der Tagung ,Osterreichs Umgang mit der
NS-Téterschaft anldsslich des 90. Geburtstags von Simon Wiesenthal, Wien, 2./3. Dezember 1998).
http://www.doew.at/cms/download/6kqis/garscha wiesenthal.pdf

106 Ebenda, S. 282.

107 Wiesenthal, Simon: Memorandum ,Betr. Schuld und Siihne der NS-Titer aus Osterreich®, vgl. Wiesenthal-Archiv.

48


http://www.doew.at/cms/download/6kqis/garscha_wiesenthal.pdf

Eine nennenswerte Wirkung blieb aus. Die Regierung Klaus befand, dass ,,die Osterreichischen
Justiz- und Sicherheitsbehorden im Rahmen der ihnen zur Verfiigung stehenden gesetzlichen und

tatsdchlichen Moglichkeiten titig wurden und tatig sind*“'%,

Wiesenthals Engagement brachte ihm 6ffentliche wie private Anfeindungen und Drohungen ein. Ab
Anfang der 1970er verstirkten sich langjihrige Spannungen zwischen Wiesenthal und der SPO, es
entwickelte sich ein von gegenseitigen heftigen verbalen Angriffen begleiteter Konflikt,
insbesondere mit Bruno Kreisky, der sich nicht scheute, ehemalige Nationalsozialisten in die
Regierung zu holen. Auch das Verhéltnis zu Broda verschlechterte sich zunehmend. Vor allem im
Wahljahr 1970 verschirften sich die Téne im Zuge der sogenannten ,,Affare Ableitinger*'”; nach
der SPO-Regierungsbildung unter Kreisky erfolgten massive Angriffe aus der Partei gegen
Wiesenthal. So liel etwa der nunmehrige Unterrichtsminister und spéitere Wiener Biirgermeister
Leopold Gratz in einer Rede wissen, es sei ,,in allem Ernst Zeit, dass sich die demokratisch
legitimierten Organe der Republik Osterreich fragen, ob dieser Staat die private Femeorganisation
des Herrn Ing. Wiesenthal noch braucht.“""" Auch Teile der Presse machten Stimmung, das Bild

von Wiesenthal und seiner Arbeit wandelte sich in der Offentlichkeit weiter zum Negativen.
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»Wenn ich Jelzt noch herausfinde, dab Kreisky ein Nazi gewesen ist..."

Abbildung 2: Karikatur in der Neuen Kronenzeitung vom 25.5.1970™!

108 OstA, AdR 04, BMJ, Z1. 99.585-11/72, Bericht der Bundesminister fiir Inneres und Justiz an die Bundesregierung
betreffend das Memorandum des Dokumentationszentrums des Bundes jiidischer Verfolgter des NS-Regimes
(BJVN) vom 12.10.1966 iiber Schuld und Siihne der NS-Téter in Osterreich, zitiert nach Holpfer, Eva/Loitfellner,
Sabine: Holocaustprozesse wegen MassenerschieBungen, S. 89.

109 Zur ,,Affire Ableitinger” siche z.B.: Wirth, Maria: Christian Broda, S. 376 ff.

110 Simon Wiesenthal Archiv, http://www.simon-wiesenthal-archiv.at/01 wiesenthal/06_ stimmen/02_gratz.html

111 Neue Kronenzeitung, 25.5.1970.

49


http://www.simon-wiesenthal-archiv.at/01_wiesenthal/06_stimmen/02_gratz.html

Kreisky hatte indes wissentlich einige ehemalige Nationalsozialisten in die Regierung geholt: Als
Innenminister Otto Résch, den ehemaligen SS-Untersturmfiihrer Johann Ollinger als
Landwirtschaftsminister, Josef Moser als Minister fir das Ressort Bauten und Technik sowie Erwin
Frithbauer als Verkehrsminister. Insbesondere die Bestellung des ehemaligen SS-Mannes Ollinger
erregte — auch international — mediales Aufsehen. ,,Ich stehe nicht nur voll und ganz hinter dem
Landwirtschaftsminister “, liel Kreisky jedoch wissen, ,,ich stehe auch schiitzend vor ihm in dieser
Kampagne. “"'* Nach zwei Wochen trat Ollinger dennoch ,,aus gesundheitlichen Griinden® zuriick.'"

Ihm folgte mit Oskar Weihs ein weiterer ehemaliger Nationalsozialist.

Abbildung 2: Kabinett Kreisky I, April 1970. Regierungsmitglieder v.l.n.r.; Broda, Wondrak, Kreisky, Firnberg,
Hiuser; stehend: Veselsky, Freihsler, Friihbauer, Ollinger, Gratz, Kirchschliger, (?), Rosch, Androsch, Moser ''*

Trotz diesem Hintergrund entsteht der Eindruck eines stirkeren Bemiihens der Justiz Anfang der
1970er Jahre, groBBere Verfahren wegen NS-Verbrechen abzuschliefen. ,,Nachdem bereits unter
Justizminister Klecatsky [1966-1970, parteilos, Anm. D.R.] 1969 sechs Angeklagte wegen NS-
Verbrechen vor Gericht gestellt worden waren, wurde zwischen 1970 und 1972 Anklage gegen 14

Personen erhoben, die schlussendlich in acht Fillen zu einem Freispruch, in vier Féllen zu einem

112 ,,So weit zuriick®, in: DER SPIEGEL, 25.5.1970.
113 Schweizer Weltwoche vom 3. Juli 1970.
114 Walter Henisch, Digitales Bildarchiv ONB
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Schuldspruch und in zwei Fillen zu Verfahrenseinstellungen fiihrten.“'> Einige dieser Prozesse
werden im Unterkapitel ,,Ausgewéhlte Freispriiche durch Geschworenengerichte* kurz dargestellt.
Beziiglich der Ausforschung ungeahndeter NS-Verbrechen ist hingegen zeitgleich genau das
Gegenteil feststellbar: 1970/71 wurde unter Innenminister Otto Rdsch (SPO), selbst ehemaliges
NSDAP-Mitglied, die verantwortliche Abteilung 18 erheblich verkleinert, 1975 dann iiberhaupt
aufgeldst. Die Aufgabe wurde nun der Abteilung 11/7 der Gruppe C (Staatspolizei) liberantwortet,
deren diesbeziigliche Tiétigkeit bis heute unbekannt ist.''® Ein neuer Prozess wurde jedenfalls erst

1997 eingeleitet.

Ausmaf} der Ahndung durch Geschworenengerichte

Wie viele der vermutlich 5.500 bis 6.000 staatsanwaltschaftlichen Vorerhebungen seit Abschaffung
der Volksgerichte auch zu gerichtlichen Voruntersuchungen filihrten, ist bis heute nicht bekannt.'”’
Jedenfalls gelangte nicht einmal ein Prozent dieser mutmaBlichen Kriegs- oder
Humanitédtsverbrechen tatsichlich zur Anklage.'® Warum der groBte Teil der Ermittlungen ohne

Ergebnisse eingestellt wurde, ist ebenfalls nicht bekannt.'"

Zwischen 1955 und 1975 wurden insgesamt 34 Prozesse wegen NS-Verbrechen gefiihrt, 30 davon
mit einem rechtskréiftigen Urteil abgeschlossen. Von 48 angeklagten Personen wurden 23
freigesprochen, 20 rechtskriftig verurteilt, gegen die {brigen wurde das Verfahren ohne
rechtskréftiges Urteil eingestellt. In 24 der 35 Prozesse war die Ermordung von Jiidinnen und Juden
Verhandlungsgegenstand.'” Das — bis heute — letzte rechtskriftige Urteil war der 1975 ergangene

Freispruch Johann Vinzenz Gogls.

Der augenscheinlich hohen Anzahl an Untersuchungs-Einstellungen steht eine duferst niedrige
Anzahl an Verfahren gegeniiber. Die wenigen Prozesse, die stattfanden, endeten zum Teil mit
skandaldsen Freispriichen, bedingt durch Rechtsirrtiimer, Verfahrensfehler und die oftmals fehlende

Einschitzung der Geschworenen, eine gerichtlich nachgewiesene Verantwortung fiir Morde als

115 Wirth, Maria: Christian Broda, S. 451.

116 Vgl. Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 80.

117Vgl. Schausberger, Manfred: Die Verfolgung von NS-Gewaltverbrechen in Osterreich, in: Garscha,
Winfried/Kuretsidis-Haider, Claudia: Keine Abrechnung. NS-Verbrechen, Justiz und Gesellschaft in Europa nach
1945, Leipzig/Wien 1998, S. 228.

118 Garscha, Winfried: Entnazifizierung und gerichtliche Ahndung, S. 878.

119 Holpfer, Eva/Loitfellner, Sabine: Holocaustprozesse wegen MassenerschieSungen, S.91.

120 Siehe Kuretsidis-Haider, Claudia: Vom Recht zur Geschichte, S. 81f. sowie: Kuretsidis-Haider, Claudia: NS-
Verbrechen vor osterreichischen und bundesdeutschen Gerichten, S. 346.
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strafrechtliche Schuld der Angeklagten zu erkennen. Die Funktionsweise der Geschworenengerichte
,Die justiziell-strukturelle Dimension® noch néher beleuchtet. Zuvor seien einige Fehlurteile und

zweifelhafte Prozesse aus dem Zeitraum 1955-1970 kurz dargestellt.

Ausgewiihlte Freispriiche durch Geschworenengerichte in den 1960er und 1970er Jahren

., Dieser Freispruch reiht sich an die Freispriiche, die in Osterreich in solchen Prozessen
normalerweise gefillt werden und die unser Land in den Verruf gebracht haben, ein

Naturschutzpark fiir nazistische Massenmorder zu sein. “'?’

Franz Novak'?: Vier Prozesse brauchte es, ,,bis die Geschworenen zu einem Urteil gegen den fiir
die Deportation Osterreichischer, deutscher und ungarischer Juden in die Vernichtungslager
zustindigen Transportchef Adolf Eichmanns kamen, das vom OGH nicht aufgehoben werden

musste.“1?

Im ersten Prozess (16. November bis 17. Dezember 1964) sprachen ihn die Geschworenen vom
Vorwurf der Beihilfe oder entfernten Beihilfe zum Mord frei, nach dem ,,Eisenbahnerparagraphen®
wurde er zu acht Jahren schwerem Kerker verurteilt. Der OGH hob das Urteil aufgrund mangelnder
Rechtsbelehrung der Geschworenen auf. Im zweiten Prozess (29. Juni bis 6. Oktober 1966) billigten
die Geschworenen Novak Befehlsnotstand zu und sprachen in frei. Der OGH hob das Urteil erneut
wegen fehlerhafter Rechtsbelehrung der Geschworenen auf — diesmal in Bezug auf den
Befehlsnotstand. Im folgenden dritten Prozess (2. bis 18. Dezember 1969) verurteilte das Gericht

Novak zu neun Jahre schweren Kerkers nach dem ,,Eisenbahnerparagraphen®.

Die Nichtbeantwortung der Zusatzfrage nach dem schuldausschlieBendem ,,Putativnotstand zog
abermals eine Urteilsauthebung des OGH nach sich. Erst im vierten Prozess (20. Mirz bis 13. April
1972) erlangte das Urteil schlieBlich Rechtsgiiltigkeit: Sieben Jahre schwerer Kerker nach dem

,Eisenbahnerparagraphen®, Freispruch vom Vorwurf der entfernten Mitschuld am Mord.

Fiinf Jahre hatte Novak bereits in Untersuchungshaft abgesessen, ein Teil der Reststrafe wurde ithm

schlieBlich von Bundesprasident Rudolf Kirchschlager erlassen. Laut Simon Wiesenthal verbrachte

121 Volksstimme vom 15.3.1972.
122 Geschiftszahl LG Wien: 20 Vr 2729/63
123 Garscha, Winfried: Entnazifizierung und gerichtliche Ahndung, S. 879.
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Novak fiir jedes Opfer, das unter seiner Verantwortlichkeit in die Vernichtungslager deportiert

wurde, etwa 3 Minuten und 20 Sekunden in Haft.'*

Franz Murer'?®: Als ,,Stabsleiter des Gebietskommissariats Wilna-Stadt* war Murer verantwortlich
fiir die systematische Untererndhrung im Ghetto von Vilnius, in Zeugenaussagen und Dokumenten
wurde seine Beteiligung am Holocaust bereits im Zuge der Niirnberger Prozesse benannt. Nach
seiner Verhaftung 1947 wurde er entsprechend der Moskauer Deklaration an die Sowjetunion
ausgeliefert, dort zu 25 Jahren Zwangsarbeit verurteilt, 1955 wiederum an die Gsterreichischen

Behorden zur weiteren Strafverfolgung libergeben.

Davon wurde jedoch abgesehen. Erst durch juristische Intervention Simon Wiesenthals wurde
Murer 1962 erneut verhaftet und in Graz wegen ,,Mordes — begangen durch die Erschieung von 19
judischen Ménnern, Frauen und Kindern, der Toétung einer unbekannten Anzahl von Juden mittels

Handgranaten — und Mordversuchs an zwei Juden in Wilna 1941-1943"*° vor Gericht gestellt.

Der Prozess wurde zum Desaster, Beobachter berichteten davon, dass die Stimmung im
Gerichtssaal gegen iiberlebende Opfer tumultartig umschlug und jiidische Zeugen verhéhnt wurden.
Die Geschworenen sprachen Murer frei, was von Teilen der Offentlichkeit lautstark begriiBt wurde.
Nach der Nichtigkeitsbeschwerde durch die Staatsanwaltschaft hob der OGH das Urteil auf, in

weiterer Folge wurde das Verfahren jedoch eingestellt.'?’

Johann und Wilhelm Mauer'®: Zu antisemitischen Szenen inner- und auBerhalb des
Gerichtssaales kam es auch im ersten Prozess gegen die Briider Mauer. In der Hauptverhandlung
vom 24. Janner bis 17. Februar 1966 am LG Salzburg wurde der Tatvorwurf der ,,Ermordung
polnischer Zivilisten und Teilnahme an Massenmorden an polnischen Jiidinnen und Juden in
Stanislau/Ostgalizien, insbesondere Teilnahme am ,Blutsonntag® von Stanislau (T6tung von mehr

als 12.000 Menschen am 12. Oktober 1941) verhandelt.*'*

124 Vgl. Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 231 f.; Wiesenthal, Simon: ,,Recht,
nicht Rache” — Eine Bilanz (Referat im Rahmen der Tagung , Osterreichs Umgang mit der NS-Téterschaft
anlésslich des 90. Geburtstags von Simon Wiesenthal, Wien, 2./3. Dezember1998)
http://www.doew.at/cms/download/7kuic/wiesenthal wiesenthal.pdf sowie Loitfellner, Sabine: Die Rezeption von
Prozessen wegen NS-Verbrechen in ausgewéhlten sterreichischen Zeitungen, unverdffentlichter Projektbericht,
Wien 2001 http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/rezeption.pdf

125 Geschiftszahl LG Graz: 4 Vr 1811/62

126 Loitfellner, Sabine: Die Rezeption von Prozessen wegen NS-Verbrechen.

127 Ebenda sowie http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 04.php#murer

128 Geschiftszahl LG Wien 20 Vr 3517/66

129 http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 04.php#mauer
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Die Verhandlung wurde von Anfang an von einer Atmosphire begleitet, die dem Gegenstand
spottete. So musste schon der Beginn mehrmals verschoben werden, da von 14 geladenen
Geschworenen nur sechs erschienen waren, die Zeitungen sprachen von einem
»Geschworenenstreik. Zahlreiche Augenzeugen schilderten die grausamen Verbrechen der
Angeklagten, die Berichte gingen teilweise iiber die Anklagepunkte hinaus. Die Verteidigung stellte

indes die Glaubwiirdigkeit der Zeugen in Frage.'*’

»Insgesamt kann das Klima, in dem sich dieser Prozess abspielte, heute nur mehr erahnt werden: So
konnten sowohl Verteidigung als auch Angeklagte immer wieder antisemitische Hasstiraden von
sich geben, und das anwesende Publikum klatschte der Verteidigung Beifall. Als ein jiidischer
Zeuge auf die Bibel vereidigt wurde, ertonte Kichern aus dem Gerichtssaal.“"*' Der vorsitzende

Richter ergriff kaum GegenmaBnahmen.

Die Geschworenen erkannten die Briider Mauer angesichts der offensichtlichen Beweislast zwar fiir
schuldig im Sinne der Anklage, billigten ihnen jedoch Befehlsnotstand zu und sprachen sie damit
frei. Die Berufsrichter setzten den Wahrspruch aufgrund des offensichtlichen Irrtums aus, der
neuerliche Prozess wurde nach Wien verlegt. ,,Erst nach Prozessende wurde bekannt, dass sich drei

chemalige Nationalsozialisten unter den Geschworenen befunden hatten.“'*

In der zweiten Verhandlung vom 10. Oktober bis 8. November 1966 machte die Staatsanwaltschaft
die Frage des Befehlsnotstandes zu einem zentralen Thema. Die Geschworenen bejahten schlieBlich
29 der 33 Hauptfragen und verneinten die Frage nach Befehlsnotstand. Die Angeklagten wurden zu

acht bzw. zwolf Jahren Kerker verurteilt.'*

Walter Dejaco und Fritz Ertl'**: Der Prozess gegen die ,,Architekten von Auschwitz* war von
einer zogerlichen Vorgangsweise der Justiz gekennzeichnet. Der Verdacht: Leitende Tatigkeiten
beim Bau der Gaskammern und Krematorien von Auschwitz und damit Beihilfe zum Mord.
Zwischen der Anzeige 1961 und der ersten Vernehmung der Beschuldigten verging ein Jahr,

fortgesetzt wurde diese jedoch erst neun Jahre spéter. Erst 1971 wurde die gerichtliche

130 Vgl. Holpfer, Eva/Loitfellner, Sabine: Holocaustprozesse wegen Massenerschiefungen, S. 103.

131 Ebenda.

132 Ebenda, S. 103.

133 Siehe Holpfer, Eva/Loitfellner, Sabine: Holocaustprozesse wegen MassenerschieBungen, S. 101 ff. sowie
http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 _04.php#dejaco

134 Geschiftszahl LG Wien: 20 Vr 3806/64
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Voruntersuchung wegen Mordes und Beihilfe zum Mord eingeleitet und Untersuchungshaft

verhéngt.

Im Juni des Jahres folgte schlielich die Anklage, ,,in Auschwitz-Birkenau an der Vollziehung der
Massenmorde im Zuge der ,Endlésung der Judenfrage‘ durch Vergasung von Menschen durch
Planung, Errichtung und laufende Instandhaltung der Gaskammern Bunker I und Bunker II sowie
der Krematorien I, IL, III, IV und V samt Gaskammern unmittelbar mitgewirkt zu haben.*'* Dejaco
wurde weiters angeklagt, als Mittéter zwolf jiidische Héftlinge zwischen Herbst 1940 und Sommer
1942 durch Schldge und Schiisse getotet zu haben. Dejaco diese Einzelmorde nachzuweisen, gelang
dem Staatsanwalt jedoch nicht. Widerspriichliche Angaben bzw. Fernbleiben von Zeugen waren fiir
die Geschworenen Anlass, den Angeklagten in diesem Punkt einstimmig freizusprechen. Aber auch
von den tibrigen Tatbestdnden sprachen sie Dejaco und Ertl frei: Die Mitwirkung an der laufenden

Instandhaltung der Gaskammern und Krematorien war nach ihrer Ansicht nicht bewiesen.

Bemerkenswert ist, dass diese Annahme alleine der Jury zum Freispruch von allen Anklagepunkten
reichte: ,,.Die Geschworenenjury hatte namlich die Ansicht vertreten, dass ausschlielich die
Planung, Errichtung wund laufende Instandhaltung der Vernichtungsanlagen zusammen eine
unmittelbare Mitwirkung beim Mord nach § 136 StG darstellte, dass aber die Planung und
Errichtung allein (also ohne laufende Instandhaltung) lediglich als entfernte Mitschuld nach § 137

zu werten sei.*!*°

Dejaco wurde auch von der entfernten Mitschuld freigesprochen, obwohl er im Gegensatz zu Ertl,
der sich hatte versetzen lassen, bis 1944 in Auschwitz tétig blieb. Ertl hingegen wurde Verjdhrung
zugestanden, was ebenfalls einen Freispruch zur Folge hatte. Die Staatsanwaltschaft meldete zwar

Nichtigkeitsbeschwerde an, brachte diese jedoch nicht ein."’
Johann Vinzenz Gogl:"** Das letzte rechtskriftige Urteil eines Osterreichischen Gerichtes wegen
NS-Verbrechen erging 1975 gegen Johann Vinzenz Gogl. Wie schon ein erster Prozess 1972 (4.

April bis 4. Mai 1972) endete auch dieses Verfahren mit Freispruch.

Zuerst wurde der ehemalige SS-Mann und KZ-Aufseher am LG Linz des Mordes angeklagt,

135 Holpfer, Eva/Loitfellner, Sabine: Holocaustprozesse wegen MassenerschieBungen, S. 187 f.

136 Ebenda, S. 189.

137 Vgl. ebenda, weiters Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 231 sowie
http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 _04.php#dejaco

138 Geschiftszahl LG Wien: 20 Vr 3625/75
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begangen an alliierten Kriegsgefangenen im KZ Mauthausen, an Angehdrigen einer
Widerstandsgruppe (,,Welser Gruppe®) sowie an Héftlingen im KZ Mauthausen und im KZ-
Nebenlager Ebensee zwischen 1943 und 1944 durch Erschlagen und Erschieflen. ,,Trotz
erdriickender Beweise und erschiitternder Zeugenaussagen in der Hauptverhandlung wurde Gogl
von den Linzer Geschworenen einstimmig freigesprochen.*'*’

Der OGH leistete der Nichtigkeitsbeschwerde der Staatsanwaltschaft Folge, das Urteil wurde
aufgehoben und ein neuerlicher Prozess — diesmal in Wien — angeordnet. Vom 17. November bis 2.

Dezember 1975 fand der zweite Prozess gegen Gogl statt. Wieder verneinten die Geschworenen den

Mordvorwurf einstimmig, Gogl wurde rechtskriftig freigesprochen.'*

3) Die dritte Phase der Nachkriegsjustiz: Das Ende der Strafverfolgung

Die obenstehende Aufzahlung konnte noch lidnger fortgesetzt werden, weitere 16 Angeklagte
wurden im angegebenen Zeitraum - in teilweise ebenfalls haarstrdubenden Verfahren —

freigesprochen.'"!

Wie Kuretsidis-Haider in diesem Zusammenhang anmerkt, ist in vielen
Geschworenenprozessen die Tendenz erkennbar, dass es weniger um die angeklagten Taten selbst
und die Tatbegehung als um die Frage nach dem ,,unwiderstehlichen Zwang®, also Befehlsnotstand
ging. Auch in diesem Zugestdndnis an die Angeklagten liegt ein wesentlicher Unterschied zum
Prozessgang der Volksgerichte, wo Freispriiche wegen Befehlsnotstands durch das KVG praktisch
ausgeschlossen waren: ,,Dafs die [...] Taten auf Befehl ausgefiihrt wurden, entschuldigt sie nicht.

Wer sie anbefohlen hat, ist strenger zu bestrafen als die Ausfiihrenden. “'*

Mit dem Freispruch Gogls 1975 tritt erneut eine Zésur in der Ahndung von NS-Verbrechen in
Osterreich ein: Das faktische Ende der Strafverfolgung. Die letzten drei laufende Verfahren gegen

insgesamt vier Beschuldigte wurden in den folgenden Jahren eingestellt:

1976 trat die Staatsanwaltschaft im Verfahren gegen Ernst Lerch und Helmut Pohl wegen
»leilnahme an der Ermordung von 1,8 Mill. Jiidinnen und Juden in Ostpolen wihrend der ,Aktion

Reinhard® 1942/43 sowie andere[r] Gewaltverbrechen als Angehorige des Stabs des Hoheren SS-

139 Garscha, Winfried: Entnazifizierung und gerichtliche Ahndung, S.879.

140 Siehe ebenda, weiters Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®. 232 f. ;
Loitfellner, Sabine: Die Rezeption von Prozessen wegen NS-Verbrechen sowie
http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 _04.php#gogl

141 Fiir eine vollstindige Ubersicht siehe
http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/verfahrensbeschreibungen56 04.php

142 Absatz 3, 5, KVG, StGBI 32/1945.
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und Polizeifiihrers Odilo Globocnik in Lublin“'** vor Beginn der Hauptverhandlung von der
Anklage gemdll §227 Abs. 1 StPO zuriick. Bereits 1972 war gegen die beiden Angeklagten eine

Hauptverhandlung er6ffnet, nach zwei Tagen aber wieder abgebrochen worden.

1978 wurde das Verfahren gegen Wilhelm Eppinger wegen des Tatvorwurfs der ,,Teilnahme an
Massenvernichtungsverbrechen an polnischen Jiidinnen und Juden in Tarnopol als Angehoriger
einer AuBendienststelle des Kommandeurs der Sicherheitspolizei Lemberg (Lviv)“'* eingestellt. Im
gleichen Jahr erfolgte auch die Einstellung des Verfahrens gegen Robert Jan Verbelen. Dieser war in
einem Wiener Geschworenenprozess 1965 vom Tatvorwurf der Begehung von ,,Kriegsverbrechen
(Befehl zur Totung belgischer Zivilisten als Angehoriger der Flamischen SS)'* nicht rechtskriftig
freigesprochen worden; Der OGH war einer Nichtigkeitsbeschwerde des Staatsanwaltschaft gefolgt

und hatte das Urteil aufgehoben. Zu einer Wiederholung des Verfahrens kam es nicht.'*

Der letzte Prozess: Heinrich Gross

Fast ein viertel Jahrhundert lang, zwischen 1976 und 1999, fand in Osterreich kein einziger Prozess
wegen NS-Verbrechen statt. Erst das 1997 eingeleitete Verfahren gegen den Kinderarzt und
langjdhrigen Gerichtsgutachter Heinrich Gross mit dem Tatvorwurf, ,,Morde im Rahmen des NS-
Euthanasieprogramms als Arzt der Kinderfachabteilung ,Am Spiegelgrund® in der Heil- und

Pflegeanstalt Am Steinhof*'*’ begangen zu haben, fiihrte im Jahr 1999 zur Anklageerhebung.

Der Wiener Arzt stand schon Ende der 1940er Jahre im Fokus der Justiz: Im Zuge des ,,Steinhof-
Prozesses* gegen den Kinderarzt Ernst Illing wurde auch gegen Gross wegen Verdachts der
Beteiligung am Mord ermittelt. 1950 wurde er vom Volksgericht Wien wegen Totschlags (nach §
212 RStGB) und , Illegalitit (§§ 10, 11 VG) angeklagt, wegen Totschlags zu zwei Jahren Kerker
verurteilt. Das Urteil wurde jedoch 1951 wegen eines Formalfehlers aufgehoben, das Verfahren

allerdings nicht wiederholt, sondern bereits im darauffolgenden Monat eingestellt.

Nun machte Gross Karriere. Als Mitglied des Bundes sozialistischer Akademiker und der SPO

politisch bestens vernetzt, setzte er ab 1955 seine Arbeit am Spiegelgrund — dem heutigen Otto-

143 http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 04.php#lerch
144 http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 04.php#eppinger
145 http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56 04.php#verbelen
146 Ebenda.

147 http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56_04.php#gross
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Wagner-Spital fort. Wie spéter bekannt wurde, forschte er dort unter anderem weiterhin an Gehirnen
von Kindern, die wihrend der NS-Zeit in der Obhut der ,,Pflegeanstalt* ermordet worden waren. Er
stieg auf zum Primarius und war in den folgenden Jahrzehnten als gefragter Gerichtsgutachter fiir
Neurologie und Psychiatrie titig. Er erhielt zahlreiche Forschungspreise und das ,,Ehrenkreuz fiir

Wissenschaft und Kunst I. Klasse* der Republik Osterreich.

In den 1980er Jahren kamen erneut Details aus Gross® NS-Vergangenheit zu Tage, bis zur Anklage
dauerte es dennoch beinahe 20 weitere Jahre. Im Jahr 2000 begann schlieBlich die
Hauptverhandlung wegen des Verdachts der Ermordung von neun Kindern ,,Am Spiegelgrund*
zwischen Juli und September 1944, wurde aber wegen Verhandlungsunfihigkeit des Angeklagten
am selben Tag mnoch abgebrochen. Ein weiteres Gerichtsgutachten bestitigte die
Verhandlungsunfiahigkeit des ehemals prominenten Gerichtsgutachters, nach dessen Tod 2005

wurde das Verfahren schlieBlich eingestellt.'**

148 Vgl. http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/gross_index.php;
http://gedenkstacttesteinhof.at/de/ausstellung/17-der-lange-schatten-der-ns-psychiatrie ; Kuretsidis-Haider, Claudia:
,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 228.

58


http://gedenkstaettesteinhof.at/de/ausstellung/17-der-lange-schatten-der-ns-psychiatrie
http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/gross_index.php

Ahndung von NS-Verbrechen: Die justiziell-strukturelle Dimension

,,Die Justiz ist eine menschliche Einrichtung, unvollkommen, fehlbar wie alle menschlichen und

gesellschaftlichen Einrichtungen. “'¥

Bevor nun der Prozess gegen Josef Wendl untersucht wird, miissen einige grundlegenden Aspekte
der Funktionsweise von Geschworenenprozessen geklart werden. Wie funktioniert die
Osterreichische Rechtsprechung unter Beteiligung von Laienrichtern, welche Besonderheiten und
Probleme ergeben sich bei der Verantwortung von Laien fiir die Beurteilung der Schuldfrage in NS-

Prozessen?

Geschworenengerichte - Laienrichter'"

1945 wurde die Geschworenengerichtsbarkeit, 1934 vom austrofaschistischen Regime aufgehoben,
in Osterreich wieder eingefiihrt. Seit 1951 setzen sich Geschworenengerichte aus dem
Schwurgerichtshof, bestehend aus drei Berufsrichtern, und aus acht Geschworenen (Laienrichter)
zusammen. Einer der Berufsrichter fiihrt den Vorsitz der Verhandlung. Verhandelt werden neben
Tatbestinden des Hochverrats auch ,,alle anderen Verbrechen, die mit einer strengeren als

zehnjihriger Kerkerstrafe bedroht sind “"*".

Die Laienrichter allein entscheiden mit ihrem sogenannten ,,Wahrspruch® iiber die Schuldfrage des
Angeklagten im Sinne der Anklage, an der Prozessleitung sind sie jedoch nicht beteiligt. Nach Ende
des Beweisverfahrens in der Hauptverhandlung formulieren die Berufsrichter einen Fragenkatalog,
dessen Fragen mit ,,Ja* und ,,Nein“ beantwortbar sein miissen. Uber die Fragen dieses Katalogs
stimmen die Geschworenen nach Kenntnisnahme der schriftlichen Rechtsbelehrung durch die

Berufsrichter ab.

Die Hauptfrage zielt darauf ab, ob der Angeklagte im Sinne der Anklage schuldig ist. ,,Sind in der

149 Stenographische Protokolle, XI. GP, 146. Sitzung 8.7.1969, Rede Christian Broda, zit. n. Wisinger, Marion: Uber
den Umgang der Osterreichischen Justiz mit nationalsozialistischen Gewaltverbrechern, S. 197.

150 Bundesgesetz vom 22. November 1950 iiber die Wiedereinfiihrung der Geschwornengerichte
(Geschwornengerichtsgesetz), BGBI. 240/1950

151 Ebenda, Art. 1 Abs. 2.
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Hauptverhandlung Tatsachen hervorgebracht worden, die — wenn sie als erwiesen angenommen
werden — die Strafbarkeit ausschlieen oder autheben wiirden, so ist eine entsprechende Frage nach

«“I32 Relevante

dem StrafausschlieBungs- oder Strafaufthebungsgrund (Zusatzfrage) zu stellen.
Beispiele fiir StrafausschlieBungs- oder Strafaufthebungsgriinde sind Verjdhrung und
Befehlsnotstand. Zur Bejahung der einzelnen Fragen muss eine absolute Stimmenmehrheit
vorherrschen, also mindestens fiinf von acht Stimmen miissen bejahend sein. Bei

Stimmengleichheit gilt der Grundsatz ,,in dubio pro reo*'*.

,»Die Rechtsbelehrung muss — fiir jede Frage gesondert — eine Darlegung der gesetzlichen Merkmale
der stratbaren Handlung, auf welche die Haupt- oder Eventualfrage [Zusatzfrage, Anm. D.R.]
gerichtet ist, sowie eine Auslegung der in den einzelnen Fragen vorkommenden Ausdriicke des
Gesetzes enthalten und das Verhéltnis der Fragen zueinander sowie die Folgen der Bejahung oder
Verneinung jeder Frage klarlegen.“'** Ehe sich die Geschworenen zur Beratung zuriickziehen, der
bei einstimmiger Befiirwortung durch die Berufsrichter deren Vorsitzender ebenfalls beiwohnen

kann, haben die Geschworenen die Moglichkeit, Fragen zu stellen.

Die Beratung der Geschworenen wird nicht protokolliert, der Wahrspruch muss auch nicht
begriindet werden. Daher ist es nicht moglich, die Beweggrinde und Prozesse der
Entscheidungsfindung fiir das Abstimmungsverhalten der Laienrichter zu rekonstruieren. Sprechen
die Laienrichter den Angeklagten schuldig, entscheiden sie gemeinsam mit den Berufsrichtern iiber
die zu verhingende Strafe. Sprechen sie ihn frei, fdllen die Berufsrichter sofort ein freisprechendes

Urteil.

Sind die Berufsrichter allerdings einstimmig der Meinung, die Geschworenen hétten sich in ithrem
Wahrspruch geirrt, kdnnen sie diesen aufheben und die Strafsache dem Obersten Gerichtshof
vorlegen. Gegen Urteile der Geschworenengerichte stehen sowohl der Anklagebehorde als auch

dem Angeklagten die Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde und Berufung offen. !>

152 Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 226.

153 Im Zweifel fiir den Angeklagten.

154 Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 226.

155 Vgl. ebenda sowie Holpfer, Eva/Loitfellner, Sabine: Holocaustprozesse wegen MassenerschieBungen,S. 89 f.

60



Befehlsnotstand (unwiderstehlicher Zwang) und Putativnotstand

Die Argumentation der Angeklagten, so Beweise fiir die Tatbegehung vorlagen, nur Befehle
ausgefiihrt bzw. aus Angst um das eigene Leben gehandelt zu haben, zieht sich wie ein roter Faden
durch die Prozesse gegen NS-Titer (nicht nur in Osterreich). Die Bewertung des Befehlsnotstands
als StrafausschlieBungsgrund unterlag jedoch einem zeitlichen Wandel. Wie bereits ausgefiihrt,
schlossen die Bestimmungen des KVG bis 1957 dies als Entschuldigungsgrund praktisch aus. Dass
auch nach dem Allgemeinen Strafrecht der Befehl einer vorgesetzten Behorde nicht entschuldigend
fiir eine offensichtlich rechtswidrige Tat wirken konne, stellte der OGH-Senatsprasident Josef

Peither 1946 in Hinblick auf die Arbeit der Volksgerichte fest.

. Ein Strafausschlieffjungsgrund wdre nur dann gegeben, wenn eine gegen den Tdter selbst
unmittelbar gerichtete Drohung, mit schwerer wiegenden Folgen als die durch die anbefohlene Tat
zugefiigten, ausgesprochen wiirde, und wenn der Titer dieser Drohung nicht entgehen konnte.
Peither konstatierte jedoch, dass dies zur Zeit des Nationalsozialismus nie der Fall gewesen

war: «156

Wiahrend in der Rechtsprechung der BRD ein  StrafausschlieBungsgrund  durch
Sachverstindigengutachten mehrmals widerlegt worden war, stand die Frage nach dem
Befehlsnotstand ab Anfang der 1960er zunehmend im Mittelpunkt der Osterreichischen
Hauptverhandlungen. Die Ausfiihrungen der Staatsanwaltschaften in Anklageschriften wie
Nichtigkeitsbeschwerden dariiber, weshalb Befehlsnotstand nicht geltend gemacht werden konne,
wurden immer eindringlicher und umfangreicher. Kuretsidis-Haider zitiert etwa aus der

Nichtigkeitsbeschwerde gegen den Freispruch im zweiten Prozess gegen Franz Novak:

., Unwiderstehlicher Zwang liegt nur dann vor, wenn fiir den Titer eine gegenwdrtige, dringende, in
anderer Weise als durch die Begehung der Straftat nicht zu vermeidende Leibes- oder Lebensgefahr
besteht. Wer dagegen ein Verbrechen ausfiihrt, weil er es innerlich gutheifst, oder auch nur, weil er
aus blindem Gehorsam sich iiber Recht und Unrecht keine Gedanken macht, oder sich iiber solche
Skrupel mit Hilfe seiner Weltanschauung hinwegsetzt, kann sich nicht auf unwiderstehlichen Zwang

berufen. [...] Die Normen des modernen Volkerrechts zeigen deutlich die Tendenz, den

156 Zit. n. Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 234.
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Befehlsempfinger nur dann zu befreien, wenn er auf die Rechtmdfigkeit des ihm erteilten Befehles
vertrauen durfte. Der Befehlsempfinger haftet dagegen strafrechtlich, wenn ihm die
Rechtswidrigkeit des Befehls bekannt war. Sowohl die Charta des internationalen Militdrtribunals
in Niirnberg vom 8.8.1945 als auch das im Jahr 1957 aufgehobene osterreichische KVG haben
ausdriicklich den Rechtssatz statuiert, dass ein Handeln auf Befehl nicht von der Verantwortlichkeit

fiir Verbrechen entschuldigt. “"’

Der OGH hatte der Nichtigkeitsbeschwerde unter dem Hinweis auf eine mangelnde
Rechtsbelehrung der Geschworenen stattgegeben. Im dritten Prozess gegen Novak sowie im
Prozess gegen Ertl und Dejaco wurden vorsorglich Gutachter aus der BRD bestellt, die gleichsam
berichteten, es ldgen keine iiberzeugenden Beispiele dafiir vor, dass Angehdrige der
Sicherheitspolizei und des SD wegen einer Verweigerung der Teilnahme an Massenmorden mit dem
Tod bedroht oder gar hingerichtet worden seien. Vielmehr habe es eine Reihe von Mdglichkeiten

gegeben, sich der Ausfiihrung solcher Taten zu entziehen.'>®

Die Versuche der Staatsanwaltschaften, Befehlsnotstand als StrafausschlieBungsgrund zu entkréften,
fithrten zu einer neuen Verteidigungsstrategie: Man umging die Diskussion, ob der Angeklagte
tatsdchlich unter Befehlsnotstand gehandelt hatte, und berief sich stattdessen auf Putativnotstand -
die irrtiimliche Annahme, zum Tatzeitpunkt unter Befehlsnotstand gestanden zu haben. Anders
ausgedriickt: Der Téter unterlag in einer vermeintlichen Zwangslage dem Irrtum, ,,zu glauben, unter
Befehlsdruck zu handeln, der bei der Weigerung mit dem Tode bestraft wiirde.'* Putativnotstand
wurde tatsdchlich als StrafausschlieBungsgrund anerkannt. Wurde er von der Verteidigung

vorgebracht, fand er sich als Zusatzfrage im Fragenkatalog der Geschworenen wieder.

157 Nichtigkeitsbeschwerde der StA Wien, 23.12.1966, Novak-Prozess, 15. Bd., zit n. Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein
Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 235.

158 Vgl. Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 236 f.

159 Ebenda, S. 237.
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Der Fall Josef Wendl

., Wenn ich gefragt werde, wie viele Einsditze ich mit dem G-Wagen durchgefiihrt habe, so kann ich
heute keine genaue Zahl mehr angeben. Ich kann auch nicht anndhernd angeben, wie viele Opfer
bei diesen G-Wagen-Einsdtzen getitet worden sind. Mit Sicherheit weif3 ich, dafs bei allen Aktionen

Mcdinner, Frauen und Kinder jeglichen Alters in die G-Wagen getrieben wurden. “'®°

Abbildung 3: Josef Michael Wendl, undatierte Aufnahme'®'

160 Niederschrift Josef Wendl vom 10. Médrz 1964, zitiert aus Geschworenengerichtsakt LG Wien 20 Vr 1100/65 (im
Folgenden: Geschworenenprozess Wendl), Band 1.
161 Yad Vashem Photo Archive, Album FA2/87.

63



Zur Person'®

Name:

Geburtsort:

Geburtstag:

Familie:

Ausbildung:

Berufe:

Religion:

Partei:

NS-Tatigkeiten:

Josef Michael Wendl

Wien

3.9.1910

verheiratet

Volksschule; Hauptschule; Lehrausbildung zum Friseur 1928/29

Freiwilliger Eintritt in das Osterreichische Bundesheer 1930
(Entlassung wegen NS-Betitigung 1933); Tatigkeiten als Kraftfahrer,
Bauhilfsarbeiter, Kellner und Handelsangestellter

romisch-katholisch

NSDAP-Eintritt am 10.12.1931, Mitgliedsnummer 687.441;
1933 Eintritt in die SS, Mitgliedsnummer 306.497

Teilnehmer am ,,Juliputsch* 1934 (,,Ravag-Putschist*), ab 1938
Angehoriger der Gestapo — zunichst als Kraftfahrer und Fahrmeister
tatig, ab 1939 Fahrdienstleiter der ,,technischen Abteilung IV
Gestapo®; 1941/42 Beforderung zum SS-Hauptscharfiihrer und
Zuteilung zum ,,Osteinsatz* als Angehdriger des ,,Einsatzkommandos

8 der ,,Einsatzgruppe B*

162 RSHA-Personalakt Josef Wendl, 3.9.1910, Bundesarchiv Berlin, Sign. 606 5003651; Volksgerichtsakt LG Wien Vr
5047/47 sowie Hv 501/48 (im Folgenden: Volksgerichtsprozess Wendl); Anklageschrift Geschworenenprozess

Wendl.
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Das ,,Generalkommissariat Weillruthenien* - Orte der Verbrechen

WeiBrussland war einer der zentralen Orte des Holocaust. Im Zuge der deutschen Eroberungs- und
Vernichtungspolitik war das Land verwaltungsmifBig aufgeteilt worden, die weiBrussische
Hauptstadt Minsk bildete zwischen 1941 und 1944 das Verwaltungszentrum des neu geschaffenen
»Generalkommissariats Weilruthenien® im ,,Reichskommissariat Ostland*“. Von Anfang an war das
Gebiet als Ziel umfangreicher Deportationen aus den umliegenden Léandern, aber auch aus
Westeuropa vorgesehen.'® In Minsk wurde unmittelbar nach der Besetzung von Wehrmacht, SS und

Polizei ein Ghetto errichtet, zehntausende weilSrussische Juden wurden inhaftiert.

Nachdem Hitler im September 1941 die Deportation von Juden aus den groeren Stddten des
Reichs angeordnet hatte, plante das verantwortliche Reichssicherheitshauptamt (RSHA) die
sofortige Verschleppung von 25.000 osterreichischen, deutschen, und tschechischen Juden nach
Minsk.'* Die Deportationen verliefen jedoch nicht plangemafl. Nachdem die SS Anfang November
— quast als ,,Vorbereitung* fiir die Ankunft der Deportationstransporte — in einer grofl angelegten
Mordaktion etwa 12.000 weillrussische Juden im Ghetto Minsk ermordet hatte, fiihrte die Schlacht
um Moskau zu erheblichen Transportproblemen der Wehrmacht; die Deportationen mussten Ende
November 1941 abgebrochen werden.'® Bis zu diesem Zeitpunkt waren etwa 7.000 Juden aus

Westeuropa nach Minsk verschleppt worden.

Seitens der zivilen Behorden des ,,Generalkommissariats Weiruthenien® gab es Einwidnde gegen
die Deportationen. Generalkommissar Wilhelm Kube legte mehrmals Protest bei seinen
Vorgesetzten ein, zuletzt, als im Janner 1942 Geriichte {iber die Wiederaufnahme der Deportationen
kursierten: ,,Angesichts der angespannten Wohnraum- und Erndhrungslage in der zu 80 Prozent
zerstorten Stadt sei die Aufnahme von mehreren zehntausend ,,Reichsjuden® génzlich

ausgeschlossen.*'*

Das RSHA in Berlin reagierte auf die Kritik prompt: Innerhalb einer Woche reisten Anfang Marz

163 Gerlach, Christian: Kalkulierte Morde. Die deutsche Wirtschafts- und Vernichtungspolitik in Weiirussland 1941 bis
1944, Hamburg 1999, S. 97.

164 Rentrop, Petra: Maly Trostinez, in: Benz, Wolfgang/Distel, Barbara (Hg.): Der Ort des Terrors. Geschichte der
nationalsozialistischen Konzentrationslager, Band 9, Miinchen 2009, S. 573.

165 Freund, Florian/Safrian, Hans: Die Verfolgung der dsterreichischen Juden 1938-1945. Vertreibung und Deportation,
in: Talos, Emmerich/Hanisch, Ernst u.a. (Hg.): NS-Herrschaft in Osterreich. Ein Handbuch, Wien 2000, S. 776.

166 Rentrop, Petra: Maly Trostinez, S. 573.
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1942 Adolf Eichmann, Organisator der Deportationen im RSHA, und ,,Reichsfithrer SS* Heinrich
Himmler nach Minsk zu Gesprachen mit Kube. An der Fortfilhrung der Deportationen wurde
festgehalten, der Zivilverwaltung wurde nun allerdings die Verfiigungsgewalt {iber die neu
angekommene Juden entzogen. ,,Wie man mit ihnen verfahren sollte, klarte RSHA-Chef Reinhard
Heydrich Ende Mérz/Anfang April 1942 mit dem leitenden KdS, SS-Obersturmbannfiihrer Eduard
Strauch in Minsk: Heydrich beauftragte Strauchs Dienststelle, die bald eintreffenden Juden

unmittelbar nach ihrer Ankunft zu toten.“!¢’

Mahiljou (Mogilew)

Pline zur Errichtung eines groBen Vernichtungslagers mit Gaskammern und Krematorien in
Mahiljou (von den Deutschen ,,Mogilew* genannt, auch heute in der deutschsprachigen
wissenschaftlichen Forschung so bezeichnet), etwa 200 Kilometer Ostlich von Minsk, existierten
schon im Spédtherbst 1941. Bei einer Erfurter Firma wurden fiir die Errichtung der Krematorien 32
Ofen bestellt. Die Umsetzung der Pline fiir ein groB angelegtes Vernichtungslager scheiterten aber
letztlich an logistischen Problemen und dem Widerstand der Militdrverwaltungsspitze. Einige der

bereits gelieferten Ofen wurden nach Auschwitz-Birkenau geschickt.'®®

Mahiljou wurde fortan als lokale Vernichtungsstitte genutzt, in den folgenden Jahren wurden dort
neben Juden auch zahlreiche weitere weillrussische Zivilisten ermordet. Die Massaker an jiidischen
Bewohnern der Stadt im Oktober 1941, grofiteils vom Einsatzkommando 8 ausgefiihrt, bildeten
»Zewissermalen das Startsignal fiir das Vorhaben, alle Juden im riickwértigen Heeresgebiet Mitte
zu ermorden®. AnschlieBend wurde ein Lager errichtet, in dem die wenigen noch lebenden Juden
ebenso wie andere weilrussische Zivilisten, die als ,geisteskrank®, ,asozial“ oder
»partisanenverdéachtig® definiert wurden, interniert. Das EK 8 residierte fiir die ndchsten zwei Jahre
,als faktisch stationdre Dienststelle in Mogilew*'®. Thm unterstand auch ein eigenes SD-Geféngnis,
in das Juden und ,Banden- und Partisanenverdichtige® verbracht wurden. In regelméafligen
Abstidnden, wenn das Gefangnis voll war, wurde ein Teil der Gefangenen an den Stadtrand gebracht

und dort erschossen, spiter auch mit Gaswagen vergast.'”

167 Ebenda, S. 574.

168 Gerlach, Christian: Failure of Plans for an SS Extermination Camp in Mogilev, Belarussia, in: Holocaust and
Genocide Studies 11 (1997), S. 60-78 sowie: Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlosung®. Das Ghetto Minsk und die
Vernichtungsstétte Maly Trostinez, Berlin 2012, S. 186.

169 Gerlach, Christian: Kalkulierte Morde, S. 587 ff.

170 Vgl. Niederschrift Wendl 1964, Geschworenenprozess Wendl Band 1.
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Maly Trostinec

Ab 1942 wurden zahlreiche lokale Vernichtungsstitten in ,,Weiruthenien* etabliert, von denen
Maly Trostinec die grofte war. Wann genau die Wahl auf Maly Trostinec als Vernichtungsort fiir
westeuropdische Juden fiel, ist nicht gesichert. Ermittlungen des Landesgerichts Koblenz zufolge
tibernahm der KdS im April 1942 die 250 Hektar groBe ehemalige Kolchose als Landgut zur
Eigenbewirtschaftung. ,,Etwa einen Kilometer entfernt erstreckte sich das undurchsichtige
Waldmassiv von Blagovs¢ina. Hier diirfte der KdS eine schlecht einsehbare Lichtung ausfindig
gemacht haben, die als Hinrichtungsstétte geeignet schien. Ausschlaggebend fiir diese Wahl war
sicherlich, dass in unmittelbarer Nihe ein stillgelegtes Bahngleis verlief, an dem nahe Kolodis¢i

eine provisorische Haltestelle eingerichtet werden konnte.*!”!

Das Landgut sollte, nach den Planen des Kommandeurs Strauch, von jiidischen Zwangsarbeitern zu
einem landwirtschaftlichen Mustergut ausgebaut werden. Strauch plante offenbar, spéter einmal
seinen Lebensabend in Maly Trostinec zu verbringen — buchstéblich auf zigtausenden Leichen.'”

Auf dem Arbeitslager der Kolchose wurden anfangs nicht-jiidische Weillrussen als Zwangsarbeiter
eingesetzt, bald kamen weiBrussische Juden, Partisanen und Juden aus den Deportationstransporten
hinzu - 1942 wurden aus jedem Deportationszug zwischen 20 und 50 Juden selektiert und in das
Lager gebracht. Die Zahl der Héftlinge in Maly Trostinec schwankte je nach Zeitpunkt zwischen
100 und 1.000 Personen. Diese mussten nach dem Aufbau von Wohn- und Wirtschaftsgebauden
zum einen in der Landwirtschaft und in verschiedenen eingerichteten Handwerksbetrieben arbeiten,
hauptsdchlich fiir den personlichen Bedarf der KdS-Angehdrigen, Zum anderen wurden die
Zwangsarbeiter zur Sortierung und Verwertung des Gepécks und der Wertsachen der deportierten

Juden, die unmittelbar nach ihrer Ankunft ermordet wurden, eingesetzt.'”

Fiir die Arbeitshéftlinge bestand, abgesehen von der vollig unzureichenden Erndhrung, stindige
Lebensgefahr durch spontane ,,Selektionen. Einer der wenigen Uberlebenden, der Wiener Isaak
Griinberg, berichtete, dass kranke, geschwichte oder einfach zu langsame Hiftlinge regelméfig von
den anderen getrennt und erschossen wurden: “/Sie] fiihrten diese Selektionen durch einfaches

Zeigen auf den Hiftling — du links — du rechts — durch. Dann kam das Kommando ,,Abmarsch“ und

171 Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlésung™, S. 197 f.
172 Ebenda, S. 213.
173 Gerlach, Christian: Kalkulierte Morde, S. 771.
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kurze Zeit spdter horte man die Schufsalven. “'™

Wie schon aus der Organisation hervorgeht, war Maly Trostinec nie als Konzentrationslager
gedacht. Die nach WeiBirussland verschleppten Juden waren von Anfang an zu ihrer sofortigen
Ermordung dorthin verbracht worden. Provisorischen Lagern wie Mahiljou und Maly Trostinec
kam vielmehr eine Versorgungs- und logistische Bedeutung im nationalsozialistischen

Ermordungssystem in Weirussland zu.

Wiener Juden in Maly Trostinec

Wihrend im ,,Generalkommissariat Weilruthenien* die Vorbereitungen fiir die Massenmorde
liefen, befasste sich die ,,Zentralstelle fiir jiidische Auswanderung® in Wien mit der Planung der
Deportationen. Wien sollte nach dem Willen des RSHA nicht nur ein zentraler Abgangsort der
Deportationen nach Minsk/Maly Trostinec werden, auch ein erheblicher Teil der Wiener Juden
sollte im ,,Ostland* ermordet werden. ,,Bereits auf der Deportationskonferenz im Mirz 1942, auf
der Eichmann die Zwangsverschickung von weiteren 55.000 Juden aus dem erweiterten
Reichsgebiet angekiindigt hatte, war Wien neben Prag als ein Schwerpunkt kiinftiger Transporte

angekiindigt worden: 18.000 Wiener Juden sollten in den Osten verschleppt werden.* '

Am 20. April 1942 wurden etwa 1.000 Wiener Juden in die Sammelstelle Sperlgymnasium im
zweiten Wiener Gemeindebezirk befohlen, am 6. Mai von dort zum Aspangbahnhof gebracht. Unter
Aufsicht eines Begleitkommandos der Schutzpolizei mussten sie in bereitstehende Personenwagen
steigen, um 19 Uhr abends verlieB der Transport ,,Da 201" den Bahnhof. Der verantwortliche

Offizier der Schutzpolizei vermerkte in einem Bericht:

,Der fiir den 6. Mai 1942 angesagte Judentransport von Wien nach Minsk in Weifsrussland,
bestehend aus 1000 Personen (Mdnner, Frauen u. Kinder), wurde am gleichen Tage in Zeit von
12.00 bis 16.00 in Wien-Aspangbahnhof verladen. / Die listenmdifige Ubergabe erfolgte um 18.30
an das Transportkommando durch SS-Hauptsturmfiihrer [Alois, Anm. D.R.] Brunner der

Zentralstelle fiir jiidische Auswanderung. “'""

174 Zeugenaussage Isaak Griinberg, zitiert nach Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlésung®, S. 219.

175 Ebenda, S. 198.

176 Gottwald, Alfred/Schulle, Diana: Die ,,Judendeportationen” aus dem Deutschen Reich 1941-1945. Eine
kommentierte Chronologie, Wiesbaden 2005, S. 273 f.

177 Freund, Florian/Safrian, Hans: Die Verfolgung der dsterreichischen Juden 1938-1945, S. 776 sowie: Rentrop, Petra:
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Die Fahrt ging iiber Breslav/Lundenburg, Olmiitz, Oppeln und Warschau; am 8. Mai wurden die
Deportierten im weirussischen Waukawysk an der Grenze zu Polen in Viehwaggons umverladen.
Die ersten Todesopfer wurden dort zuriickgelassen.'” Ein namentlich unbekannter Wiener Jude, der
als einer von sechs Menschen aus diesem Transport iiberlebte, erinnert sich: ,, In Wolkowysk mufsten
wir in einem vollig verdunkelten Bahnhof mitten in der Nacht den Zug verlassen und in einen
Viehwaggon umsteigen. Viele, die sich nicht so schnell zurechtfinden konnten, bekamen die Stiefel
der SS zu spiiren, und Alte, Gebrechliche blieben unter den Kniippelschldgen auf dem Bahnhof

liegen. “'"

Am 11. Mai traf der Transport ,,Da 201 als erster Deportationszug des Jahres 1942 in Minsk ein.
Im Tatigkeitsbericht von SS-Unterscharfiihrer Gerhard Arlt heif3t es dazu:

,Am 11. Mai traf ein Transport mit Juden (1000 Stiick) aus Wien in Minsk ein und wurde gleich

vom Bahnhof zur oben genannten Grube geschafft. “'*’

81 Personen aus dem Transport wurden als Zwangsarbeiter fiir das ,,Gut des Kommandeurs* Maly
Trostinec ausgewihlt, alle anderen wurden per LKW auf das euphemistisch benannte
,Umsiedlungsgeldnde™ gebracht: Jene Lichtung im Waldgebiet von Blagovs¢ina, auf der
Angehorige der Waffen-SS bereits eine grole Grube ausgehoben hatten. Ob bei diesem Transport
auch schon ein Gaswagen eingesetzt wurde, ist unbekannt. Jedenfalls handelt es sich um den ersten

zweifelsfrei nachgewiesenen Massenmord im Wald von Blagovscina.

In dem bereits erwdhnten Tatigkeitsbericht von Arlt heillt es weiter: ,,Am 13.5. beaufsichtigten 8
Mann die Ausgrabungen einer weiteren Grube, da in ndchster Zeit abermals ein Transport mit

Juden aus dem Reich hier eintreffen soll. “'*'

Zwischen 11. Mai und 9. Oktober 1942 trafen insgesamt 16 Transportziige aus dem ,,erweiterten
Reichsgebiet in Minsk und Maly Trostinec ein. Neun davon kamen aus Wien, fiinf aus
Theresienstadt, einer aus Konigsberg und einer aus Koln. Aus diesen Transporten wurden

schiatzungsweise 15.000 Menschen ermordet, was keineswegs den viel umfangreicheren Plianen des

Tatorte der ,,Endlosung®, S. 199.
178 Freund, Florian/Safrian, Hans: Die Verfolgung der dsterreichischen Juden 1938-1945, S. 777.
179 Bericht eines Wiener Juden, Yad Vashem 033/3489.
180 Zitiert nach Freund, Florian/Safrian, Hans: Die Verfolgung der sterreichischen Juden 1938-1945, S. 778.
181 Zit. n. Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlésung™, S. 201.
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RSHA entsprach.'® Denn vorgesehen waren 18 Ziige mit je 1.000 Deportierten allein im Friihjahr
1942. Bereits der zweite Transport aus Wien, Da 202, der fiir 13. Mai bestimmt war, entfiel aus

unbekannten Griinden. Mitte Juni verhdngte die Reichsbahn eine Transportsperre fiir zivile

Sonderziige, was den Ausfall zahlreicher anvisierter Transporte zur Folge hatte.

Zug-Nr. Abgangsort Abfahrt Ankunft Insassen Uberlebende

Da 201 Wien 6.5. 11.5. 994/1000 6 (3 Ménner,
3 Frauen)

Da 202 Wien 20.5. 23./26.5. 986/1000 -

Da 204 Wien 27.5. 1.6. 981 1 (Frau)

Da 205 Wien 2.6. 5./9.6. 999 -

Da 206 Wien 9.6. 13./15.6. 1006 -

Da 223 Wien 17.8. 21.08. 1003 1 (Mann)

Da 225 Wien 31.8. 2./4.9. 967 1 (Frau)

Da 227 Wien 14.9. 16./18.9. 997 -

Da 230 Wien 5.10. 9.10. 544/547 3 (1 Mann,
2 Frauen)

Tabelle 1: Durchgefiihrte Transporte aus Wien nach Minsk/Maly Trostinec von Mai bis Oktober 1942. '3

Ab dem 10. August 1942 war die Endstation der Transporte nicht mehr Minsk, sondern nunmehr
die eigens eingerichtete Station Kolodis¢i bei Maly Trostinec.'® Die Vorgangsweise nach der
Ankunft blieb iiber den Zeitraum weitgehend gleich: Die Deportierten wurden direkt am Tag ihrer
Ankunft auf das ,,Umsiedlungsgeldnde® in der Blagovs€ina zu den Gruben gebracht und durch
ErschieBung oder Vergasung in Gaswagen getotet. Die zugeschiitteten Gruben wurden anschlieBend
planiert und mit Asten und Zweigen getarnt, was die Aktionen jedoch nicht vor den Einwohnern der
umliegenden Dorfer verbergen konnte. Es existieren einige Augenzeugenberichte sowjetischer

Zivilisten, die von den Massenmorden erzihlen.'8¢

182 Vgl. Gottwald, Alfred/Schulle, Diana: Die ,, Judendeportationen aus dem Deutschen Reich 1941-1945 sowie:
Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlésung®, S. 202.

183 Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlésung®, S. 202.

184 Gottwald, Alfred/Schulle, Diana: Die ,,Judendeportationen® aus dem Deutschen Reich 1941-1945., S. 237 ff.

185 Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlésung®, S. 203.

186 Vgl. z.B. Gotzes, Andrea (Hg.): Krieg und Vernichtung. Sowjetische Zeitzeugen erinnern sich, Darmstadt 2006.
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Der Einsatz von Gaswagen

Der genaue Zeitpunkt, ab dem Gaswagen in der Blagovsc¢ina zum Einsatz kamen, ist unklar. ,,Das
Landesgericht Koblenz ging im Urteil gegen den Minsker Gestapo-Chef Heuser von spitestens
Mitte Juni 1942 aus.“'*” Ebenso wenig ldsst sich feststellen, wie viele Menschen in Gaswagen
ermordet wurden. Auch die Anzahl der dafiir eingesetzten Gaswagen, im Nazi-Jargon meist als

»Sonderwagen®, ,,S-Wagen“ oder ,,G-Wagen* bezeichnet, 14sst sich nicht eindeutig feststellen.

Dokumentiert ist hingegen, dass das RSHA zwischen August und Oktober 1941 zwei Baureihen
von Gaswagen entwickeln lieB: , Fahrgestelle von LKW der Marken ,,Diamond* und ,,Saurer*
waren mit kastenformigen Aufbauten versehen worden, in denen 30 bis 50 bzw. 100 Menschen
durch das Einleiten der Auspuffgase erstickt werden konnten.“'®® Das anvisierte Ziel war eine
Effizienzsteigerung bei den Mordaktionen und eine nervlich weniger belastende Mordsituation fiir

die Téter.

Allem Anschein nach gab es keine an fixen Orten eingesetzten Gaswagen, sie wurden vielmehr
vom KdS Minsk zu verschiedensten Einsdtzen beordert. Der Vorgang der Vergasungen war simpel:
In den Laderaum der Fahrzeuge wurden zwischen 50 und 70 Menschen eingepfercht, man fuhr zu
den bereits ausgehobenen Gruben, erst dort begannen die Mordaktionen. Das Wageninnere war mit
Gummireifen abgedichtet, ein Schlauch wurde an den Auspuff angebracht, der iiber eine spezielle
Vorrichtung die Abgase ins Innere leitete. Mit geringem Handgas, im Stand, wurden die Menschen

qualvoll erstickt. Die Vergasungen dauerten bis zu 15 Minuten. '¥

Der hiufige Einsatz dieser Wagen geht aus einem Schreiben des BdS Ostland an das RSHA vom
15. Juni 1942 hervor:

,, Beim Kommandeur der Sipo u. d. SD. Weifsruthenien trifft wochentlich ein Judentransport ein, der
einer Sonderbehandlung zu unterziehen ist. Die 3 dort vorhandenen S-Wagen reichen fiir diesen
Zweck nicht aus! Ich bitte um Zuweisung eines weiteren S-Wagen (5-Tonner). Gleichzeitig wird

gebeten, fiir die vorhandenen 3 S-Wagen (2 Diamond, 1 Saurer) noch 20 Abgasschliuche

187 Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlésung®, S. 207.
188 Rentrop, Petra: Maly Trostinez, S. 575.
189 Vgl. Niederschrift Josef Wendl 1964, Geschworenenprozess Wendl Band I; Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endldsung*
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mitzusenden, da die vorhandenen bereits undicht sind. “'*°

Aufgrund des hohen Materialverschleiles ging man dazu iiber, jlidische Zwangsarbeiter im
Arbeitslager Maly Trostinec Schlduche und Ersatzteile herstellen zu lassen. Das RSHA kam der
Bitte des Schreibens nach und schickte im Juli 1942 einen weiteren Gaswagen nach Minsk. ,,Zudem
stellten im Sommer 1942 das SK 7b sowie die Eks 8 und 9 der Einsatzgruppe B Gaswagen mit
Fahrern an die Minsker Sicherheitspolizei ab.“"' Einer davon war der Wiener SS-Hauptscharfiihrer

Josef Wendl.

Der Volksgerichtsprozess gegen Josef Wendl 1948

Laut Erhebungen des Bezirks-Polizeikommissariats Wien-Landstrale floh Josef Wendl kurz vor
dem Eintreffen der Roten Armee in Wien ,,nach dem Westen®. Ende 1945 wurde er verhaftet und
wegen seiner Zugehorigkeit zur Gestapo durch die US-Army im Camp Marcus W. Orr (Glasenbach)
in Salzburg interniert. Er befand sich bis 1948 in Haft und wurde dann zur Strafverfolgung durch

das Volksgericht Wien an die 6sterreichischen Behorden tibergeben. '**

Ermittlungen

Die Ermittlungen gegen Wendl liefen schon seit 1945 und bezogen sich vor allem auf NS-
Dokumente, die Wendl in strafrechtlicher Hinsicht nach dem Verbotsgesetz belasteten. So war nicht
nur seine NSDAP- und SS-Mitgliedschaft nachgewiesen, ein eigenhdndig ausgefiillter Fragebogen
der ,,Betreuungsstelle fiir NS-Opfer im Bereich des Gaues Wien* (NS-Opfer bezog sich hier auf
treue Nationalsozialisten nach dem Verbot der NSDAP und ihrer Organisationen 1933) wies ihn
auch als Teilnehmer am ,,JJuliputsch® 1934 aus. Darin heilit es, wie auch im handgeschriebenen
Lebenslauf seiner SS-Personalakte nachzulesen ist, er sei einer der ,, RAVAG-Putschisten* gewesen,
,,der dazu bestimmt war, mit 30 Personen in das Ravag-Gebdude einzudringen “'”*.

Bei dem gescheiterten nationalsozialistischen Putschversuch am 25. Juli 1934 iiberfielen bewaftnete

Nationalsozialisten zeitgleich das Bundeskanzleramt und Senderdume der Rundfunkgesellschaft

Radio Verkehrs AG (RAVAG) in Wien, um eine Meldung iiber die angebliche Machtiibergabe des

190 Zit. n. Rentrop, Petra: Tatorte der ,,Endlosung™, S. 208.

191 Ebenda.

192 Meldung Wendl Josef Michael, Erhebung, 8.5.1947, Volksgerichtsprozess Wendl.

193 Beilage an die Polizeidirektion, Staatspolizeiliches Biiro, Wien, 1., 21. 11. 1945, S. 1F, Volksgerichtsprozess Wendl.
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austrofaschistischen Kanzlers Engelbert Dollful® an den steirischen Landeshauptmann Anton
Rintelen zu senden. In einigen Bundeslindern kam es daraufhin, vereinbarter Weise, zu
gewaltsamen Erhebungen, der Putsch wurde schlielich am 30. Juli durch das Osterreichische
Bundesheer niedergeschlagen. Mehr als 200 Personen starben wihrend des versuchten Umsturzes,

darunter Dollfuf, der fortan zum Mirtyrer der Austrofaschisten verklart wurde.'*

Wendl hatte in dem Fragebogen angegeben, zum Zeitpunkt seiner Ankunft seien die Eingdnge der
RAVAG bereits besetzt gewesen, woraufthin er und seine Gruppe den Auftrag erhielten, die Waffen
zu verstecken und zu fliehen. ,, Er blieb aber in Wien, da er sich ein Alibi fiir die Zeit des Putsches
verschaffen konnte. Nach dem Putsch stellte er mit anderen SS-Leuten den 2. Sturmbann der SS-

Standarte 89 wieder auf und wurde mit der Fiihrung des 6. und 7- Sturmes betraut. “'”

Wendls Gesuch bei der ,,Betreuungsstelle fiir NS-Opfer im Bereich des Gaues Wien* wurde erhort,
seine Entlassung aus dem Bundesheer wegen nationalsozialistischer Betdtigung 1933 wurde
beriicksichtigt. Er wurde als ,,alter Kdmpfer* anerkannt, erhielt einen Wiedergutmachungsbetrag
von 2.000 Reichsmark, 1941 wurde ihm die Dienstauszeichnung der NSDAP in Bronze verliehen.

Im September des Jahres erfolgte auch die Beforderung zum SS-Hauptscharfiihrer. '

Unmittelbar nach dem ,,Anschluss® Osterreichs an NS-Deutschland meldete sich der zeitweise
arbeitslose Wendl bei der Gestapo und wurde in den Dienst gestellt; zundchst als Kraftfahrer und
Fahrmeister, ab 1939 als Fahrdienstleiter der ,technischen Abteilung IV Gestapo®. Uber seine
genaue Titigkeit war zur Zeit des Volksgerichtsverfahrens 1947 noch nichts bekannt, in den

Berichten wurde jedoch festgehalten:

,, Wenn auch hinsichtlich seiner Titigkeit als Gestapo-Beamter und SD-Angehoriger h.o. [hierortig,
Anm. D.R.] kein Belastungsmaterial vorliegt, diirfte doch anzunehmen sein, dass er sich mit
Riicksicht auf die ihm verliehene Auszeichnung [Dienstauszeichnung in Bronze, Anm. D.R.] im

Sinne der beriichtigten Gestapo-Methoden hervorgetan hat. “'’

194 Fiir eine ndhere Darstellung des ,,Juliputsches* der Nationalsozialisten gegen das austrofaschistische Regime 1934
vgl. Talos, Emmerich/Neugebauer, Wolfgang (Hg.): Austrofaschismus. Politik — Okonomie — Kultur 1933-1938,
Wien 2005, S. 100-124.

195 Beilage an die Polizeidirektion, Staatspolizeiliches Biiro, Wien 1., 21. 11. 1945, S. 2., Volksgerichtsprozess Wendl.

196 Aktenvermerk Wendl Josef Michael, ebenda.

197 Ebenda.
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Anklage

Im Jénner 1948 erhob die Staatsanwaltschaft Wien schlieBlich Anklage im Sinne des § 58 StG
(Hochverrat) in der Fassung der §§ 10, 11 VG 1947:

, Wer in der Zeit zwischen 1. Juli 1933 und dem 13. Mdrz 1938 nach Vollendung des 18.
Lebensjahres jemals der NSDAP angehort hat [...] oder Angehoriger eines der Wehrverbdnde der
NSDAP [...] gewesen ist oder wer von der NSDAP als ,, Altparteigenosse *“ oder ,, Alter Kdampfer“
anerkannt worden ist, hat sich des Verbrechens des Hochverrates im Sinne des § 58 St. G. schuldig

gemacht und ist [ ...] mit schwerem Kerker in der Dauer von fiinf bis zu zehn Jahren zu bestrafen.'”

Ist eine der [...] genannten Personen politischer Leiter vom Ortsgruppenleiter oder
Gleichgestellten aufwdrts gewesen oder hat sie einem der Wehrverbinde oder anderen
Gliederungen mit dem Rang vom Untersturmfiihrer oder Gleichgestellten aufwdrts angehdrt oder
ist sie Blutordenstriger oder Trdger einer sonstigen Parteiauszeichnung gewesen oder hat sie in
Verbindung mit ihrer Betdtigung [...] aus besonders verwerflicher Gesinnung, besonders
schimpfliche Handlungen, oder Handlungen, die den Gesetzen der Menschlichkeit groblich
widersprechen, begangen, so wird sie mit schwerem Kerker von 10 bis zu 20 Jahren und dem

Verfall des gesamten Vermogens bestraft [...]. “'°

Wendl verteidigte sich, er habe die Angaben zur Teilnahme am ,, Juliputsch* damals wahrheitswidrig
gemacht, um sich einen Vorteil zu verschaffen. Der SS sei er erst nach 1938 beigetreten, in diese
jedoch mit rickwirkendem Datum aufgenommen worden. Seine Arbeit beim SD habe sich auf
Téatigkeiten als Chauffeur und gelegentliche Hilfsdienste, etwa die Bewachung von Gefangenen,
beschrankt.

198 Bundesverfassungsgesetz vom 6. Februar 1947 iiber die Behandlung der Nationalsozialisten
(Nationalsozialistengesetz), BGBI. 25/47, § 10.
199 Ebenda, § 11.
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Urteil 1948

Seine Teilnahme am Juliputsch wurde in der Volksgerichtsverhandlung als erwiesen angesehen.
Hingegen konnte , nicht glaubwirdig nachgewiesen werden, dass durch die Teilnahme am
Putschversuch sowie seine Tétigkeit beim SD und der SS , Handlungen aus besonders
verwerflicher Gesinnung* begangen worden waren. Ebenso konnte kein Nachweis dafUr erbracht
werden, dass er schon vor 1938 Mitglied der SS war, ,, wenngleich dies als sehr wahrscheinlich
anzunehmen ist” . In diesen Punkten wurde daher von einem Schuldspruch abgesehen.2%

Wendl wurde wegen Hochverrats am 9. Mérz 1948 zu 15 Monaten schweren Kerkers, ,, verscharft
durch ein hartes Lager vierteljahrlich, [...] zum Verfall des gesamten Vermbgens und [...] zum
Ersatze der Kosten des Strafurteils® verurteilt. Die Internierung von September 1945 bis Februar
1948 in Salzburg wurde als Vorhaft angerechnet, die Gefangnisstrafe musste Wendl daher nicht
mehr antreten.?o

Im Zuge der sogenannten NS-Amnestie 1957 wurden der Vermogensverfal und die
Kostenersatzforderung aufgehoben, die Verurteilung getilgt. Von Wendls Involvierung in die
national sozialistischen Massenmorde in Weil3russland war den Behérden zu diesem Zeitpunkt noch
nichts bekannt. Er galt nun wieder als unbescholtener Blrger.22

200 Urteilsbegriindung Strafsache gegen Josef Wendl vom 9. Mérz 1948, Volksgerichtsprozess Wendl.
201 Urteil ebenda.
202 Beschluss in der Strafsache gegen Josef Wendl, 28. Mai 1957, ebenda.
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Der Geschworenenprozess 1970

Deutsche Ermittlungen und Zeugenaussagen 1963-64

,,Nachdem der Schlauch angeschlossen war, habe ich den Motor laufen lassen. [...] Nach etwa §-

10 Minuten war die Vergasung abgeschlossen. “*%

1962/63 wurden am Landesgericht Koblenz in einem der grofiten Kriegsverbrecherprozesse der
BRD elf hochrangige Angehorige der Dienststelle des KdS Minsk unter anderem wegen
Organisation und unmittelbarer Beteiligung an den Massenmorden in Weillrussland angeklagt.
Neben dem Leiter der Abteilung IV des KdS, Georg Heuser, waren dies Karl Dalheimer, Johannes
Feder, Arthur Harder, Wilhelm Kaul, Friedrich Merbach, Jakob Oswald, Rudolf Schegel, Franz
Stark, Ernst von Toll und Artur Wilke. Das LG Koblenz verurteilte den Hauptangeklagten Heuser
wegen ,,gemeinschaftlicher bzw. einzelner Beihilfe zum Mord* in 11.103 Fillen zu insgesamt 15
Jahren Haft, seine Teilnahme an zahlreichen weiteren Massenmorden sah das Gericht als nicht
zweifelsfrei erwiesen an. Die {ibrigen Angeklagten wurden — mit Ausnahme von Franz Stark
(Iebenslanglich) und Arthur Harder (Urteil annulliert) — zu Gefangnisstrafen im Ausmal} zwischen

vier und zehn Jahren verurteilt.”*

Im Zuge der Ermittlungen gegen weitere deutsche Angehorige der Einsatzgruppen in Weilirussland
stellten die bundesdeutschen Behorden ein Rechtshilfeansuchen an die Osterreichischen
Staatspolizei, um Zeugenaussagen von Josef Wendl und zwei weiteren Osterreichern zu erhalten:
Hugo Lainer und Otto Dilling. In den Jahren 1963-64 wurden sie als Zeugen einvernommen. Eine

umfangreiche Aussage liegt nur von Wendl vor.

Wendl sagte im Oktober 1963 und im Mérz 1964 aus. Wihrend er in seiner ersten Aussage sehr
vage blieb und die entscheidenden Details wegliel, belastete er in der zweiten Aussage seine
Vorgesetzten im ,,Generalkommissariat Weiruthenien des Reichskommissariats Ostland* und vor

allem sich selbst massiv.

Denn in seiner Aussage zeichnete er ein umfangreiches Bild seines Werdegangs als Gaswagenfahrer
des EK 8. Uber die Beweggriinde seiner Selbstbelastung lasst sich nur mutmalRen. Ob ihm, wie er

203 Niederschrift Wendl 1964 , Geschworenenprozess Wendl, Bd. L.
204 Vgl. Ubersicht tber bundesdeutsche Strafverfahren, Geschworenenprozess Wendl.
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spater behauptete, tatsachlich nicht bewusst war, dass seine Aussagen gegen ihn selbst verwendet
werden konnten, ob er sich einfach vollig unverantwortlich fir seine Taten wahnte, ein plétzliches
Mitteilungsbediirfnis zur eigenen psychischen Entlastung verspirte oder durch die vorangegangene
Integration der ehemaligen Nationalsozialisten, durch Amnestiemal3nahmen und das 6ffentliche
Bekenntnis groRRer Teile der Politik zum ,Schlussstich® einfach nicht mehr mit einer
Strafverfolgung gerechnet hatte, bleibt Spekul ation.

Wendls Aussage im Oktober 19632%

Im Oktober 1963 wurde Wendl im Zusammenhang mit Ermittlungen gegen den ehemaligen Fihrer
des EK 8 Heinz Richter und dessen Stellvertreter Hans Hasse befragt. Die folgenden Angaben
stammen aus der Niederschrift seiner Aussage gegenuber Osterreichischen Beamten der
Staatspolizel.

Wendl berichtete von seinem Eintritt in den Dienst as ,, Kriminalangestellter” der Sicherheitspolizei
und des SD nach dem ,,Anschluss’, wo er zunéchst als Wagenwascher tétig gewesen sei. Er habe
jedoch befunden, diese Tétigkeit nicht nétig zu haben, und sei alsbald zweiter Fahrmeister bei der
Gestapo geworden — Dienstort Morzinplatz 4, Wien |. In der Folge sei er zum Fahrmeister befordert
worden.

Anfang Janner 1942 sei er dem EK 8 zugeteilt worden und habe einen , Marschbefehl nach Berlin®
erhalten. Dort habe er sich bel der Fahrdienstleitung des RSHA melden missen — ohne Uber den
Zweck seiner Versetzung Bescheid zu wissen, wie er festhielt. Schliefdlich habe er erfahren, dass er
als Kraftfahrer eingesetzt werden sollte. Er habe den Auftrag erhalten, weiterzureisen und sich bel
der Dienststelle in Smolensk zu melden. Von dort aus, vermutlich noch im Janner 1942, sei er nach
Mogilew weiterbefohlen worden, mit dem Auftrag, sich bei der Fahrdienstleitung des EK 8 zu
melden. Dort sei er dem Kommandeur des EK 8, Otto Bradisch, vorgestellt und zum Dienst
eingeteilt worden. Spater sei Bradisch durch Heinz Richter abgeldst worden. Auch dessen
Stellvertreter Hasse sei ihm erinnerlich. In seiner Aussage entlastete er Richter und Hasse und gab
an, sie hatten nie jemanden ermordet oder Anweisung dazu gegeben.

, Um den Umfang der Befehlsgewalt des Kommandeurs tberhaupt verstehen zu kdnnen* , macht
Wendl weiters einige algemeine Angaben zum EK 8. So habe das EK 8 aus etwa 100 Mann
bestanden und seinen Standort in Mogilew gehabt. Etwa 20 Personen seien, wie er selbst, als Fahrer
far Pkw, Lkw und Tankwagen zustéandig gewesen. Das Einsatzgebiet des EK 8 habe Mogilew selbst
und davon ausgehend einen Radius von etwa 100 Kilometern umfasst.

205 Niederschrift 1963, Geschworenenprozess Wendl, Bd. 1.
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» 3nn und Zweck des EK war, soweit ich informiert war, lediglich die Bekdmpfung von Banden und
Partisanen im Ricken der kdmpfenden Truppe, also hinter der Front. Angehdrige von Banden und
Partisanengruppen wurden nach eingehenden Ermittlungen ausgeforscht und dann durch
Einsatzgruppen festgenommen. [...] Es ist mir kein einziger Fall bekannt, und dieses gilt fir die
gesamte Zeit die ich beim EK 8 verbracht habe, (bis September 1943) dal3 von Angehérigen oder
Beamten des EK 8 irgendwel che Personen getttet wurden, nur um sie zu beseitigen.”

Mitunter seien Héftlinge nach festgestellter Schuld zum Tode verurteilt worden, an der
Durchfiihrung sei er jedoch nicht beteiligt gewesen, Genaueres wisse er dartiber nicht. Er selbst
habe im Rahmen seiner Diensttétigkeit als Fahrer an Erkundungsfahrten zur Ausforschung von
Partisanen- oder Bandengruppen teilgenommen. An diesen Einsétzen hétten sich auch Angehdrige
der Wehrmacht und Hilfswillige beteiligt. Von Februar bis September 1943 sei er dann als Aufseher
des SD-Geféangnisses in Mogilew tétig gewesen, von Todesurteilen habe er in dieser Zeit insofern
gewusst, as die ,Abgange” von Hé&ftlingen in einem Buch verzeichnet worden seien und auch
anderes Personal ihm Auskunft dartiber gegeben habe. Bei den Gefangenen des SD-Geféngnisses
habe es sich ausschliefdlich um Kriminelle (Partisanen, Bandenmitglieder) gehandelt, Juden seien
dort nur inhaftiert worden, wenn sie ebenfalls aus diesen Griinden festgenommen worden seien.

Ab wann genau im Jahr 1941 ein Gaswagen in Mogilew vorhanden gewesen sei, wisse er nicht
mehr genau. Dort sei dieser jedenfalls nur fir den Transport von Holz und anderen Gltern in
Verwendung gewesen, zeitweise sei das Fahrzeug auch wegen einer defekten Bremsanlage nicht
verwendbar gewesen. Irgendwann sei der Gaswagen nach Minsk beordert und dort im Zuge einer
mehrwaochigen Vernichtungsaktion eingesetzt worden. Er habe wahrenddessen einen dreiwdchigen
Heimaturlaub angetreten und den Auftrag erhalten, bei seiner Rickkehr den Gaswagen in Minsk
abzuholen und wieder nach Mogilew zu bringen. Bei dem Fahrzeug habe es sich um einen
franzosischen 5 t ,Saurerwagen® mit einem kastenartigen Aufbau und rickwartiger
Einstiegsmdglichkeit gehandelt.

» Im Inneren des Wagens befand sich ein Rohrsystem, welches mit einem Holzrost abgedeckt war.
Nach aussen hin war ein Anschlul3 an den Auspufftopf, der jeweils an- oder abgeschraubt werden
konnte. Nach hinten waren zwei Fenster. Die Laddlache baw. Raummasse sind ca. 6 x 2 X 2 Meter.
Der Kasten war vollkommen mit Gummireifen abgedichtet. Das Kfz war mit einem Benzinmotor, 6
Zylinder, ausgerUstet. [ ...] Die Einstiegstiire war von aussen versperrbar.”

Er selbst habe nie einen Einsatz des Gaswagens gesehen und wisse daher auch nicht, ob der Lenker
des Fahrzeuges die Vergasungen durchfiihrte oder eine andere Person. Befehle oder Anordnungen
zum Einsatz des Gaswagens im Sinne seines Herstellungszweckes seien ihm zu keinem Zeitpunkt
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bekannt gewesen. Im September 1943 sei e schliefdlich krankheitsbedingt nach Wien
zuriickversetzt worden. Er erklérte sich zwar nicht dazu bereit, auRerhalb Osterreichs auszusagen,
sicherte jedoch ansonsten seine volle Unterstitzung zu, ,auf jede erdenkliche Art zur
Wahrheitdindung beizutragen, soweit dies meiner Erinnerung moglich ist” .

Wendls ,, berichtigende und ergénzende* Aussage im Mérz 196420

So kam es, dass Wendl im Mé&rz 1964 erneut vor der Osterreichischen Staatspolizeli aussagte,
diesmal jedoch unter Anwesenheit deutscher Beamter. Gleich zu Beginn kindigte er an, seine
Aussage vom Oktober ,, in vielen Punkten berichtigen und erganzen* zu wollen. Tatséchlich liest
sich die Niederschrift dieser zweiten Vernehmung ganz anders. Anzumerken ist, dass Wendl in
dieser Aussage seine Vorgesetzten Richter und Hasse insofern belastet, as unter ihrer
Verantwortung und teilweise auch Anwesenheit Verbrechen begangen wurden. Von wem konkrete
Befehle kamen, war ihm aber angeblich nicht erinnerlich. In der nun folgenden Zusammenfassung
wird jedoch weniger auf Fragen nach anderen handelnden Personen und Vorgesetzten fokussiert als
auf Wendls Berichte Uber seine eigene Tétigkeit. Dabei werden auch einige seiner Schilderungen
von Mordaktionen wiedergegeben. Sie besitzen zwar keinen wissenschaftlichen Neuigkeitswert,
waren aber fur den folgenden Prozess gegen Wendl bedeutsam.

Wend| konstatierte, er sei nicht schon Anfang Janner 1942 in Mogilew eingetroffen, sondern erst am
31. Janner aus Wien abkommandiert worden. An diesem Tag sei er mit einem SS-Hauptscharfuhrer
mit Vornamen Heinrich von Wien nach Berlin zum RSHA gefahren. Dort seien siein SS-Uniformen
eingekleidet worden und hétten jeweils einen Gaswagen zugeteilt bekommen. Der Beschreibung
seines Gaswagens in der ersten Aussage sei nichts hinzuzufigen. Da er zu diesem Zeitpunkt nur
einen Fuhrerschein der Klasse |11 besessen habe, sei er zur Lenkung eines 5 Tonnen schweren
Fahrzeugs gar nicht berechtigt gewesen und habe es deshalb zuerst nicht Ubernehmen wollen. Er
habe jedoch die strikte Anweisung dazu erhalten.

Ausgerlstet mit Ersatzteilen sei ihm ein Beifahrer zugeteilt worden, an dessen Namen er sich nicht
mehr erinnere, und sie seien am 8. Februar Richtung Warschau losgefahren. Dort hétten sie einige
Tage verbracht, auf der Waeiterfahrt jedoch einen Auffahrunfall mit dem zweiten Gaswagen
(gefahren von Heinrich) erlitten und seien deshalb noch einmal nach Warschau umgekehrt.
Vermutlich erst am 26.2.1942 seien sie mit dem reparierten Wagen weiter Uber Brest Litwosk und
Minsk nach Smolensk gekommen. Dort hétten sich beide Fahrer bei der Einsatzgruppe B gemeldet.
Ein seit Brest-Litowsk bestehender Bremsschaden an seinem Wagen habe sich auch hier nicht
beheben lassen.

206 Ebenda.
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Wahrend Heinrich und die beiden Beifahrer in Smolensk verblieben wéaren, sei Wendl nach
Mogilew weitergefahren, wo er um den 13.3.1942 angekommen sei. Dem dort ansassigen EK 8
hétten zu diesem Zeitpunkt etwa 70 Personen angehort: ,, Kriminalbeamte, SD-Leute, G-Kraftfahrer,
Waffen-SS-Reservisten und Polizeiangehorige” . Etwa 25-30 SS-Kraftfahrer seien fur ca. 20 bis 25
Pkw und 10 bis 12 Lkw zustéandig gewesen. Die Behebung des Schadens an seinem Gaswagen habe
sich aufgrund fehlender Ersatzteile weiter verzogert, weshalb dieser etwa sechs bis acht Wochen
nicht einsatzfahig gewesen sai.

Wann genau er seinen ersten Einsatz mit dem Gaswagen getétigt habe, wisse er nicht mehr genau.
Er erinnere sich aber, dass dabel Héftlinge des SD-Geféngnisses getdtet worden seien und dass
vermutlich Richters Stellvertreter Hasse zugegen gewesen sei. Die Haftlinge seien bekleidet in den
Wagen getrieben worden, er wisse aber mit Sicherheit, dass Haftlinge spéter stets unbekleidet in den
Gaswagen gepfercht worden seien. Auf Befehl hin sei er damals mit einem Beifahrer zum SD-
Gefangnis gefahren und habe mit dem Wagen riickwérts an den Eingang heranfahren mussen. ,, Ich
habe dann gesehen, dal3 aus dem Gefangnis Haftlinge, Manner, Frauen und Kinder in den Wagen
getrieben wurden.” Mit der Beladung habe er personlich nichts zu tun gehabt, dies sei die Aufgabe
von SD-Leuten gewesen, die auch die Hintertlire des Wagens versperrt hétten. Anschlief3end sal er,
begleitet von einem SD-Kommando in mehreren Pkw, an den Stadtrand von Mogilew und dort
rickwarts an eine bereits ausgehobene Grube gefahren.

,Ich blieb im Fiihrerhaus des Wagens sitzen, wihrend vom SD-Begleitkommando mit Hilfe von
russischen Zivilisten der Gasschlauch vom Auspuffiopf an den Anschlufistutzen unter dem G-Wagen
angeschraubt wurde. Nachdem der Schlauch angeschlossen war, habe ich den Motor laufen lassen.
[...] Nach etwa 8-10 Minuten war die Vergasung abgeschlossen. Wiihrend der Motor lief, bin ich
natiirlich auch aus dem Wagen ausgestiegen. Ich habe gehort, daf3 im Inneren des Wagens sich
furchtbare Szenen abgespielt haben miissen. Die Hdftlinge merkten natiirlich, was mit ihnen
geschehen sollte, und haben entsprechend laut oder weniger laut reagiert. [...] Vom
Begleitkommando wurden anschlieffend die Tiiren gedffnet, russische Zivilisten [...] mussten die

Leichen aus dem Wagen zerren und in der Grube aufschichten. *

Wie viele Menschen an diesem Tag getdtet wurden, wisse er heute nicht mehr, er wisse aber von
spateren Einsédtzen, dass etwa 60-70 Menschen in den Gaswagen Platz hatten. Auch wer den Befehl
dazu gegeben habe, sei ihm nicht erinnerlich, was auch mit seiner damaligen Aufregung erklarbar

sel.
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Wendl berichtete, er sei wahrend seiner gesamten Anwesenheit in Mogilew fir die Wartung des
Gaswagens zustandig gewesen, sei aber nicht standig damit gefahren. So habe er fiinf Wochen einen
anderen Kraftfahrer vertreten mussen und sei zudem im Sommer 1942 etwa funf Wochen auf
Urlaub gewesen. Méglich sei, dass in dieser Zeit Heinz Schlechte die Einsétze mit seinem
Gaswagen Ubernommen habe. Dieser habe ihn im September 1942 auch nach Minsk gebracht, von
wo aus Wendl ihn bei seiner Rickkehr aus dem Urlaub habe abholen missen. Dort habe er bei

seiner Ankunft vier bis fUnf weitere Gaswagen vorgefunden und ihm sei er6ffnet worden, er miisse
in den néchsten Tagen noch einen Einsatz fahren, bevor er nach Mogilew zuriickkehren kdnne. Thm

sei gesagt worden, es handle sich um den ,, letzten Einsatz dieser Serie” .

Bel diesem Einsatz handelte es sich um eine Mordaktion an Juden aus Wien in der Blagovscina bel
Maly Trostinec, bei dem sémtliche Passagiere eines Deportationstransportes nach ihrer Ankunft

ermordet wurden. Eine exakte zeitliche Einordnung war Wendl nicht moglich, es miisse aber im
September oder Oktober 1942 gewesen sein. Demnach kann es sich dabei nur um Transport Da 227
(Ankunft am 16./18.9.1942) oder Da 230 (Ankunft am 9.10.1942) gehandelt haben (siche Tabelle S.
70). Sollte es sich tatsdchlich um den ,letzten Einsatz dieser Serie* gehandelt haben, wire dies

Transport Da 230.

,Am Einsatztage fuhren sdmtliche G-Wagen von Minsk aus in siidlicher Richtung zu einer freien
Bahnstrecke, die etwa 10 km von Minsk entfernt verlief. [...] Bei unserer Ankunft sah ich einen
langen Giiterzug stehen. Es handelte sich gewiss um 15-20 Giiterwagen. In etwa 150 Meter
Entfernung von diesem Giiterzug stellten wir unsere Gaswagen in der Reihe mit den Tiiren zum
Giiterzug auf. Bei unserer Ankunft waren die Giiterwagen noch verschlossen, jetzt wurde vom
Begleitkommando der 1. Giiterwagen geoffnet. Die in diesem Wagen befindlichen Juden, Mdnner,
Frauen und Kinder jeglichen Alters, mufSten aussteigen und sich vor den Giiterwagen aufstellen.
Von meinem Standpunkt aus konnte ich sehen, dafs den ausgestiegenen Juden eine Ansprache
gehalten wurde. Was gesprochen wurde, kann ich nicht sagen. Kurz darauf mufsten die Juden sich
in Doppelreihe in Marsch setzen in Richtung auf unsere G-Wagen. Ein Jude ging voraus und fiihrte
den Zug bis zum G-Wagen, half allen einzusteigen, und verschloss anschliefend geflissentlich die
Tiiren. Ich habe bei meinem Wagen dann nur noch das Schlof3 einzuhdngen brauchen. So wurde ein
Giiterwagen nach dem anderen entleert. Das Gepdck der Juden mufiten diese in den Giiterwagen

zurticklassen.

Ich kann mit Sicherheit sagen, daf} es sich um Reichsjuden gehandelt hat, denn ich erinnere mich,

daf} ich mich mit einer jiidischen Frau unterhalten habe, die aus Wien stammte. Auf Grund meiner
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Aussprache merkte diese Jiidin, dass ich Wiener bin. Sie meinte noch, da sie von Landsleuten

empfangen wiirde, kénne ihr nichts passieren.

Nachdem alle G-Wagen geladen waren, in meinen waren ca. 70 Opfer geladen worden, fuhren wir
[...] etwa 5 Kilometer vom Bahngleis entfernt. Hier war in einem Wald- und Wiesengelinde eine
grofie Grube ausgehoben worden. Ich erinnere mich, dass diese Grube im weiteren Umkreis durch
MG-Nester abgesichert war. Die Absicherung fiihrte eine lettische SS-Einheit durch. An der Grube
befanden sich schon SD-Leute und russische Zivilisten. Wir mufiten mit den G-Wagen riickwdrts an
die Grube heranfahren. Nun folgte die iibliche Vergasung. Anschlieffend wurden die Tiiren gedffnet,
die Russen zerrten die Leichen aus den Wagen, entkleideten sie und schichteten die Leichen
anschlieffend in der Grube auf. Die den Opfern abgenommenen Bekleidungsstiicke wurden in der
Ndhe der Grube gesammelt. Ich habe mit meinem G-Wagen noch eine zweite Ladung vom Giiterzug
holen miissen. Ich weifs, dafs einige der anderen G-Wagen an diesem Tag sogar dreimal gefahren
sind. Nach dem Fassungsvermogen der G-Wagen schdtze ich, daf3 an diesem Tage etwa 700 bis

1000 Juden vergast wurden. “*"

Anschlief3end sei der Gaswagen, ,, der naturgemald von innen vollkommen verschmutzt war”, in
Minsk von Juden gereinigt worden. Auf seinem Rickweg habe Wendl Kleidungsstiicke laden
mussen, die von den Opfern stammten. AuRer ihm selbst sei nach seiner Rickkehr nach Mogilew
kein anderer Fahrer mehr mit dem G-Wagen in Mogilew gefahren. In der folgenden Zeit habe es
weitere Einsétze beim SD-Geféangnis gegeben.

., Wenn ich gefragt werde, wie viele Einsdtze ich mit dem G-Wagen durchgefiihrt habe, so kann ich
heute keine genaue Zahl mehr angeben. Ich kann auch nicht anndhernd angeben, wie viele Opfer
bei diesen G-Wagen-Einsdtzen getotet worden sind. Mit Sicherheit weif3 ich, daf3 bei allen Aktionen
Mcdinner, Frauen und Kinder jeglichen Alters in die G-Wagen getrieben wurden. Ich habe an der
Grube nach solchen Vergasungsaktionen selber einmal in den Wagen gesehen nachdem die Tiiren
gedffnet worden waren. Es war ein furchtbarer Anblick. Die nackten Leichen waren ineinander
verkrampft und lagen iibereinander auf dem Holzpodest. In ihrer Todesangst hatten sie noch Kot
ausgestofSen, sich erbrochen, so daf3 die Ladefldche des Wagens voller Kot und Erbrochenem war.

Nach jedem Einsatz musste das Innere des Wagens gereinigt werden. ‘2%

Wendl erinnert sich auch, mit dem Wagen an einer Erschieungsaktion beteiligt gewesen zu sein.

207 Niederschrift Josef Wendl, 10.3. 1961, Geschworenenprozess Wendl, Bd. I, Bl. 402 f.
208 Ebenda.
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Etwa sechs bis acht Wochen nach seiner Ankunft habe er etwa 30 Ménner, Frauen und Kinder mit
dem Gaswagen aus dem SD-Geféngnis zu einer Grube am Stadtrand von Mogilew gebracht, wo sie
vor seinen Augen von einem SD-Kommando erschossen wurden. Ein anderes Mal sei er als
Beifahrer eines russischen Lkw bei einem Einsatz dabei gewesen, bei dem ein SD-Kommando die
Hauser einer Ortschaft nach Juden durchsucht und anschliefend etwa 100 Ménner, Frauen und
Kinder erschossen habe. Wihrend der ErschieBungen sei er bei seinem Fahrzeug geblieben. Seine
Beifahrer bei den Gaswageneinsitzen hétten stindig gewechselt, namentlich konnte er sich noch an
Personen namens Bertus, Strohhammer und Otto Dilling erinnern. Dilling sei bei seinem letzten
Einsatz 1943 mitgefahren und arbeite heute noch als Kriminalbeamter in Wien. Im September 1943
sei Wendls Vater in Wien verstorben, weshalb er Urlaub erhalten habe. Danach sei er nicht wieder

nach Mogilew zuriickgekehrt sondern habe einen Offizierslehrgang besucht.

Wendl bekundete weiterhin volle Kooperation und erklérte sich diesmal auch bereit, in der BRD
eine Aussage zu machen, wenn der Ort nicht zu weit weg von der Osterreichischen Grenze sei und

er fiir seinen Verdienstentgang entschadigt wiirde.

Hugo Lainers Aussage 1964°"”

., Mir fehlt jegliche Erinnerung an meinen Einsatz in Russland. “*"°

Ebenfalls im Mirz 1964 wurde Hugo Lainer als Zeuge in der selben Sache einvernommen. Der
Verwalter aus Zell am See war ebenfalls Mitglied des EK 8 gewesen. Er berichtete, er habe —
damals noch im Gastgewerbe titig — 1939 den ,, Wunsch verspiirt, in den Staatsdienst zu kommen *.
Aufgrund seiner Fremdsprachenkenntnisse sei er in den SD aufgenommen worden, zunichst in die
Dienststelle Zell am See, 1941 habe er dann an Polizeischulen in Berlin und Sachsen eine
Ausbildung erhalten — dort seien auch die Einsatzkommandos zusammengestellt worden. Mit einer
grofBeren Einheit aus Kriminalbeamten, Gestapo-Beamten, SD-Leuten und Schutzpolizisten sei er

dann ,,nach dem Osten‘“ ausgeriickt, wohin, wisse er nicht mehr.

Irgendwann einmal sei er wohl in Mogilew und Gomel gewesen, einige vorgelesenen Namen habe
er schon einmal gehort, es fehle ihm aber jegliche Erinnerung an seinen Einsatz in Russland. Auch

ob er 1942 oder erst 1943 wieder in die Heimat versetzt worden sei, wisse er nicht mehr, mit

209 Niederschrift Hugo Lainer, 17.3.1964, Geschworenenprozess Wendl, Bd. I.
210 Ebenda.

83



Sicherheit konne er aber sagen, dass dies auf sein eigenes Betreiben geschehen sei.

Auf die Frage, wie es moglich sei, dass er den gesamten Zeitraum seines SD-Einsatzes (vermutlich
zwel Jahre) vergessen habe, meinte Lainer: , Ich habe wdihrend meines gesamten Lebens viele
Schicksalsschlige hinnehmen miissen und meine, dass ich dadurch mein Erinnerungsvermdégen
verloren habe. Meine Frau und mein 19-jihriger Sohn sind beide geisteskrank. Ich selber habe erst
vor einem Jahr einen schweren Sturz erlitten und lag ldngere Zeit mit schwerer
Gehirnerschiitterung im Krankenhaus. Es ist auch méglich, dass ich auf Grund dieses Sturzes

Schaden an meinem Erinnerungsvermogen gehabt habe. “

Otto Dillings Aussage 1965°"

,Ich habe abgelehnt, sowohl an Hinrichtungen als auch an sonstigen FEinsdtzen des

Einsatzkommandos teilzunehmen. ‘“*'?

Anfang 1965 wurde schlieBlich der, von Wendl schon erwéhnte, Otto Dilling als Zeuge im
Verfahren gegen Richter und Hasse vernommen. Er war zu diesem Zeitpunkt als Kriminal-
Revierinspektor der BPD Wien tétig. Er berichtete, bereits 1930 in die Wiener Sicherheitswache
eingetreten, 1935 zu den Kriminalbeamten versetzt und 1938 automatisch in die deutsche
Kriminalpolizei iibernommen worden zu sein. Mitglied der NSDAP sei er zu keinem Zeitpunkt

gewesen.

1940 habe er einen Hundefiihrerlehrgang des RSHA in Berlin besucht und sei — mit einer kurzen
Unterbrechung — bis Kriegsende als Hundeflihrer titig gewesen. Im Mai 1943 sei er, mit
zahlreichen anderen Hundefiihrern, mit seinem Diensthund zum ,,Osteinsatz® nach Smolensk
beordert und dort dem EK 8 in Mogilew zugeteilt worden. Laut Einsatzbefehl sollten die
Hundefiihrer zur Partisanenbekdmpfung herangezogen werden, in Mogilew habe er dafiir jedoch
kein Aufgabengebiet vorgefunden. Er habe diesbeziiglich Meldung gemacht, die vom
Kommandofiihrer-Stellvertreter jedoch nicht weitergeleitet worden sei. Eine weitere direkte
Beschwerde an das RSHA wegen ,, widerrechtlicher Verwendung“ sei folgenlos geblieben. Als er
spater angegeben habe, der Hund sei hier unbrauchbar, jedoch ,,in der Heimat voll einsatzfihig“,
sei der Hund nach Berlin gebracht worden, er selbst habe jedoch ,,entgegen meiner Hoffnungen “

beim EK bleiben miissen. Hinweise auf seine unzweckmifBige Ausbildung zum Verbleib beim EK 8

211 Niederschrift Otto Dilling, 14. Janner 1965, ebenda.
212 Ebenda.
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seien von Vorgesetzten mehrmals zurlickgewiesen worden.

Darauthin habe er um Heimaturlaub angesucht, ,,wdhrend dem ich meine Angelegenheit hoffte
regeln zu kénnen“. Der Antrag sei aber mit dem Hinweis zuriickgewiesen worden, ,,dafy ein
Heimaturlaub nur dann gewdhrt werde, wenn man an Hinrichtungen oder Einsdtzen teilgenommen

hdtte “. Dies habe er aber abgelehnt.

., Aufgrund meiner Weigerung wurde ich vom Kommandofiihrer teilweise zu Begleitungen eingesetzt
und habe dann die Zivilarbeiter zu iiberwachen gehabt, die im Garten des Quartiers des
Einsatzkommandos einen tiefen Bunker zu graben hatten. Auf3erdem war ich beim Holzfillen und

3

als Quartiermacher eingesetzt worden. ‘

Einsdtze oder Exekutionen habe er wéhrend seiner Zeit in Mogilew nie gesehen, auch einen
Gaswagen habe er nie bewusst wahrgenommen, geschweige denn irgendetwas damit zu tun gehabt.
Der Gaswagenfahrer Josef Wendl sei ihm nicht bekannt, er konne sich nur an einen gewissen
»Wendel“ erinnern, der Reiter gewesen sei. Im Oktober 1943 sei es ihm dann doch gelungen,
Heimaturlaub zu bekommen. In Wien sei er erkrankt und fiir einsatzunfihig befunden worden,

weshalb er nicht wieder zum Einsatzkommando zuriickgekehrt sei.

Gegen Otto Dilling wurde wegen der von Wendl erwédhnten Teilnahme an einem Gaswageneinsatz

weiter ermittelt, im Gegensatz zu Wendl kam es jedoch zu keiner Anklage.

Verfahren gegen Josef Wendl

Voruntersuchung

Im Jénner 1965 informierte das Innenministerium das Justizressort von Wendls Teilnahme an
Vergasungen und einer ,,Erschiefungsaktion®, woraufhin im Februar eine Voruntersuchung gegen
ihn wegen Totschlags nach § 212 RstGB eingeleitet wurde. Wendl verweigerte in der Folge jegliche
weitere Aussage und legte noch im Mérz 1965 Beschwerde gegen die Voruntersuchung ein: Auller
seinen eigenen Aussagen ligen keine Beweise gegen ihn vor, er sei bei den Vernehmungen als
Zeuge aber nicht dartiber informiert worden, dass er die Aussage hitte verweigern konnen, wenn er

sich damit selbst strafrechtlich belastete. Hitte er dies gewusst, hitte er mit Sicherheit von diesem
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Recht Gebrauch gemacht.”"® Die Ratskammer des LG Wien leistete der Beschwerde jedoch nicht
Folge. Da sich mehrere in Deutschland wohnhafte Zeugen auf seine Tétigkeit als Gaswagenfahrer
bezogen hitten, sei ,,die Notwendigkeit der Priifung der Frage, ob die gegen Josef Wendl wegen
bestimmter strafbarer Handlungen erhobenen Anschuldigungen zur Erhebung einer Anklage oder

«214

einer Einstellung des Verfahrens fiihren, [...] unzweifelhaft gegeben.

Die weiteren Erhebungen dauerten lange an. Zwar ersuchte der zustdndige Untersuchungsrichter im
August 1966 um Beschleunigung der Durchfiihrung, die Anklage wurde jedoch erst fast vier Jahre
spéter erhoben.® Dies lag aber auch daran, dass man in Wien noch das Ende des Verfahrens gegen
die ehemaligen Fiihrer des EK 8 Heinz Richter und Hans Hasse sowie gegen den Gaswagenfahrer
Heinz Schlechte, der ebenfalls beim EK 8 tdtig war, abwarten wollte. Denn in den Anklageschriften

der Staatsanwaltschaft Kiel von 1967 wurde auch Wendl schwer belastet.?'

Wendls Aussage als Verdichtiger 1969*"

., Ich will heute nicht mehr schildern, was ich bei diesem ersten Einsatz mitmachte, noch dazu, wo

ich vorher von einer Wienerin angesprochen worden war. “*'

Im Februar 1969 sagte Wendl zum ersten Mal seit iiber vier Jahren wieder aus — diesmal als
Beschuldigter. In dieser Vernehmung versuchte er, die zuvor ausgesagten Taten abzuschwichen und
zu relativieren. Angebliche Versuche, dem Einsatz zu entgehen und Drohungen seiner Vorgesetzten
— die er bisher nie erwdhnt hatte — durchziehen diesen Bericht wie ein roter Faden; Vor dem
Hintergrund der drohenden Anklage tritt also das Motiv des angeblichen Befehlsnotstandes
plotzlich deutlich zu Tage.

Nunmehr behauptete Wendl, bereits in Berlin versucht zu haben, die Ubernahme des Gaswagens zu
verhindern, als und weil ihm klar geworden sei, ,, wozu dieses Fahrzeug verwendet werden sollte “.
Auf seinen Hinweis, dass er keine Berechtigung habe, ein so schweres Fahrzeug zu lenken, sei er

vom zustindigen Beamten im RSHA angebriillt worden, dass Krieg sei. Auf seine weitere

213 Beschwerdeschreiben des Rechtsanwalts Dr. Rudolf Stonitsch vom Mirz 1965, Geschworenenprozess Wendl.
214 Bescheid der Ratskammer des Landesgerichts fiir Strafsachen Wien vom 5. April 1968, ebenda.

215 Holpfer, Eva/Loitfellner, Sabine: Holocaustprozesse wegen MassenerschieBungen, S. 114f.

216 Ebenda, S. 115.

217 Vernehmung des Beschuldigten, Fortsetzung am 12.2.1969, Geschworenenprozess Wendl, Bd. 1.

218 Ebenda.
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Einwinde hin habe dieser gesagt: ,, Wenn ich nicht entsprechend dem Marschbefehl am folgenden

Tag abfahre, so werde ich sofort in ein Konzentrationslager kommen. *

Widerwillig habe er also die Fahrt angetreten. Angekommen bei der SD-Dienststelle in Smolensk
habe er erneut auf seine fehlende Fahrkompetenz hingewiesen und versucht, so der Weiterfahrt zu
entgehen. Der Vorgesetzte habe auch dort seine Absicht durchschaut und mit Versetzung zu einer
Strafkompanie gedroht. Bei seiner Ankunft in Mogilew sei er gleich zu Beginn informiert worden,
dass alle Vorkommnisse das EK 8 betreffend streng geheim seien, jeder Befehl genauestens
auszufithren sei und selbst kleinste Pflichtverletzungen Konsequenzen nach sich ziehen wiirden.
. Was die Konsequenzen seien, so fiihrte der Belehrende aus, wiifite ich ja selbst.*
Gaswageneinsitze habe es zundchst aber liberhaupt keine gegeben, da das Fahrzeug anfangs
beschiadigt und nicht einsatzbereit gewesen sei. Juden habe es zum Zeitpunkt seiner Ankunft in
Mogilew nicht mehr in nennenswerter Anzahl gegeben, mit dem SD-Gefdngnis habe er vorerst

nichts zu tun gehabt.

Er wisse nur ,,von einer einzigen Judenaktion, bei der etwa 100 Juden erschossen worden sind*,
Jener, von der er bereits 1964 zu Protokoll gegeben hatte, lediglich als Beifahrer eines Lkw fungiert
zu haben und nicht in die Morde selbst involviert gewesen zu sein. Der Gaswagen hingegen sei
., hochst selten’ eingesetzt worden, er konne sich liberhaupt nur an zwei Einsédtze erinnern, die er
bedauerlicherweise habe durchfiihren miissen. Der erste Einsatz habe bei Minsk stattgefunden, wo
er — von seinem Urlaub aus Wien zurliickkommend — den Fahrer Schlechte ablosen habe miissen.
Dass er am Weg noch absichtlich langsamere Zugverbindungen ausgewdhlt habe, um moglichst zu
spat zum Einsatz zu kommen, habe leider nichts geniitzt. So habe er an diesem Tag etwa 70
Personen vergasen miissen und erklirte dazu: ,,Ich will heute nicht mehr schildern, was ich bei
diesem ersten Einsatz mitmachte, noch dazu, wo ich vorher von einer Wienerin angesprochen

worden war. *

Spéter habe er sich freiwillig zur Wache des SD-Gefangnisses gemeldet, ,, da ich auf jeden Fall den
Gaswagen loswerden wollte . Dort seien lediglich Partisanen und Kriminelle — auch Juden, auf die
dies zugetroffen habe — inhaftiert gewesen. Nach Einvernahme seien die Héftlinge von Angehorigen
der Dienststelle im Offiziersrang verurteilt worden, wobei es lediglich zwei Entscheidungen
gegeben habe: Freispruch oder Tod. Die Todesurteile seien nach Moglichkeit durch den Gaswagen
vollstreckt worden, und so habe er im Friihjahr 1943 seinen zweiten und letzten Einsatz fahren

miissen. ,, Damals wurden etwa 15 bis 20 Personen in den Wagen getrieben. Es handelte sich um
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Mdnner und Frauen. Kinder waren nicht dabei.

Seine frithere Angabe, dass der Wiener Otto Dilling an einem der Einsdtze als Beifahrer
teilgenommen hatte, sei falsch gewesen und mit der Vielzahl seiner anderen Einsétze als normaler
Kraftfahrer zu erkldren. Dilling sei lediglich einmal bei einem Holztransport mit ihm mitgefahren.
Wihrend der gesamten Zeit in Mogilew habe er immer wieder versucht, vom EK 8 wegzukommen.
Offiziell um Versetzung habe er zwar nicht angesucht, weil dies als aussichtslos bekannt gewesen
sei. Er habe sich hingegen héufig krank gemeldet und gehofft, auf diese Weise einen Ausweg zu
finden, was erst im Herbst 1943 gelungen sei. Abschlieend hielt Wendl fest, ,,daf3 ich die beiden
Einsdtze keineswegs freiwillig fuhr, sondern nur iiber ausdriicklichen Befehl, dessen Verweigerung

unweigerlich meine Liquidierung zur Folge gehabt hiitte .

Mordanklage 1970°"

Nach Ubermittlung der Akten aus Kiel 1969?2° wurde Wendl am 12. Mai 1970 schlieBlich wegen
Mordes nach den §§ 134, 135 Ziff. 1 und 4StG gemilB3 dem § 136 StG angeklagt. Wendl versuchte
weiterhin, seine Aussagen vor Gericht fiir ungiiltig erkldren zu lassen, sein Anwalt beantragt erneut

die Einstellung des Verfahrens wegen ,,Unterlassung der Schweigeauftkldrung® — ohne Erfolg.

In der Anklageschrift wurden Wendl schlieBlich drei Tatkomplexe vorgeworfen. Er wurde

beschuldigt, als Gaswagenfahrer

1) ,,im Juni 1942 oder spdter in Mogilew etwa 60-70 jiidische Mdnner, Frauen und Kinder

2) im September 1942 in Maly Trostinec etwa 140 jiidische Mdnner, Frauen und Kinder

3) im Jahr 1942 in Mogilew in mindestens 3 Einsdtzen etwa 100 jiidische Mdnner, Frauen und
Kinder*

ermordet zu haben. Auch seine Beteiligung an der oben erwdhnten ErschieBungsaktion wird in der
Anklageschrift angefiihrt, jedoch nicht als Anklagepunkt. In der Anklageschrift wurden zuerst

allgemeine Erlduterungen zur nationalsozialistischen Vernichtungspolitik und im speziellen zur

219 Anklageschrift Wendl vom 12.5.1970.
220 Heinz Richter war zu sieben Jahren, Hans Hasse zu flinfeinhalb Jahren Haft wegen Beihilfe zum Mord verurteilt
worden; Heinz Schlechte war vom Vorwurf der Beihilfe zum Mord freigesprochen worden, dem ehemaligen

Gaswagenfahrer war — wie spater auch Wendl — Putativnotstand zugebilligt worden. Vgl. Geschworenenprozess
Wendl, Bd. II-V.
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Rolle des KdS Minsk dargestellt, ehe auf Straftaten und Verantwortung des Angeklagten
eingegangen wurde. Dabei stiitzte sich die Staatsanwaltschaft auf Wendls eigene Aussagen wie auf
Unterlagen des Landesgerichts Kiel. Zu Wendls letzter Aussage, in der er versucht hatte, seine

Verantwortung massiv abzuschwichen, wurde vermerkt:

., Dieser abschwdchenden Verantwortung des Beschuldigten vor dem Untersuchungsrichter fehlt
nicht nur jede innere Wahrscheinlichkeit, sie verdient auch keinen Glauben und ist unwahr. Fiir die

Richtigkeit seiner urspriinglichen Angaben spricht nicht nur der Umstand, dass er sie zu einem weit
[friiheren Zeitpunkt machte und er damals die Geschehnisse in besserer Erinnerung hatte, sondern
auch die Tatsache, dass zahlreiche Gefingnisrdumungen bis zum Abgang des Beschuldigten im
September 1943 mit anschlieffender Vergasung der Gefingnisinsassen stattgefunden haben.
Dariiber hinaus liefs der Beschuldigte bei seiner friiheren Angabe keine Zweifel dariiber offen, dass

er von Vergasungen sprach, die er selbst als Gaswagenfahrer durchgefiihrt hat. «

Die Behauptung des Befehlsnotstandes wurde zuriickgewiesen: So sei auch im fiir SS-Angehorige
zum Tatzeitpunkt geltenden ,,Militdrstrafgesetzbuch des Deutschen Reiches* die Verantwortlichkeit
von Befehlsempfingern fiir die Ausfiihrung von Befehlen festgeschrieben, wenn diese ein
Verbrechen bezweckten. Fiir die behauptete Gefahr fiir Leib und Leben im Falle einer Verweigerung
lagen keine Beweise vor, auch habe Wendl nicht um Versetzung vom EK 8 angesucht. Seine
langjéhrige SS- und Gestapozugehorigkeit spreche hingegen dafiir, dass sich Wendl mit den ,,Zielen

und MaBnahmen dieser Organisationen‘ identifiziert habe.

Die Hauptverhandlung fiir den Geschworenenprozess wurde fiir den 6. Oktober 1970 anberaumt.
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Die Hauptverhandlung im Oktober 1970*

,, Widerstand wdre zwecklos gewesen, daher habe ich auch keinen geleistet. “**

Am 6. Oktober 1970 wurde vor einem Geschworenengericht am Landesgericht Wien die nur
viertdgige Hauptverhandlung gegen Josef Wendl eroffnet. Die Verhandlung war 6ffentlich, neben
dem Schwurgericht — bestehend aus drei Berufsrichtern — waren laut Protokoll acht Geschworene
sowie zwei Ersatzgeschworene, ein Schriftfiihrer, der Staatsanwalt, der Angeklagte und dessen

Verteidiger anwesend.

Josef Michael Wendl im Gerichtssaal, Hauptverhandlung vor dem LG Wien, Oktober 19702

221 Hauptverhandlung, Geschworenenprozess Wendl, Bd. IX.
222 Ebenda.
223 Digitales Bildarchiv ONB, Walter Henisch.

90



Erster Verhandlungstag: Erneute Vernehmung®**

., Fiir mich waren alle Hdftlinge. Ich wusste nicht genau, ob das Juden waren oder nicht. *

In seiner Vernehmung bekannte sich Wendl nicht schuldig und trug wiederum eine neue, an
zahlreichen Stellen widerspriichliche Version der Geschehnisse bei seinem ,,Osteinsatz* vor. Wie in
seinen bisherigen Aussagen schilderte er zunéchst seinen Lebenslauf bis zum Meldebefehl beim
RSHA in Berlin 1942. Nun will er sich aber bereits in Wien gegen diesen Meldebefehl gewehrt
haben. Es folgten die aus seiner dritten Aussage bereits bekannten Schilderungen seiner angeblichen
Versuche, den Gaswagen nicht zu ibernehmen und die Drohungen seiner Vorgesetzten, man werde
thn bei Verweigerung in Schutzhaft nehmen. Nun behauptete er sogar, den Auffahrunfall bei
Warschau, der die Reise nach Weilrussland verzogerte, absichtlich verursacht zu haben. ,, Ich wollte
damit dokumentieren, dass ich nicht fihig war, einen solchen Wagen zu lenken. “ Es sei sogar eine
Untersuchung eingeleitet worden, ob es sich bei dem Unfall um Sabotage gehandelt habe. Er habe

bisher nicht daran gedacht, dies anzugeben, so Wendl auf Nachfrage des Vorsitzenden.

In der Dienststelle Smolensk sei, ebenso wie gleich nach seiner Ankunft in Mogilew, mit
Konsequenzen gedroht worden, sollte er sich nicht strikt an Befehle halten. Welcher Art die
Konsequenzen wéren, sei nicht ausgefiihrt worden. Die vollstindige Reparatur des Gaswagens sei
nach jetziger Erinnerung doch erst spiter abgeschlossen gewesen als bisher angegeben, bis zu
diesem Zeitpunkt habe er andere Fahrzeuge gelenkt, unter anderem auch bei der erwéhnten
,Erschiefungsaktion®, an der er aber nicht unmittelbar beteiligt gewesen sei. Er schilderte nun auch
einen weiteren Lkw-FEinsatz vor vollstindiger Reparatur des Gaswagens, bei dem er Haftlinge des
SD-Gefdngnisses zu einer Grube am Rande Mogilews habe bringen miissen, wo sie von
Angehorigen des EK 8 erschossen worden seien. Auch an seinen 1964 geschilderten ersten
Gaswageneinsatz erinnert er sich nun anders als bisher: Zwar habe er mit dem Gaswagen Héftlinge
des SD-Gefédngnisses zur genannten Grube transportiert, nicht jedoch vergast — sie seien ebenso von
anderen Angehorigen des EK 8 erschossen worden. Vor dem ,,Einsatz* bei Minsk (Maly Trostinec)
habe es keine einzige Vergasung gegeben. Bei der Zahl habe er sich ebenfalls geirrt: Auch wenn er
vom Fahrersitz aus nicht sehen habe konnen, wie viele Personen in den Gaswagen getrieben worden

seien, kdnnten es kaum mehr als 15 bis 20 gewesen sein. ,, Wenn man den Wagen fiihrt, fdillt einem

224 Erster Tag der Hauptverhandlung, 6.10.1970, Geschworenenprozess Wendl, Bd. IX.
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auf, ob weniger drinnen ist oder ob er vollbesetzt ist.

In dem Fahrzeug hitten auch insgesamt weit weniger Personen Platz gehabt, als bisher angegeben:
,Im Gaswagen hatten, wenn er vollbesetzt war, nicht mehr als 30 Platz. Wenn ich friiher gesagt
habe, dass 60 bis 70 Personen im Gaswagen Platz hdtten, so war das vielleicht etwas zu hoch

geschdtzt.

Erwartungsgemail schilderte er auch die Ermordung der ,,Reichsjuden® in Maly Trostinec anders.
So seien die Giliterwaggons nicht erst nach seiner Ankunft beim Bahngleis gedffnet worden, sondern
bereits zuvor. Auch habe es keine Ansprache an ,,die Juden* gegeben, das habe damals der Beamte
falsch protokolliert. Dass auch Juden aus Wien dabei gewesen seien und eine Wienerin ihn
angesprochen habe, leugnete er nicht. Er habe zwei Mal fahren miissen, einmal mit etwa 50 und
einmal mit etwa 20-30 Personen. Bei der nunmehrigen Schilderung betonte er Details, die bisher nie
zur Sprache gekommen waren: So sei der Schlauch immer von einer anderen Person an den
Auspufttopf angeschlossen worden, er als Fahrer habe den Motor nach Ankunft bei der Grube nie
abgestellt und zur Vergasung wieder angestellt, sondern habe ihn die ganze Zeit {iber laufen lassen.
Erst nach der ,,Aktion” sei der Motor abgestellt worden, den Zeitpunkt habe der Kommandant
bestimmt. Auch andere Gaswagen seien an diesem Tag eingesetzt gewesen, er schitze, dass

insgesamt etwa 600 Menschen getdtet worden seien.

An dieser Stelle unterbrach der Vorsitzende die Verhandlung und erklérte nach einstiindiger Pause
den Ausfall eines der Geschworenen. Der Geschworene L. T. habe angegeben, ,,dass er im Krieg
viel mitgemacht habe und er sich beim Zuhoren in der Hauptverhandlung innerlich derartig errege
und am ganzen Korper zittere, sodass er dem Gang der Hauptverhandlung nicht mehr folgen

kénne. “ An seine Stelle trat einer der Ersatzgeschworenen.

Wendl brachte weiters vor, nach seiner erneuten Riickkehr nach Mogilew insgesamt noch zwei
weitere ,,Vergasungseinsitze gefahren® zu sein. Im November 1942 sei er auf Urlaub nach Wien
gefahren und habe dort geheiratet, im Dezember sei er wieder zuriick nach Mogilew gekommen. Er
erinnere sich jetzt, dass der Gaswagen dann auch als Transportfahrzeug fiir Holz und Ahnliches
verwendet worden sei. Der Vorsitzende warf ein, dass Zeugenaussagen dem widersprechen wiirden,
weil der Gaswagens — aufgrund seiner Bestimmung — sehr viel Treibstoff verbrauchte, aber Wendl
blieb dabei. Ab Janner 1943 habe er sich dann zur Gefangniswache gemeldet, um den Gaswagen

loszuwerden. Dieser sei, entgegen seiner frilheren Angaben, dann auch von anderen Fahrern
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eingesetzt worden. Im September 1943 sei er schlieBlich auf Urlaub nach Wien zuriickgekommen
und in weiterer Folge in Mogilew abgeldst worden. Er sei nun wieder bei der Gestapo beschéftigt
gewesen und im Mérz 1944 mit einem Kommando nach Ungarn gekommen, wo er als Fahrer des

Auslandsnachrichtendienstes bis zum Kriegsende geblieben sei.

Abschlielend erklirte er, er hitte sich den Befehlen nicht entziehen konnen, dennoch aber stets
versucht, den Gaswagen loszuwerden. Auch aufgrund seines Nierenleidens habe er alles ihm
Mogliche versucht, aus gesundheitlichen Griinden vom EK 8 wegzukommen. Auf die Frage, ob er
sich nicht wie der Zeuge L. T. aus psychischen Griinden hitte wegmelden konnen, antwortete er,
dann wire er eben zur Wehrmacht gekommen. Auf Vorhalt der Aussage des Zeugen Otto Dilling,
wonach Heimaturlaub nur nach Teilnahme an Hinrichtungen gewéhrt worden sei, und die
Feststellung des Gerichts, dass der Angeklagte ,,ziemlich oft“ Urlaub bekommen habe, antwortete

er: ,, Das ist eine Liige. Es ist bei uns Brauch gewesen, dass man oft Urlaub bekommt.

Auf die Frage des Vorsitzenden, was Wendl befiirchtet hatte, wenn er an Vergasungen nicht
teilgenommen hitte, antwortete er: , Das wdre Befehlsverweigerung gewesen. Ich hdtte ein
militdrgerichtliches Strafverfahren befiirchtet und die Einlieferung in ein SS-Erziehungslager. Die
Folge davon wdre der Einsatz bei einer Strafkompanie gewesen. Ich habe niemals erkldrt, einen

Befehl nicht zu befolgen.

In der anschlieBenden Befragung hakte der Staatsanwalt an dieser Stelle nach und fragte, woher
Wendl von diesen Konsequenzen einer Befehlsverweigerung gewusst hétte. ,, Das habe ich von
einem Freund erfahren*, so Wendl, ,,der von einem Erziehungslager in eine Strafkompanie kam,

doch hatte er das Gliick, als Elektriker im Lager der Strafkompanie Verwendung zu finden. "

Inzwischen sei er aber verstorben.

Auf die Frage, warum er in seiner ersten Aussage im Oktober 1963 nicht nur jegliche Beteiligung
an ,,ErschieBungsaktionen® geleugnet hatte, sondern auch, dass es solche iiberhaupt gegeben habe,
wihrend er jetzt davon berichtet habe, antwortete Wendl: ,,Ich kann mich an diese Vernehmung
nicht mehr erinnern. Wenn ich damals unrichtige Angaben gemacht habe, so wohl deshalb, dass ich

3

mich nicht selbst belaste.

In der Befragung seines Verteidigers behauptete Wendl schlieBlich, auch den zweiten Schaden am

Gaswagen, einen Bremsschaden, der den Einsatz des Fahrzeuges nach seiner Ankunft in Mogilew
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verzogert hétte, absichtlich verursacht zu haben. Warum er das nicht schon vorher angegeben habe?
., Ich habe mich geniert zu sagen, dass ich sabotiert habe. Vielleicht hdtten sich die Geschworenen

I3

gedacht, ich sei ein ,Schwein ‘ gewesen.

Wendls Antwort auf einen letzten Vorhalt des Vorsitzenden, ,,dass es einen Erlass von Heydrich
[Leiter des RSHA, Anm. D.R.] gab, wonach Angestellte des SD iiber die Moglichkeit unterrichtet
werden, einen Antrag auf Entlassung zu stellen: ,Dieser Erlass ist mir nicht bekannt * Damit

endete der erste Verhandlungstag.

Zweiter Verhandlungstag: Beweisverfahren’”

Am zweiten Tag der Hauptverhandlung, dem 7.10.1970, wurde das Beweisverfahren erdffnet.
Insgesamt waren acht Zeugen zur Aussage geladen worden, von denen jedoch nur vier erschienen.
Als erster Zeuge wurde der bereits erwidhnte Kriminal-Revierinspektor Otto Dilling befragt. Er gab
an, dass er an seiner Zeugenaussage vom Janner 1965 festhalte. Er fiihrte erneut aus, dass er als
Hundefiihrer Beschwerde gegen seine unzweckméifige Verwendung eingebracht habe und dadurch
negativ aufgefallen sei. Er sei den gesamten Zeitraum seines Aufenthalts in Mogilew beim
Holzfillerkommando gewesen. Den Angeklagten Wendl kenne er, ,, wenn das der Mann ist, der mir

Reiten gelernt hat . Wendl gibt auf Befragung an, dem Zeugen Reiten beigebracht zu haben.

Dilling beteuerte weiterhin, von den Morden selbst nichts mitbekommen zu haben, er habe aber
gewusst, dass ,,im Raum von Smolensk Hinrichtungen stattfinden ““. An einen Gaswagen in Mogilew
konne er sich nicht erinnern. Er wiederholte auch seine friihere Angabe, wonach Urlaub nur
bewilligt wurde, wenn man bei Einsdtzen oder Hinrichtungen teilgenommen hatte — er selbst habe
daher keinen Urlaub bekommen. Die Frage, ob man jemals an ihn herangetreten sei, er solle an
Hinrichtungen oder Einsdtzen mitwirken, beantwortete er ausweichend. Wéhrend seiner
Anwesenheit habe es keine Hinrichtungen gegeben, nur noch ,Einsédtze. Dabei sei es um
,, Partisanenbekdmpfung * gegangen, ,,das hatte mit der Judenfrage nichts zu tun“. Dass er, wie der

Angeklagte behauptet hatte, einmal im Gaswagen mitgefahren sei, stritt Dilling ab.>*

Der néichste geladene Zeuge, Otto Buchholz, war nicht erschienen. Daher wurde Walter Finger in

den Zeugenstand berufen. Er gab an, als Mitglied der Schutzpolizei im Mérz 1942 nach Mogilew

225 Zweiter Tag der Hauptverhandlung, 7.10.1970, Geschworenenprozess Wendl, Bd. IX.
226 Zeugenaussage Dilling, ebenda.
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gekommen und als Kraftfahrer titig gewesen zu sein. Die Schutzpolizei sei im gleichen Gebdude
wie der SD untergebracht gewesen, man habe jedoch nichts miteinander zu tun gehabt. , Die
Aufgabe eines Schutzpolizisten war es, fiir die Sicherheit zu sorgen. Die Schutzpolizei stellte auch
die Wache fiir das Gebdude, aber nicht in der Ortschaft und in der Umgebung.“ Ob er den

Angeklagten einmal gesehen habe, sei ihm nicht erinnerlich.

Auch das Gefangnis in Mogilew sei nicht in den Aufgabenbereich der Schutzpolizei gefallen. Er
habe aber als Kraftfahrer gefangen genommene Partisanen dem SD {ibergeben, das sei
moglicherweise auch im SD-Gefiangnis passiert. ,, Bei den Aktionen gegen Partisanen wurde uns
gesagt, die Partisanen sind auch gleichzeitig Juden. [...] Die Juden wurden grundsdtzlich als
Partisanen bezeichnet und in Haft genommen, [...] auch Frauen und Kinder.“ Den Gaswagen habe
er gesehen und auch beobachtet, wie , die Leute in den Gaswagen eingeladen wurden. [...] Den
Totungsvorgang selbst habe ich nicht gesehen, nur gehért [...] und dann, wie die Toten aus dem
Wagen ausgeladen wurden. Die Schutzpolizei sei fiir die Absperrung des Geldndes zustdndig
gewesen. Er selbst erinnere sich an etwa 3 bis vier solcher ,,Vergasungsaktionen®, nicht aber an den
genauen Zeitpunkt. Zur Haufigkeit der Einsdtze sagte er aus: ,, Es kann vielleicht 1, 2 mal in der
Woche gewesen sein, dass solche Gaswagenaktionen durchgefiihrt worden sind, und zwar in der

Zeit von April bis Mai, Juni. Dann bin ich ja auf Urlaub gegangen. *

»Erschiefungseinsitze™ habe es ebenfalls regelmillig gegeben, vielleicht genauso oft, manchmal
zweimal in der Woche, manchmal alle 14 Tage. Die Totungsmethoden seien seiner Erinnerung nach
abgewechselt worden. Er selbst sei an den Taten nie beteiligt gewesen. Uber die Zahl der Opfer

konne er keine Angaben machen.

Wie Otto Dilling war auch der ndchste Zeuge, Karl Strohhammer, zum Verhandlungszeitpunkt
aktiver Polizeibeamter. Gegen ihn laufe aktuell ein Strafverfahren wegen Beihilfe zum Mord in
Frankfurt. Wendl hatte Strohhammer in seiner Aussage 1964 ebenso als Beifahrer eines
,Gaswageneinsatzes* genannt wie Dilling. Strohhammer gab nun an, beim EK 8 in Mogilew Spiess
der Kompanie gewesen zu sein. Er hielt gleich zu Beginn seiner Aussage fest: ,, Als der Gaswagen
gekommen ist, hat es keine Erschiessungen gegeben. Solang der Gaswagen da war, wurden die
Juden nicht erschossen, sondern vergast.“ Den Angeklagten habe er in Mogilew gesehen, er kenne

ihn als Kraftfahrer. Ob er ihn auch bei einer ,,Aktion* gesehen habe, konne er nicht sagen.

Die von ihm gebrauchte Aussage ,,der Gaswagen wurde im Pendelverkehr eingesetzt erklirte der
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Zeuge auf Nachfrage so: ,, Vor dem Gefdngnis wurde der Gaswagen mit den Gefangenen beladen,
der Wagen fuhr 5 bis 8 km weiter weg, die Personen wurden ausgeladen und der Wagen fuhr
zurtick, um neuerlich Gefangene zu holen. Der Gaswagen ist vielleicht 5 bis 10 Mal hin und
hergefahren. Es gingen ca. 50 Personen in den Gaswagen hinein. “ Die Frage, ob er selbst aktiv an
ErschieBungen teilgenommen habe, bejahte Strohhammer. Er hétte sich davor nicht driicken
konnen, weil Himmler in einer Rede in Minsk einen Befehl Hitlers weitergegeben habe, wonach
,,Juden und asoziale Elemente vernichtet werden miissen ‘. Befehlsverweigerung wire als Feigheit
vor dem Feind gewertet worden, er wisse auch von keinem einzigen Mitglied des
Finsatzkommandos, das einen Befehl verweigert habe — niemand hitte sich getraut, so

Strohhammer.?*’

Die geladenen Zeugen Hermann Hoffmann, Walter Morgenbrod und Werner Petzold konnten nicht
befragt werden, sie waren nicht erschienen. Als letzter Zeuge erschien der deutsche
Staatsangehdrige Walter Miinch. Der ehemalige Kriminaloberassistent Gestapo-Referent und SS-
Hauptscharfithrer gab an, nicht Angehoriger des EK 8 sondern der Einsatzgruppe A in Riga
gewesen zu sein. Er konne nur iiber seine eigene Einsatzgruppe berichten, iiber die Verhéltnisse in
Mogilew wisse er nichts. Der Zweck seiner Ladung bestand offenbar darin, zu erfragen, ,,0b ihm

Fille von Befehlsverweigerung bekannt waren und welche Folgen diese gezeitigt héitten***.

,Ich kann darauf nur antworten, dass die Verweigerung eines Befehls eines SS-Angehdrigen als
Befehlsverweigerung geahndet wird. [...] Durch Einweisung in ein Straflager, Erziehungslager.
[...] Meiner Meinung nach war es nicht méglich, zu sagen, ich mache nicht mit, da wurde man
sofort abgefiihrt.” Thm seien einige Fille von Befehlsverweigerung bekannt, so hétten sich etwa
zwei Angehorige des EK 2 geweigert, an Erschieungen teilzunehmen. Sie seien sofort aufler

Dienst gestellt und nach Berlin geschickt worden, iiber ihr weiteres Schicksal wisse er nichts.

227 Zeugenaussage Karl Strohhammer, ebenda.
228 Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 237.
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Dritter Verhandlungstag: Ende des Beweisverfahrens™

Am dritten Tag der Hauptverhandlung wurden Aussagen ferngebliebener Zeugen verlesen, ebenso
Aussagen aus Strafverfahren gegen andere Beschuldigte, die fiir den Fall Wendl als relevant
erachtet wurden. Weiters wurden Urteile bundesdeutscher Prozesse gegen Angehorige des EK 8

sowie deutsche Gutachten zur Frage des Befehlsnotstandes verlesen.

AnschlieBend wurde Wendl einer ,,ergdnzenden Befragung* unterzogen und darin noch einmal mit
Zeugenaussagen und Feststellungen konfrontiert, die seinen Berichten widersprachen. Er gab nun
die Zahl der Personen, die in den von ithm gefahrenen Gaswagen passten, mit 60 bis 70 an. Von
umfangreichen ,,Gefdngnisriumungen®, bei denen eine grole Anzahl von Menschen getdtet worden
seien, wisse er nichts. Der von Strohhammer erwihnte ,,Pendelverkehr des Gaswagens konne
hochstens im Zeitraum seines Urlaubs stattgefunden haben. Noch einmal wird iiber den genauen
technischen Vorgang der Vergasungen gesprochen. Der Staatsanwalt modifizierte die Anklage
dahingehend, dass nun darin festgehalten wurde, dass der Angeklagte mittels eines Handhebels

mehr Standgas gab, um die Vergasung durchzufiihren.

Nach Beratung des Schwurgerichtshofs verlas der Vorsitzende die an die Geschworenen zu
richtenden Fragen, weder Staatsanwalt noch Verteidiger stellten dazu weitere Antrdge oder Fragen.

Damit war das Beweisverfahren beendet.

229 Dritter Tag der Hauptverhandlung, 8.10.1970, Protokoll, Geschworenenprozess Wendl Band IX.
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Vierter Verhandlungstag: Der Freispruch®’

Die Fragen an die Geschworenen®’

Der vom Schwurgericht ausgearbeitete Fragenkatalog, {iber den die Geschworenen zu beraten

hatten, lautete wie folgt:

1) Hauptfrage
Ist Josef Wendl schuldig, im Juni 1942 oder spdter in Mogilew gegen etwa 60 bis 70 jiidische

Mcdinner, Frauen und Kinder in der Absicht, sie zu téten, dadurch, dafs er als Fahrer eines
Gaswagens, in welchem diese Personen verschlossen worden waren, nach Anschlufs eines
Gasschlauches zwischen Auspufftopf und Wageninneren den Motor laufen lies und mittels eines
Handhebels dem Motor mehr Standgas gab, wodurch Motorgase in das Innere des Wagens

eindrangen, auf eine solche Art gehandelt zu haben, daf3 daraus deren Tod erfolgte?

2) Hauptfrage
Ist Josef Wendl schuldig, im September 1942 beim Gut Trostinez/Minsk etwa 140 jiidische Mdnner,

Frauen und Kinder in der Absicht, sie zu téten, dadurch, dafs er als Fahrer eines Gaswagens, in
welchem diese Personen verschlossen worden waren, nach Anschluf3 eines Gasschlauches zwischen
Auspufftopf und Wageninneren den Motor laufen liefs und mittels eines Handhebels dem Motor
mehr Standgas gab, wodurch Motorgase in das Innere des Wagens eindrangen, auf eine solche Art

gehandelt zu haben, daf3 daraus deren Tod erfolgte?

3) Hauptfrage
Ist Josef Wendl schuldig, im Jahre 1943 in Mogilew in mindestens drei Angriffen gegen etwa 100

Jlidische Mdnner, Frauen und Kinder in der Absicht, sie zu téten, dadurch, daf3 er als Fahrer eines
Gaswagens, in welchem diese Personen verschlossen worden waren, nach Anschlufs eines
Gasschlauches zwischen Auspufftopf und Wageninneren den Motor laufen lies und mittels eines
Handhebels dem Motor mehr Standgas gab, wodurch Motorgase in das Innere des Wagens

eindrangen, auf eine solche Art gehandelt zu haben, daf3 daraus deren Tod erfolgte?

230 Vierter Tag der Hauptverhandlung, 9.10.1970, Protokoll, Geschworenenprozess Wendl, Bd. IX.
231 Fragen an die Geschworenen vom 9.10.1970 Strafsache gegen Josef Wendl, ebenda.
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4) Zusatzfrage

(Nur zu beantworten bei Bejahung zumindest einer Hauptfrage):
Hat Josef Wendl bei Veriibung der in den Hauptfragen Nr. 1) bis 3) bezeichneten Taten aus
unwiderstehlichem Zwang (in Befehlsnotstand) gehandelt?

5) Zusatzfrage
(Nur zu beantworten bei Bejahung mindestens einer Hauptfrage und Verneinung der Zusatzfrage
Nr. 4):
Ist Josef Wendl bei Veriibung der in den Hauptfragen Nr.1) bis 3) bezeichneten Taten ein solcher
Irrtum unterlaufen, der ihn an eine Situation glauben lief3, in der er zufolge unwiderstehlichen

Zwanges (Befehlsnotstandes) nicht anders hdtte handeln konnen?

Die Rechtsbelehrung der Geschworenen**

Zusammen mit dem Fragenkatalog wurde den Geschworenen die schriftliche Rechtsbelehrung
tibergeben. Das siebenseitige Dokument definierte und erdrterte in weitgehend juristischer Sprache
die gesetzlichen Grundlagen fiir Mord entsprechend §§ 134-137 des Osterreichischen
Strafgesetzbuchs und der §§ 211 und 212 (Mord und Totschlag) des Reichsstrafgesetzbuches, ehe es
auf die Frage des Notstands und des Putativnotstands einging. Die Erlduterung des
Lyunwiderstehlichen Zwanges* geméal § 2 lit. g StG nahm etwa zweieinhalb Seiten ein. Dabei wurde
hervorgehoben, dass Befehle oder Anordnungen eine fiir den Téter als strafbare Handlung
erkennbare Tat nicht entschuldigen wiirden. Rechtméfliges Verhalten miisse hingegen zum
Tatzeitpunkt unzumutbar gewesen sein und die dem Titer drohende Gefahr bei Widersetzung
dringend, gegenwirtig und unmittelbar gewesen sein. Die Notstandslage diirfe zudem durch den
Tater weder selbst herbeigefiihrt worden noch ,,bei gehoriger Voraussicht™ vorauszusehen gewesen

sein.

Die Erlduterung zum Putativnotstand wird in nur einem Absatz abgehandelt. ,, Es kann auch eine
irrig angenommene Notlage den Titer vom Vorwurf des bésartigen Vorsatzes befreien. Dieser
Putativnotstand kann aber nur dann vorliegen, wenn der Tdter einem entschuldbaren Irrtum iiber
die Situation, in der er sich befand, unterlag. Der Tdter darf also keine Mdglichkeit unterlassen

haben, sich Klarheit zu verschaffen, ob die ihm vermeintlich drohende Gefahr wirklich besteht.

232 Rechtsbelehrung an die Geschworenen gemif § 321 StPo., ebenda.
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Eine allein auf subjektive Vorstellung beruhende Furcht vermag die Annahme eines
Schuldausschliefungsgrundes noch nicht zu begriinden. Ist im iibrigen der vermeintliche Notstand

I3

vom Titer selbst verschuldet worden, kann auch kein Putativnotstand angenommen werden. *

SchlieBlich werden noch auf etwa einer halben Seite die Rechtsfolgen der Entscheidung der

Geschworenen dargelegt:

. Zu den Hauptfragen Nr. 1) bis 3):

Werden die Hauptfragen oder zumindest eine davon bejaht, so hat dies den Schuldspruch des
Angeklagten wegen des Verbrechens des Mordes nach §§ 134, 135 Z. 1 und 4 StG. zur Folge.

Zur Zusatzfrage 4).:

Bei Bejahung auch nur einer Hauptfrage ist hierauf die Zusatzfrage Nr. 4) zu beantworten. Wird
diese Zusatzfrage verneint, bleibt der vorerwdihnte Schuldspruch aufrecht. Wird die Zusatzfrage
bejaht, hat dies den Freispruch des Angeklagten zur Folge.

Zur Zusatzfrage 5):

Im Falle der Verneinung der Zusatzfrage Nr. 4) ist auch die Zusatzfrage Nr. 5) zu beantworten. Wird
sie ebenfalls verneint, bleibt der Schuldspruch aufrecht. Wird diese Zusatzfrage aber bejaht, hat

3

dies den Freispruch des Angeklagten zur Folge. "

Die Entscheidung der Geschworenen™’

Dass die Geschworenen Wendl mit ihrem Wahrspruch freisprachen, wurde schon mehrfach erwéhnt.
Wie die Stimmgewichtung bei der Beantwortung der Fragen zeigt, kann keineswegs von einer
knappen Entscheidung gesprochen werden — weder in der Schuldfrage, noch in der
Putativnotstandsfrage. Unterschiedliche Stimmen gab es lediglich bei der Frage, ob tatsidchlicher

Lyunwiderstehlicher Zwang* geherrscht habe und nicht nur irrig angenommener.

Die Hauptfragen 1) bis 3), die die Begehung der Verbrechen zum Inhalt hatten, beantworteten die
acht Geschworenen einstimmig mit ja. In einer Niederschrift der Geschworenen, in der ihre

Erwédgungen in wenigen Sitzen angefiihrt sind, heiBt es dazu: ,, Auf Grund des Beweisverfahrens

233 Fragen an die Geschworenen vom 9.10.1970 Strafsache gegen Josef Wendl, ebenda.
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‘

und Gestdndnis [sic] des Angeklagten.

Die Frage 4) nach dem Befehlsnotstand beantworteten zwei Geschworene mit ja, sechs mit nein. In
der Niederschrift heiflt es dazu: ,,Zu ja: Wegen zeitbedingter Umstdnde; Zu nein: Weil keine
konkreten Beweise erbracht werden konnten, bei denen Personen durch Befehlsverweigerung

I3

verurteilt wurden.

Die Zusatzfrage 5) nach dem Putativnotstand bejahten wiederum alle acht Geschwornen mit der
Begriindung: ,, Angst vor strengster Bestrafung die eine Befehlsverweigerung mit sich gebracht

hditte. “***

Der Irrtum der Geschworenen

Was sich nach Verkiindung des Wahrspruches der Geschworenen im Gerichtssaal abgespielte, ldsst

12* des Schwurgerichts rekonstruieren.

sich aus dem anschlieBenden Beratungsprotokol
, Bald nach Verlesung des Wahrspruches wendet sich der Obmann der Geschworenen an den
Vorsitzenden und meint, dass nunmehr der Vorsitzende bestimmen werde, welche Strafe iiber den
Angeklagten zu verhingen ist.* Auf die Frage des Vorsitzenden an die Geschworenen, ob ihnen
denn bewusst sei, dass der Angeklagte aufgrund ihres Wahrspruches freizusprechen sei, ,, zeigten sie
sich erstaunt und mehrere erklirten, dass sie dies nicht gewusst hdtten. Im Zuge des weiteren
Gesprdchs der Geschworenen mit dem Vorsitzenden erkliren diese aber dann, dass sie auch in
Kenntnis der Folgen ihres Wahrspruches die Zusatzfrage ,5 ‘ nicht anders beantwortet hditten. *“ Der
Obmann gab an, sich schlecht ausgedriickt zu haben; Er habe eigentlich die Sprechung des Urteils

gemeint, nicht die Festsetzung der Strafe.

Der Schwurgerichtshof war in der anschlieBenden Beratung ,, einhellig der Uberzeugung, dafs den
Geschworenen in der Beratung und damit wohl auch bei der Abstimmung iiber die Folgen ihres
Wahrspruches ein Irrtum unterlaufen sei” und ordnete eine neuerliche Beratung und Abstimmung
iiber die Zusatzfrage 5) an. Die Geschworenen bejahten den Putativnotstand erneut einstimmig,

damit war der Wahrspruch giiltig, das Schwurgericht verkiindete den Freispruch Josef Wendls.

234 Niederschrift der Geschworenen, ebenda.
235 Beratungsprotokoll, ebenda.
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Nichtigkeitsbeschwerde und Riickzug der Staatsanwaltschaft’*

Die Staatsanwaltschaft meldete Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Urteil an, die sie in einem
Schreiben vom 31. Dezember 1970 an das LG Wien ausfiihrlich begriindete. Darin wurde die den
Geschworenen ausgehindigte schriftliche Rechtsbelehrung als unvollstindig, unverstindlich und
damit unrichtig kritisiert. Laut Kuretsidis-Haider war mangelhafte Rechtsbelehrung {ibrigens einer
der héufigsten Griinde fiir Nichtigkeitsbeschwerden in Prozessen wegen NS-Verbrechen - ,,sowohl

der Staatsanwaltschaft als auch der Verteidigung, je nach Art des Urteils.*

Im Fall Wendl flihrte die Staatsanwaltschaft aus, dass der Inhalt der Rechtsbelehrung iiber den
Notstand und Putativnotstand (mit Ausnahme eines vollig verwirrenden Satzes®’) zwar der
gingigen Lehrmeinung entspreche; Die nicht erfolgte bzw. unvollstindige Erorterung der
wesentlichen Begriffe ,,irrig angenommene Notlage®, ,Putativnotstand“ und ,,entschuldbarer
Notstand* und deren Wirkung und Folgen kdme aber einer Unrichtigkeit gleich. ,, Samtliche der
genannten Rechtsbegriffe miissen ndmlich auch in einer fiir die Laien leicht verstindlichen Form
erortert werden.” Die juristische Bedeutung dieser Begriffe wiirde sich keineswegs mit dem
alltdglichen Sprachgebrauch decken, durch die fehlende Aufkliarung sei die Geschworenen aber nur

die alltdgliche Deutung zur Verfiigung gestanden.

Nach einer richtig gefassten Rechtsbelehrung hitten sich die Geschworenen zu Beginn erst einmal
., Schliissig werden miissen, ob der Angeklagte iiberhaupt gegen sein inneres Wollen und nur unter
Brechung seines widerstrebenden Willens die betreffenden Befehle ausgefiihrt hat. Es wdre hier
insbesondere auf sein Vorleben, auf seine Einstellung zu den damaligen Machthabern, auf seine

«

Tdtigkeit bei der [...] Gestapo u.a.m. hinzuweisen gewesen. *

SchlieBlich wurde die offensichtlich nicht ausreichende Aufklarung iiber Folgen, Tragweite und
Bedeutung der Bejahung der Zusatzfragen beméngelt. Der in diesem Fall einsetzende Freispruch sei
zwar in der schriftlichen Belehrung knapp festgehalten, von den Geschworenen jedoch
offensichtlich nicht verstanden und ihnen auch nicht in einer miindlichen Rechtsbelehrung erklért

worden. Dieser Fehler sei zwar durch die Wiederholung der Abstimmung ,, aktenmdfig saniert

236 Nichtigkeitsbeschwerde der Staatsanwaltschaft, eingegangen am LG Wien am 31. Dezember 1970,
Geschworenenprozess Wendl, Bd. IX.

237 ,,Ist im {ibrigen der vermeintliche Notstand vom Titer selbst verschuldet worden, kann auch kein Putativnotstand
angenommen werden.*
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worden . Es miisse aber beriicksichtigt werden, ,,daf3 die Geschworenen das ihnen infolge der
mangelhaften Rechtsbelehrung unterlaufene Mifiverstindnis und darauf aufbauend die unrichtige
Beantwortung der Zusatzfrage nicht mehr korrigieren wollten, sondern — aus einem im
Schwurgerichtsverfahren immer wieder festzustellenden Trdigheits- bzw. Beharrungsstandpunkt
heraus — die urspriinglich offenbar irrtiimlich befolgte Bejahung der Zusatzfrage 5 nunmehr
neuerlich bestdtigten. “ Eine Richtigstellung bzw. Ergdnzung der schriftlichen Rechtsbelehrung sei

zudem auch vor der neuerlichen Beratung der Geschworenen nicht vorgenommen worden.

Nach Ansicht der Generalprokuratur waren die Einwidnde jedoch anscheinend unberechtigt. Sie
forderte die Staatsanwaltschaft auf, ihre Nichtigkeitsbeschwerde zuriickzuziehen. Offizielle
Weisungsbefugnisse gegeniiber Staatsanwaltschaften und Oberstaatsanwaltschaften hat die
Generalprokuratur — im Gegensatz zum Justizminister — aber nicht. Sie ist vielmehr ,mit der
Unterstiitzung des Obersten Gerichtshofes betraut. Zur Erfiillung dieser Aufgabe ist sie vor allem
befugt, auch in Strafsachen, in denen fiir die Parteien kein Rechtszug (mehr) zum Obersten
Gerichtshof besteht, an diesen eine sogenannte ,Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes*
zu erheben. Sie erflillt damit eine bedeutende Funktion bei der Wahrung der Rechtseinheit und

Rechtssicherheit im Strafrecht.“**® Thre Aufforderung im Fall Wendl ist damit nicht zu erkléren.

Am 10. Mirz 1971 gab die Staatsanwaltschaft Wien bekannt, die Nichtigkeitsbeschwerde
zuriickzuziehen. Auch nach anderen Freispriichen von NS-Verbrechern waren zuvor angemeldete
Nichtigkeitsbeschwerden durch die Staatsanwaltschaften bald wieder zuriickgezogen worden. Dass
diese Riickziige und damit die Verhinderung einer moglichen Aufhebung des Urteils durch den
Obersten Gerichtshof politisch angeordnet waren, ist anzunehmen. Ein im Zuge meiner Recherchen
zu dieser Arbeit gefundenes Dokument im Nachlass des Justizministers Broda kann als Beleg fiir

diese Annahme angesehen werden.

In einer ,Ubersicht iiber die seit Mai 1970 abgeschlossenen Verfahren wegen NS-
Gewaltverbrechen**’ heilt es zum Fall Wendl: ,, Die StA Wien hat am 10.3.1971 iiber Einladung
der Generalprokuratur die Nichtigkeitsbeschwerde gegen dieses Urteil zuriickgezogen.“ Gleiches
ist nach den Freispriichen von Andreas Vogel 1970, Ferdinand Friedensbacher ebenfalls 1970
sowie Walter Dejaco und Fritz Ertl 1972 nachzulesen — immer wurde die Nichtigkeitsbeschwerde

iiber Einladung der Generalprokuratur zuriickgezogen. Eine Begriindung fiir diese ,,Einladungen*

238 http://www.justiz.gv.at/web2013/html/default/8ab4a8a422985de30122a92a68236363.de.html
239 ONB-Handschriftensammlung, Mappe V. 506.
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ist nicht vorhanden. Zumindest im Fall Vogels ist aber auch die direkte Einflussnahme des
Bundesministeriums schriftlich festgehalten: ,, Das BMJ hat am 21.9.1970 der OStA Graz
anheimgestellt, die StA Klagenfurt anzuweisen, der Anregung der Generalprokuratur auf

Zurtickziehung der NB nachzukommen. *

Resiimee des Prozesses

Aus Anstrengungen der Osterreichischen Behorden allein wire der Prozess gegen Josef Wendl wohl
nie gefilhrt worden. Der absolute Grofiteil des Verfahrens stiitzte sich auf Ergebnisse
bundesdeutscher Ermittlungen zu Angehorigen des EK 8, die den Osterreichischen Behorden
iibermittelt worden waren. Auch der lange Zeitraum zwischen Einleitung der Voruntersuchungen
und der Verhaftung und Anklage — immerhin fiinf Jahre — war dem Abwarten auf Prozessergebnisse

in Deutschland geschuldet.

Die Griinde fiir Wendls Selbstbelastung 1964 bleiben unklar, sie sind jedoch — wenn auch aus der
Beobachterperspektive interessant — faktisch irrelevant. Seine Tatigkeit im ,,Generalkommissariat
Weilruthenien® ist durch andere Zeugenaussagen mehrfach belegt. Im Prozess argumentierte Wendl
mit der erwartbaren, weil iiblichen Strategie angeklagter NS-Verbrecher, wenn Leugnen zwecklos
schien: Befehlsnotstand. Eine wichtige Besonderheit an Wendls Fall ist jedoch, dass er seine
Beteiligung an den Massenmorden nicht nur zuvor umfangreich gestanden hatte, sondern auch in
der Hauptverhandlung weiterhin zugab. Zwar schwéchte er vormals geduflerte Details {iber Anzahl
der ,,Aktionen* und der dabei ermordeten Personen ab und behauptete nunmehr, in Mogilew keine

Kinder ermordet zu haben. Die Beteiligung an Vergasungen an sich leugnete er aber nicht.

Dementsprechend entstand die absurde Situation eines Prozesses, bei dem es von Beginn an nicht
um die Ermordung der Opfer ging, nicht um die Taten und ob der Angeklagte sie begangen habe; In
diesem Punkt befanden ihn die Geschworenen einstimmig flir schuldig. Die gesamte
Hauptverhandlung stand vielmehr im Zeichen der Frage, ob Wendl bei der Tatbegehung
unwiderstehlichem Zwang ausgesetzt war. Zwar wurden am Ende des Prozesses Gutachten
deutscher Sachverstindiger verlesen, die den Befehlsnotstand in derartigen Féllen widerlegten. Die
Auswahl der Zeugen, durchwegs ehemalige SS-Mitglieder und EK-Angehorige, von denen einige
selbst Verfahren entgegensahen, stirkte jedoch die Position des Angeklagten — ein Risiko, dass die

Staatsanwaltschaft unverstindlicherweise in Kauf nahm.
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Die eklatanten Fehler in der Rechtsbelehrung der Geschworenen, die Folgen und Tragweite ihrer
Entscheidung nicht verstanden hatten und dennoch weiterhin auf ithrem Wahrspruch verharrten,
wurden ausfiihrlich beschrieben und miissen nicht noch einmal angefiihrt werden. Die Problematik,
juristische Laien liber komplexe Rechtsmaterie abstimmen zu lassen, tritt im Fall Wendl jedenfalls
offen zutage — ebenso das Versagen des Schwurgerichts, die rechtliche Aufkldrung der
Geschworenen als Prioritdt zu behandeln. Dass Geschworene (wie auch Justizpersonal) im Zeitraum
dieser zweiten Phase der Nachkriegsjustiz zu vermutlich nicht unerheblichen Teilen in der NS-Zeit
sozialisiert wurden, ist anzunehmen und vor dem Hintergrund der vielen Freispriiche wohl ebenfalls

nicht unbedeutend.

Die umfassende Anerkennung des Befehlsnotstandes und des Putativnotstandes als
StrafausschlieBungsgriinde bei nationalsozialistischen Gewaltverbrechen stellt einen erheblichen
Riickschritt der Osterreichischen Rechtsstandards dar, die in der ersten Phase der Osterreichischen
Nachkriegsjustiz bereits erreicht worden waren — nur so war ein derartiges Fehlurteil wie im
vorliegenden Fall iiberhaupt moglich. Die Zubilligung des Putativnotstandes und damit der
Freispruch des gestindigen Gaswagenfahrers Josef Wendl wurde von den Strafbehdrden nun
offenbar als Hinweis verstanden, ,,dass es kiinftighin schwer sein wiirde, iiberhaupt noch zu einer
Verurteilung wegen mutmaBlicher NS-Verbrechen zu kommen“**. In den kommenden Jahrzehnten

scheint die Justiz allem Anschein nach Konsequenzen aus dieser Uberlegung gezogen zu haben.

240 Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 238.
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Die mediale Dimension

Der Fall Wendl in osterreichischen Tageszeitungen

Wie wurde in den Medien iiber Wendls Prozess und Freispruch berichtet? In diesem letzten
inhaltlichen Kapitel soll die Berichterstattung ausgewdéhlter Osterreichischer Tageszeitungen,

insbesondere iiber den Urteilsspruch, nachgezeichnet werden.

Fir die Untersuchung wurden acht relevante Osterreichische Tageszeitungen herangezogen: Die
Volksstimme, die Arbeiterzeitung, die Neue Kronenzeitung, die Kleine Zeitung, der Neue Kurier, das
Volksblatt, Die Presse sowie die Salzburger Nachrichten. Thre Berichterstattung wurde im Zeitraum
von 6. bis 10. Oktober 1970 untersucht, also vom Beginn der Hauptverhandlung bis einen Tag nach
dem Urteilsspruch*'. Insgesamt konnten 15 Artikel iiber den Prozess gefunden werden. Wie im
Methodenkapitel theoretisch angefiihrt, wurde mittels induktiver Kategorienbildung an die Texte
herangegangen. Dabei wurden Fragen nach der Darstellung des Téaters, der Darstellung des
Tathergangs, der Darstellung der Opfer, der Einordnung der Verbrechen sowie der gerichtlichen
Ahndung in einen groBeren Kontext und schlieBlich der Bewertung des Urteils formuliert und in

Kategorien zusammengefasst.

Kategorie A: Darstellung des Téters: Welche Zuschreibung erfahrt der Tater? Wird er als Mitlaufer,
Uberzeugungstiter oder Psychopath, dargestellt? Werden emotionalisierende Zuschreibungen

verwendet?

Kategorie B: Darstellung des Tathergangs: Werden die Verbrechen geschildert? Welche Zahlen,
Daten und Details werden wiedergegeben? Werden Zweifel an der Schuld des Angeklagten oder an

dessen Verantwortlichkeit flir die Verbrechen geduflert bzw. wird das Gegenteil suggeriert?

Kategorie C: Darstellung der Opfer: Wird auf die Opfer der Verbrechen iiberhaupt eingegangen?

Wenn ja, welche Zuschreibungen erfahren sie? Werden personliche Details genannt?

Kategorie D: Kontext der Verbrechen und der gerichtlichen Ahndung: Werden die Verbrechen in

einen groferen Rahmen der NS-Vernichtungspolitik eingeordnet? Wird der Prozess in einen

241 Erwartungsgemaf beginnt die Berichterstattung am 7.10.1970 mit Berichten iiber den Prozessauftakt am 6.10.
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groBeren Rahmen der strafrechtlichen Verfolgung 6sterreichischer NS-Tater eingeordnet?
Kategorie E: Darstellung und Bewertung des Urteils: Wie wird {iber den Freispruch berichtet, wie

wird die Entscheidung der Geschworenen bewertet? Wird auf den Putativnotstand eingegangen?

Entlang dieser Kategorien wurden alle 15 Artikel systematisch untersucht. Zudem wurde der
Umfang der Berichte anhand der Wortanzahl quantifiziert. Die analytische Vorgehensweise wird im
Folgenden anhand eines Berichts der biirgerlich-konservativen Tageszeitung Die Presse vom
7.10.1970 exemplarisch dargestellt. Fiir alle weiteren Artikel wird nur die interpretative

Zusammenfassung wiedergegeben.

Todeschauffeur unter Anklage*” (240 Worter)

Mordprozefs gegen Gaswagenfahrer begann in Wien

WIEN (g.d.). In die blutigen Kriegswirren der Jahre 1941 und 1942 zuriick fiihrt der Mordprozefs,
der am Dienstag vor einem Wiener Geschworenengericht gegen den 50jihrigen [sic, 60-jihrigen,
Anm. D.R.] Angestellten Josef Wendl begann: Er hat als Fahrer eines Gaswagens in den besetzten
Ostgebieten in mehreren Einsdtzen an der Vergasung von 300 jiidischen Mdnnern und Frauen
mitgewirkt. Seine Beteiligung an diesen Vernichtungsaktionen wurde durch seine eigene Aussage —
er wurde von der Staatspolizei im Zusammenhang mit einem in der Bundesrepublik laufenden
Verfahren als Zeuge einvernommen — erst vor einiger Zeit aufgedeckt. Am 20. Mai 1970 wurde
Wendl verhaftet. In der Anklageschrift wird ein erschiitterndes Kolossalgemdlde von den
Ausrottungsmafinahmen entrollt, denen zehntausende Juden in den Gebieten Mogilew und Minsk
zum Opfer fielen. Die meisten endeten damals durch Genickschiisse. Erst mit dem Einsatz von
Gaswagen, von denen Wendl einen aus Berlin nach Mogilew chauffierte, dnderten sich die

Hinrichtungsmethoden.

Wendl, der schon 1933 [1931, Anm. D. R.] zum Nationalsozialismus gestofien war, 1938 zur
Gestapo ging und spdter iiber den Umweg Berlin den Einsatzbefehl nach dem Osten bekam, will im
., Befehlsnotstand “ gehandelt haben. Im Verhor vor OLGR Ortis schilderte er am Dienstag, dass er
schon bei Ubernahme des Gaswagens in Berlin versucht habe, diesen Aufirag ,, abzuwehren*. Auf
der Fahrt nach Russland habe er absichtlich einen Unfall provoziert, um seinen Vorgesetzten klar
zu machen, dass er nicht geeignet sei, dieses grofie Fahrzeug — einen franzosischen Fiinf-Tonnen-
Lastwagen — zu fahren. Wie der Vorsitzende dazu feststellte, hatte der Angeklagte bisher von dem

Vorfall nichts berichtet. Der Prozef3 wird fortgesetzt.

242 Die Presse vom 7.10.1970
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Kategorie A (Titer): In der Uberschrift wird der Angeklagte als ,, Todeschauffeur bezeichnet.
Abgesehen von dieser reiflerischen Aufmachung wird er sonst durchwegs sachlich geschildert, im
weiteren Verlauf als Angestellter, Angeklagter bezeichnet oder mit Klarnamen genannt. Die

Altersangabe mit 50 Jahren ist falsch (tatsdchliches Alter: 60).

Kategorie B (Tathergang): Der Tathergang wird kurz umrissen, die Beteiligung Wendls dabei nicht
im Konjunktiv oder mit Hinweis auf die Unschuldsvermutung formuliert. Stattdessen heift es klar
,Er hat als Fahrer eines Gaswagens [...] an der Ermordung von 300 jiidischen Mdnnern und
Frauen mitgewirkt. “ Dabei wird direkt Bezug genommen auf seine Aussagen als Zeuge in einem
deutschen Kriegsverbrecherverfahren. Die Verteidigungsargumentation des Angeklagten, unter
Befehlsnotstand gehandelt zu haben, wird im Konjunktiv gehalten und als eher unglaubwiirdig
suggeriert. Auch das indirekte Zitat des Richters, er hore von Wendls Versuchen, den

Vernichtungsauftrag ,,abzuwehren zum ersten Mal, suggeriert die Schuld des Angeklagten.

Kategorie C (Opfer): Als Opfer werden zu Beginn ,,300 jiidische Ménner und Frauen* angegeben,
von Kindern — wie in der Anklageschrift festgehalten — ist nichts zu lesen. Uber die Herkunft der

Opfer ist ebenfalls nichts zu lesen.

Kategorie D (Kontext): Die Verbrechen des Angeklagten werden kurz in den allgemeinen Kontext
der nationalsozialistischen Massenmorde in WeiBrussland gestellt, um zu verdeutlichen, welche
Rolle Wendl dabei spielte. Die justizielle Ahndung von NS-Verbrechen in Osterreich im

Allgemeinen wird nicht angesprochen.

Kategorie E (Urteil) konnte naturgemidl3 am 7. 10. noch nicht Teil der Prozessberichterstattung sein.
In der Tageszeitung Die Presse wurde allerdings kein weiterer Artikel zum Fall Wendl gebracht,

damit fehlt die Darstellung und Bewertung des Urteils in dieser Zeitung iiberhaupt.

Interpretativ kann festgehalten werden: Bei dem vorliegenden Text handelt es sich um einen
Vorabbericht, dementsprechend fehlt die Bewertung des Urteils. Der Angeklagte, zunéchst als
»lTodeschauffeur bezeichnet, wird im weiteren Text jedoch nicht mit reilerischen Begriffen
benannt oder als psychopathischer Morder dargestellt. Die Opfer werden nur am Rand erwihnt,
dass auch Kinder darunter waren, ist nicht zu erfahren. Auch die Herkunft der Opfer wird nicht
thematisiert. Die Schuld des Angeklagten wird — mit Bezug auf seine selbstbelastenden Aussagen —

angenommen, seine Rechtfertigungsstrategie wird subtil angezweifelt. Abgesehen vom Alter und
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der Berufsbezeichnung ,,Angestellter” werden keine personlichen Details des Angeklagten genannt,
es wird jedoch auf seinen nationalsozialistischen Werdegang hingewiesen. Die Ahndung von NS-

Verbrechen in Osterreich iiber den Fall Wendl hinaus wird nicht thematisiert.

Das Volksblatt, die Tageszeitung der OVP, titelte einen Bericht vom 7.10.1970 mit

Todes-Chauffeur vor Gericht — Ex-Gestapo-Mann redet sich auf Befehlsnotstand aus** (240
Worter)

Auch hier ist vom ,,Todes-Chauffeur” die Rede, die Uberschrift ist auch an diesem Bericht der
reiBerischste Teil. In weiterer Folge wird Wendl als ,.ehemaliger SS-Hauptscharfiihrer und
»~Beschuldigter” bezeichnet bzw. namentlich genannt. An der Schuld des Angeklagten wird nicht
gezweifelt, seine Verteidigung wird mit ,,redet sich auf Befehlsnotstand aus* zuriickgewiesen. Auf
seine Biographie wird in Hinblick auf die nationalsozialistische Karriere hingewiesen, seine illegale
NS-Tétigkeit und freiwillige Meldung zur Gestapo ist erwdhnt. Wendl wird direkt zitiert, er habe
beim ersten Anblick des LKW dessen Zweck sofort erkannt und Ausfliichte gesucht. Darauthin sei
er mit dem Tod bedroht worden. Der Tatvorgang mittels Gaswagen wird erwidhnt, Wendls
Beteiligung in vier Féllen genannt. Als Opfer werden ,,170 Ménner, Frauen und Kinder* bzw. ,,170
Juden* bezeichnet — die Anzahl liegt deutlich unter jener in der Anklageschrift. Orte und Zeitpunkte
der Verbrechen bleiben unerwéhnt. Kontextualisierungen der Verbrechen sowie des Prozesses gibt

es nicht.

Am 10.10.1970 berichtet das Volksblatt iiber den Freispruch Wendls vom Vortag

Geschworene sprachen Todeschauffeur frei** (151 Worter)

Die Bezeichnung ,,Todeschauffeur wird diesmal auch im Bericht selbst verwendet. Die
Berichterstattung ist merklich aufgeregter als im Vorabbericht — insbesondere im Bezug auf das
Urteil: ,, Am leidigen Problem des Befehlsnotstandes werden sich nun wieder die Gemiiter erhitzen:
Anlaf3 dazu bietet ein umstrittenes Urteil, das gestern wieder einmal Geschworene in Wien fdllten. *
Noch einmal werden die Verbrechen als ,bestialisch® erwdhnt, von ,,300 jiidischen Opfern*
(diesmal die korrekte Zahl) ist die Rede. Die Beteuerungen des Angeklagten, unter Befehlsnotstand
gehandelt zu haben, werden unkommentiert erwihnt, ebenso, dass die Staatsanwaltschaft
Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Urteil eingelegt hatte. Als Grundlage fiir den Freispruch wird
von zugestandenem Befehlsnotstand, nicht von Putativnotstand, berichtet. Das Urteil wird nicht

kommentiert aber als ,,umstritten* bezeichnet. Auch hier fehlen jegliche Kontextualisierungen.

243 Volksblatt vom 7.10.1970.
244 Volksblatt vom 10.10.1970.
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Die christlich-sozial orientierte Kleine Zeitung berichtete am 10.10.1970 iber das Urteil:
Gaswagenfahrer freigesprochen™ (67 Worter)

In dem ausgesprochen knappen Artikel wird betont sachlich und ohne jegliche Details von dem
Freispruch berichtet. Auf Wendls Biographie wird vollstindig verzichtet, lediglich dass er als Fahrer
eines Gaswagens eingesetzt worden sei, ist zu lesen. ,, In diesem Wagen wurden iiber 300 jiidische
Mcdnner, Frauen und Kinder vergast. Dem Angeklagten wurde Befehlsnotstand zugebilligt*, endet
der Artikel — ohne jeglichen Kontext. Damit bleibt in diesem Artikel die Information auf das
absolute Minimum reduziert, ein nebenstehender Bericht tiber eine Einbruchserie in Wirtshduser im
steirischen Voitsberg nimmt etwa viermal soviel Platz ein. Auch in diesem Bericht ist von

Befehlsnotstand, nicht von Putativnotstand die Rede.

Die Volksstimme, das kommunistische Parteiblatt, druckte am 7.10. 1970 einen langeren Bericht mit
dem Titel:

Juliputschist und Judenmérder: Er fuhr einen Vergasungswagen — und redet sich auf
Befehlsnotstand aus*° (416 Worter)

Schon die Uberschrift nimmt direkt Bezug auf Wendls Vergangenheit als illegaler Nazi und
bezeichnet den Befehlsnotstand als Ausrede. Gleich im ersten Satz heilit es: ,, Seit lingerer Zeit
mehren sich in der Offentlichkeit Stimmen, die eine Generalamnestie fiir alle in der
nationalsozialistischen Ara begangenen Verbrechen fordern. Wie grotesk und vom falschen Willen,
etwas zu vergessen, das nicht vergessen werden darf, diese Vorschlige getragen sind, erweist sich
am Fall des 60jihrigen Josef Wendl.“ Der anklagend geschriebene Artikel beschreibt neben dem
NS-Werdegang Wendls auch die Verbrechen detailliert und behauptet, ,,durch Wendls
Vergasungswagen wurde die Technik des organisierten Mordens gedndert.” Als Opfer werden
»etwa 300 russische Juden* genannt. Wendls Verweisen auf Befehlsnotstand wird durch wortliche
Zitate Platz gegeben, die Intention ist aber, dies zu entkréften. , Nie hatte Wendl einen Versuch
gemacht, sich zu einer anderen Dienststelle versetzen zu lassen. Nie versuchte er, die
Verantwortung abzuschieben. Kein Gefiihle der Menschlichkeit und Gerechtigkeit konnten seinen
sturen Glauben an die barbarische ldeologie seines ,Fiihrers* brechen*, schlieit die Volksstimme

emotional.

Zum Urteil veroftentlichte die ,,Volksstimme* am 10.10. 1970 den sehr knappen Artikel
NS-Morder freigesprochen®’ (175 Worter)

245 Kleine Zeitung vom 10.10.1970.
246 Volksstimme vom 7.10.1970.
247 Volksstimme vom 10.10.1970.
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In wenigen Zeilen wird vom Freispruch berichtet und erwéhnt, dass , die alte Ausrede auf
Befehlsnotstand“ dazu verholfen habe. Auch hier ist nicht von Putativnotstand die Rede. Hingegen
heifit es, die Geschworenen, , durchweg [sic] Personen, die den Zweiten Weltkrieg miterlebt
haben “, hitten sich von den Argumenten der Zeugen, ,,durchweg [sic] SS- und Gestapo-Leute*,
beeindrucken lassen. Kontextualisierungen und umfangreichere kritische Kommentare, wie sie nach

dem ersten Bericht zu erwarten gewesen wéren, blieben jedoch aus.

Am 7.10.1970 verdftentlichte das populistische Boulevardblatt Neue Kronenzeitung eine Randnotiz
zum Prozess mit dem Titel:

SS-Mann vor Gericht**® (39 Worter)

,, Vor einem Wiener Geschworenengericht begann am Dienstag der Kriegsverbrecherprozess gegen
den friiheren SS-Hauptsturmfiihrer [sic] Josef Wendl, 60, der wihrend des Zweiten Weltkriegs an
der Ermordung von 300 Juden in einem Gaswagen beteiligt gewesen sein soll.

Aufs knappste verkiirzt werden zwar die so genannten ,,W-Fragen* beantwortet, jedoch ohne iiber
Motive zu diskutieren, genauer auf die Biographie einzugehen, die Opfer, den Tatort und den
genauen Tatzeitpunkt zu benennen. Ein nebenstehender Bericht {iber ein Sexualverbrechen nimmt

etwa fiinfmal soviel Platz ein. Uber den Freispruch Wendls berichtete die Kronenzeitung nicht.

Der Neue Kurier verdffentlichte am 7.10.1970 den insgesamt umfangreichsten Bericht liber den
Prozess mit dem Titel:

Fahrdienst in den Massenmord: Ehemaliger SS-Mann lenkte in Rufiland Gaswagen in Sachen
Endlosung*® (684 Worter)

Der Artikel ist nicht nur der ldngste, er beinhaltet auch die umfangreichste Kontextualisierung: Im
ersten Absatz wird ein klares Bekenntnis zur strafrechtlichen Ahndung von NS-Verbrechen
formuliert: ,,Die grauenvolle Anklage |[...] stiitzt sich auf Tatbestinde, die fast 30 Jahre
zuriickliegen und doch nicht verblassen konnen, weil sie zeitlos in die Geschichte eingegangen sind.
In die Geschichte eines wahnwitzigen, verbrecherischen, violkermordenden Weltkrieges. “ Die Taten
Wendls werden allgemein in die NS-Vernichtungspolitik eingeordnet, die Verbrechen des EK 8 in
Minsk und Mogilew werden erwdhnt. Auch iiber die Opfer finden sich hier die genauesten
Angaben: ,, Anfangs hatte man die zwangsdeportierten Juden, die aus Wien, Konigsberg,
Theresienstadt oder Koln in Giiterziigen nach Osten verladen worden waren, in den Wald gefiihrt

und erschossen. “ AnschlieBend werden die Morde durch den Gaswagen detailliert beschrieben,

248 Neue Kronenzeitung vom 7.10.1970.
249 Neuer Kurier vom 7.10.1970.
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deren Grausamkeit unterstrichen und die Rolle Wendls festgehalten. Mit Verweis auf seinen langen
nationalsozialistischen Werdegang und die Dienstauszeichnung in Bronze, die er 1941 erhalten
habe, wird seine Berufung auf Befehlsnotstand stark in Frage gestellt. ,, Da war die Karriere zum

Lenker eines Gaswagens wenn schon nicht normal, so doch auch nicht ganz abwegig. *

Am 10.10.1970 berichtete der Neue Kurier hingegen nur knapp tliber den Freispruch:

Freispruch im Judenmordprozess®® (117 Worter)

,,Die Geschwornen billigten dem Angeklagten, der in den Kriegsjahren 1942/43 im Raum von
Minsk an die 300 jiidische Mdnner, Frauen und Kinder als Lenker eines Gaswagens in den Tod
gefiihrt hatte, Befehlsnotstand zu “, wird noch einmal zusammengefasst. In weiterer Folge heifit es,
die Mordtaten seien zwar bestétigt, doch hétte der Befehlsnotstand nicht widerlegt werden konnen.

Kommentiert werden weder Freispruch noch Nichtigkeitsbeschwerde.

Gleich dreimal berichtete die Arbeiterzeitung, das Parteiblatt der SPO iiber den Prozess. Am
7.10.1970 erschien der erste Artikel mit dem befremdlichen Titel

Feilschen um ermordete Juden®' (385 Worter)

Zu Beginn werden die Taten kontextualisiert, die Orte und Zeitpunkte der Verbrechen werden
genannt. Die Anzahl der Opfer wird mit 300 angegeben, sie werden als ,,jiidische Bevolkerung im
Raum Minsk* bezeichnet. Die Morde werden kurz geschildert, dann wird auch klar, wie die
Uberschrift gemeint ist: ,, 27 Jahre nachher — nun beginnt vor Gericht das geradezu barbarische
Feilschen um die Anzahl der Toten, die durch Wend! in den Gasautos starben. Als ob es ein Trost
fiir die Toten wdre, ob nun 50 oder 60 von ihnen auf einmal in einem solchen Gaswagen
umkamen. “ Einen ganzen Absatz nimmt die Nacherzdhlung ein, wie es zu Wendls Prozess kam,
auch seine Verurteilung durch ein Volksgericht wird erwdhnt. Im Schlussteil wird kritisch auf die
angeblichen  Sabotageversuche und Erinnerungsliicken Wendls verwiesen - , er kennt auch
sicherlich schon gut die Verantwortung vom ,Befehlsnotstand® in anderen grofieren
Judenmordprozessen. “ Seine NS-Karriere liefere jedoch die ,, Fakten der Anklage, die das harte

Gegenstiick zu Wendls Verantwortung bilden .

Am 8.10.1970 erschien der zweite Bericht der Arbeiterzeitung:
Gericht priift Befehlsnotstand** (208 Worter)

In diesem Zwischenbericht werden knapp die Zeugenaussagen von Finger, Strohhammer und

250 Neuer Kurier vom 10.10.1970.
251 Arbeiterzeitung vom 7.10.1970.
252 Arbeiterzeitung vom 8.10.1970.
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Miinch wiedergegeben und angegeben: ,, Da der Angeklagte ja selbst zugab, mit dem Gaswagen
gefahren zu sein, gilt es nun fiir das Gericht, die Frage eines ,vermeintlichen Befehlsnotstandes ‘ zu
priifen. “ Ob damit der Putativnotstand als Strafausschliefungsgrund gemeint ist oder nur die Frage,

ob es Befehlsnotstand war oder nicht, bleibt unklar.

Am 10.10.1970 berichtete die Arbeiterzeitung schlielich liber den Freispruch:

Wendl: Befehlsnotstand zugebilligt** (226 Worter)

Noch einmal wird der Tatvorwurf kurz erldutert und dass die Geschworenen ihn unter Zubilligung
des Befehlsnotstandes freigesprochen hitten. Von Putativnotstand oder ,,vermeintlichem
Befehlsnotstand* ist nicht die Rede, es heildt: ,,Den Befehlsnotstand nahmen die Geschworenen
an.” Der Prozessausgang wird am Ende des Berichts kommentiert: , Dieser Prozef3 gegen Josef
Wendl gleicht zu sehr den ihm vorangegangenen Judenmordprozessen, als daff man daran
vorbeigehen konnte. Angesichts der Tatsache, daf3 der Angeklagte bereits 1931 Nationalsozialist
war und sich bis zum SS-Hauptscharfiihrer empordiente, ist der angegebene ,Befehlsnotstand’
wenig stichhdltig. Schlieflich ist oft genug bewiesen worden, daf3 die Verweigerung eines Befehls

im Dritten Reich méglich war.

Ebenfalls dreimal berichteten die Salzburger Nachrichten tiber den Prozess. Am 7.10.1970:

Die Frage nach dem Befehlsnotstand”** (304 Worter)

Wie schon der Titel des betont sachlichen Berichts angibt, sei das Thema des Befehlsnotstandes im
Prozess zentral. Kurz werden Taten, Tatort und Zeitraum erwéhnt, von 300 jiidischen Ménnern,
Frauen und Kindern ist die Rede. Wendls Taten sind im Konjunktiv formuliert, obwohl es heif3t:
., Wie schon bei seiner ersten Einvernahme, so gab der 60jihrige auch gestern vor Gericht zu,
Fahrer eines Gaswagens gewesen zu sein“. Eine Kontextualisierung fehlt ebenso wie kritische

AuBerungen zur Verteidigungsstrategie des Angeklagten.

Am 9.10.1970 veroftentlichten die Salzburger Nachrichten einen kurzen Zwischenbericht:

Im Hintergrund das Strafbataillon®® (165 Worter)

Auch in diesem Bericht wird auf jeglichen Kontext verzichtet. Es werden lediglich AuBerungen der
Zeugen Minch und Strohhammer wiedergegeben, die den von Wendl behaupteten
unwiderstehlichen Zwang zu belegen scheinen. Anmerkungen dazu gibt es nicht.

In den Salzburger Nachrichten vom 10.10.1970 hie3 es zum Freispruch kurz:

253 Arbeiterzeitung vom 10.10.1970
254 Salzburger Nachrichten vom 7.10.1970.
255 Salzburger Nachrichten vom 9.10.1970.
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SS-Hauptscharfiihrer im Notstand®* (156 Worter)

Ebenfalls ohne Kontext oder Kommentar wird kurz berichtet, dass ,, ein Geschworenengericht [...]
den 60jihrigen ehemaligen SS-Hauptscharfiihrer Josef Wendl von der Anklage, in den Jahren
1943/44 in Weifirussland an der Liquidierung von 300 jiidischen Mdnnern, Frauen und Kindern
beteiligt gewesen zu sein*, freigesprochen wurde. Die Geschworenen hitten sich der Meinung,

Wendl habe unter Befehlsnotstand gehandelt, angeschlossen.

Resiimee der Prozessberichterstattung

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es gro3e Unterschiede in der Berichterstattung
der verschiedenen Printmedien gab — in Inhalt, Umfang und der dem Thema zugeschriebenen
Relevanz. Wihrend Zeitungen, die mehr oder weniger dem linken politischen Spektrum
zuzurechnen sind (Volksstimme, Arbeiterzeitung) — sowie der Neue Kurier — umfangreicher und
emotionaler berichteten und starker auf den Kontext der Verbrechen und den nationalsozialistischen
Werdegang des Angeklagten eingingen und auch das Urteil kommentierten, ist bei den {ibrigen

Zeitungen eine betonte Sachlichkeit bzw. fehlende Bewertung festzustellen.

Die Uberschriften sind, wie bei Printmedien iiblich, in mehr als der Hilfte der Fille , griffig*, wenn
nicht gar reiflerisch formuliert und beinhalten meist Bezeichnungen fiir den Angeklagten, die dessen
Schuld suggerieren. Oft wird der Téater dann im Text aber viel sachlicher beschrieben. Die
Darstellung des Taters reicht von der schlichten Bezeichnung ,,SS-Mann* bis zur Beschreibung als
begeisterten Nationalsozialisten und ,,Juliputschisten®. Auch die Darstellung des Tathergangs ist
sehr unterschiedlich: Insbesondere in den Vorabberichten zum Prozess wird teilweise genauer auf
den Tathergang eingegangen, in ganz kurz gehaltenen Artikeln wie dem der ,Neuen

Kronenzeitung* findet sich der Tathergang nur in einem Nebensatz und im Konjunktiv.

Eine iiber Andeutungen hinausgehende Kontextualisierung der Tat ist nur in drei Artikeln
feststellbar, auch hier handelt es sich um die insgesamt ausfiihrlicher berichtenden Zeitungen
Arbeiterzeitung, Volksstimme und Kurier. Vier Artikel sprechen das Zustandekommen der
Verhaftung sowie der Anklage an und skizzieren auch Wendls Verurteilung vor dem Volksgericht
1948.

Hinsichtlich der Darstellung der Opfer ist festzuhalten, dass diese Kategorie insgesamt eindeutig im

256 Salzburger Nachrichten vom 10.10.1970.
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Hintergrund steht. Genannt werden zwar in allen Féllen (teilweise nicht der Anklage entsprechende)
Opferzahlen, nicht immer ist aber von jiidischen Ménnern, Frauen und Kindern die Rede, obwohl
die Anklage so lautete. Auf die Herkunft der Opfer wird meist kein Bezug genommen, und wenn,
dann ist von ,,russischen Juden® die Rede — ein Hinweis darauf, dass auch mindestens 140 Jiidinnen
und Juden aus Wien unter den Opfern waren, findet sich lediglich im ersten Bericht des Neuen
Kurier. Damit riicken die Verbrechen in die Ferne, sie werden ,dem Krieg im Osten®
zugeschrieben, ohne, dass irgendein Kontext zu Osterreich hergestellt wird. Dass tatsichlich aber
ein Wiener unter anderem wegen der Ermordung von Wiener Jiidinnen und Juden vor einem Wiener

Gericht sal}, wurde in keinem Bericht thematisiert.

Das Urteil selbst wird nur im Neuen Kurier, der Arbeiterzeitung und der Volksstimme kommentiert,
in den iibrigen Zeitungen unkommentiert abgedruckt. Auffallend ist auch, dass die Berichte iiber
den Freispruch in allen Zeitungen sehr knapp waren — keiner der Artikel erreichte eine Wortanzahl
von 200. Das gilt auch fiir die drei kommentierenden Berichte. Die Presse und die Kronenzeitung
schrieben tiberhaupt nur iiber den Beginn des Prozesses, berichteten aber nicht iiber das Urteil. Die
Kronenzeitung nimmt auch in einer anderen Hinsicht eine Sonderrolle ein: Mit nur 37 Wortern
druckte sie nicht nur den kiirzesten Bericht, sondern auch den einzigen, in dem nicht nur die
Verantwortung des (gestdndigen) Angeklagten sondern dessen Tatbegehung selbst im Konjunktiv

gehalten ist und damit im Zweifel bleibt.

In allen Berichten {iber den Freispruch wird als Begriindung die Zuerkennung des
,Befehlsnotstandes* behauptet — von der Verneinung dieser Zusatzfrage aber der Bejahung des
Putativnotstands ist in keinem Bericht zu lesen. Auch der offenkundige Irrtum der Geschworenen
iiber die Folgen ihrer Entscheidung, die Authebung des ersten Wahrspruchs und die nochmalige

Abstimmung ist nirgends erwéhnt.
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Resiimee

Zuriick zur eingangs gestellten Frage, vor welchem Hintergrund sich die Entwicklung hin zur
faktischen Einstellung der Osterreichischen justiziellen Ahndung nationalsozialistischer
Gewaltverbrechen vollziehen konnte: Wie in dieser Arbeit dargestellt wurde, verlief die
Strafverfolgung von NS-Tétern im Laufe der Zeit sehr unterschiedlich — sowohl den gesetzlichen
Rahmen als auch die behordlichen Anstrengungen betreffend. Insgesamt ist mit dem Abzug der
Alliierten und damit der Wiederherstellung der Gsterreichischen Souverénitdt ein kontinuierlicher
Riickgang der justiziellen Aufarbeitung der Jahre 1938-45 konstatierbar, der mit der

gesellschaftlichen und politischen Reintegration der ehemaligen Nationalsozialisten einherging.

In der politischen Dimension ist diese Entwicklung gekennzeichnet von gesetzlichen
Amnestierungsmafinahmen, der Abschaffung der spezifischen Bestimmungen zur Verfolgung von
NS-Verbrechen und dem parteiiibergreifenden Wunsch nach einem ,,Schlussstrich®, nicht zuletzt um
das beachtliche Wéhlerpotential der ehemaligen Nazis nutzen zu kénnen. Auch vielfache personelle

Kontinuitédten in Politik und Verwaltung wirkten auf diesen Prozess sicher nicht bremsend.

Fiir die justiziell-strukturelle Dimension bedeutete dies die Uberantwortung der Ahndung von NS-
Verbrechen an Geschworenengerichte und damit eine drastische Verschiebung der Priorititen, die
von vielen als ,,Riickkehr zur Normalitit® begriiit wurde. Das Ende der Volksgerichtsbarkeit leitete
das sukzessive Ende der Strafverfolgung von NS-Tétern ein. Zwar hatte auch in der Phase der
Volksgerichtsbarkeit ein eklatanter personeller Mangel zur Bewiéltigung der Verfahren geherrscht,
die mangelhafte Ausstattung der Ermittlungs- und Anklagebehdrden und der politische Wille zu
einer ernsthaften Aufarbeitung erreichten ab den 1960er Jahren aber ihren Tiefpunkt: So waren etwa
1965 gerade einmal sechs Beamte mit Ermittlungen gegen rund 1.000 Personen betraut, zur
Bearbeitung von 21 groBen Tatkomplexen, darunter Auschwitz und Treblinka, waren nur drei

Wiener Staatsanwilte abgestellt.

Durch die zunehmende Akzeptanz von Befehlsnotstand und sogar Putativnotstand als
StrafausschlieBungsgriinde fiir begangene NS-Verbrechen und die Tendenz von Laienrichtern, diese
anzuwenden, sank nicht nur die Verurteilungs- sondern auch Anklagerate. Denn vor dem

Hintergrund skandaldser Fehlurteile, die nicht selten internationale Schlagzeilen machten, fiel die
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politische Entscheidung zur endgiiltigen Einstellung der justiziellen Ahndung von NS-Verbrechen.
Knapp zwei Jahrzehnte nach Abschaffung der Volksgerichte wurde damit in der Ara Broda jener
»Schlussstrich® gezogen, der schon seit Anfang der 1950er Jahre quer durch die politische und
gesellschaftliche Landschaft Osterreichs gefordert worden war. In den 1970er Jahren ist von einer
Weisung des Justizministers auszugehen, auf kiinftige — neue und wiederaufgelegte — Anklagen zu
verzichten. Als Beleg dafiir konnen etwa die zuriickgezogenen Nichtigkeitsbeschwerden der
Staatsanwaltschaften in einigen der letzten Prozesse gewertet werden, die stets auf
»Anheimstellung® des Justizministeriums und ,,Anregung* der Generalprokuratur erfolgten. Dass
bis 1999 keine einzige Anklage mehr wegen NS-Verbrechen erhoben wurde, zeigt, dass diese Linie

auch nach der Ara Broda beibehalten wurde.

Der untersuchte Fall Wendl ist am Ubergang der zweiten auf die dritte Phase der Nachkriegsjustiz
einzuordnen und zeigt, geradezu iiberspitzt, die Problematik der Geschworenenprozesse gegen NS-
Tater auf. Trotz unzweifelhafter Schuld und sogar Verneinung des Befehlsnotstandes zu keiner
Verurteilung des — gestdndigen Angeklagten — zu kommen, gleicht einer Farce. Die Verantwortung
fiir derartige Fehlurteile bei der Geschworenengerichtsbarkeit allein zu suchen, wiirde aber ,,den

“257 yerhindern.

Justizskandal beschonigen und eine Ursachenforschung zu den Hintergriinden
Ein abschlieBender Blick auf das eingangs erwihnte Konzept der Transitional Justice als Idealtypus

fiir die Aufarbeitung gewaltsamer Diktaturen fallt fiir die Zeit nach 1955 erniichternd aus.

1) Aufdeckung des AusmaBes und der Verantwortlichkeit begangener Verbrechen

2) Justizielle Strafverfolgung der Verantwortlichen durch internationale, nationale oder hybride
Gerichte

3) Entschiddigung von Opfern, einschlieflich Reparation, Rehabilitation und symbolischer
Wiedergutmachungsleistungen

4) Reformierung staatlicher Institutionen und Entfernung belasteter Personen

Keiner dieser vier zentralen Punkte wurde in den Jahrzehnten nach Abzug der Alliierten aus
Osterreich hinreichend abgearbeitet — zum Teil bis heute nur mangelhaft. Fiir die Aufarbeitung der
NS-Verbrechen muss insgesamt festgestellt werden: Die Justiz der Zweiten Republik hat versagt.
Wie in dieser Arbeit gezeigt wurde, ist dies aber zuallererst ein Versagen der Politik, sich der

historischen Verantwortung zu stellen und die nationalsozialistischen Verbrechen konsequent zu

257 Kuretsidis-Haider, Claudia: ,,Ein Beweis konnte nicht erbracht werden®, S. 247.
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ahnden. Abzuwarten und Maflnahmen hinauszuzdgern, bis die letzten Verantwortlichen fiir NS-
Verbrechen und die letzten {iberlebenden Opfer der Shoah gestorben sind, hat mit Aufarbeitung

nichts zu tun. Einen ,,Schlussstrich® unter unzureichend aufgearbeitete Verbrechen kann es nicht

geben.
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Abstract

Die justizielle Strafverfolgung von NS-Verbrechen in der Osterreichischen Zweiten Republik
unterlag einem massiven zeitlichen Wandel. Wiahrend die Jahre 1945-55 von enormen
Anstrengungen der aulerordentlichen Volksgerichte gepragt waren, NS-Verbrechen umfangreich zu
ahnden, ist mit dem Ubergang zur Geschworenengerichtsbarkeit 1955 ein drastischer Riickgang von
Verfahren zu verzeichnen. Skandal6se Freispriiche und Verfahrensfehler, unzureichende
Ermittlungen durch personell unterbesetzte und politisch gesteuerte Strafverfolgungsbehdrden,
verschleppte Anklagen und Verfahrenseinstellungen fiihrten ab Mitte der 1960er Jahre allméhlich zu
einer Zisur in der Osterreichischen Nachkriegsjustizz zur informellen Einstellung der
Strafverfolgung nationalsozialistischer Verbrechen. Das bis heute letzte rechtskriftige Urteil (ein
Freispruch) erging 1975. In der vorliegenden Arbeit wird der Frage nachgegangen, wie sich die
Entwicklung hin zur faktischen Einstellung der justiziellen Ahndung von NS-Verbrechen vollziehen
konnte. Anhand zweier zentraler Dimensionen der Nachkriegsjustiz wird der Rahmen dieser
Entwicklung nachgezeichnet und der konkrete Fall des Wiener Gaswagenfahrers Josef Wendl vor
diesem Hintergrund untersucht. Der Fall Wendl wurde zudem einer Analyse der Prozess-
berichterstattung in ausgewihlten Tageszeitungen unterzogen. Die politische Dimension ist vom
Konsens der 0sterreichischen ,,Opferthese®, gesetzlichen Amnestierungsmafinahmen, der
Abschaffung der spezifischen Bestimmungen zur Verfolgung von NS-Verbrechen und dem
parteiiibergreifenden Wunsch nach einem ,,Schlussstrich® unter die Vergangenheit gekennzeichnet.
Fiir die justiziell-strukturelle Dimension hatte die Uberantwortung der justiziellen Aufarbeitung der
Jahre 1938-45 an die Geschworenengerichtsbarkeit drastische Auswirkungen, sowohl die
Verfahrensweise, als auch die gesetzlichen Bestimmungen betreffend. Mit diesem Ubergang war
das Ende der Strafverfolgung politisch vorgezeichnet worden. Die zunehmende Anerkennung von
Befehlsnotstand und sogar Putativnotstand als StrafausschlieBungsgriinde senkten die Erfolgsrate
der personell unterbesetzten Staatsanwaltschaften weiter. Der Fall Wendl zeigt die strukturelle
Problematik der Geschworenenverfahren gegen NS-Verbrecher geradezu {iberspitzt auf: Obwohl er
gestindig war und die Geschworenen als zweifellos erwiesen ansahen, dass der Wiener SS-Mann
als Gaswagenfahrer in Weillrussland in den Jahren 1942/43 die Ermordung von mindestens 300
judischen Maénnern, Frauen und Kindern durchgefiihrt hatte, sprachen sie ihn frei. Unter
Befehlsnotstand gehandelt zu haben, worauf sich der Angeklagte berief, gestanden sie ihm nicht zu.
Allerdings bejahten die Geschworenen einstimmig, Wendl habe irrtlimlicherweise angenommen,

unter Befehlsnotstand gehandelt zu haben (Putativnotstand). Wie die Analyse des Prozesses zeigt,
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unterliefen den Richtern jedoch eklatante Fehler in der Rechtsbelehrung der Geschworenen — den
Laienrichtern war nicht bewusst, dass Wendl durch ihre Zubilligung des Befehlsnotstandes von
allen Anklagepunkten freigesprochen wurde. FEine angeordnete Wiederholung der Abstimmung
anderte ihre Entscheidung jedoch nicht. Vor dem Hintergrund derartiger Prozesse muss schlieBlich
endgiiltig die politische Entscheidung zur Einstellung der justiziellen Strafverfolgung gefallen sein.
Im Nachlass des damaligen SP-Justizminsters Christian Broda finden sich Hinweise darauf,
weshalb die Staatsanwaltschaften in zahlreichen Fillen Nichtigkeitsbeschwerden gegen skandaldse
Freispriiche wieder zuriickzogen: ,,Auf Einladung der Generalprokuratur® bzw. auf
»Anheimstellung des BMJ* verzichteten sie auf weitere Rechtsmittel, heifit es in einem internen
Dokument des Ministeriums. Damit wird klar, dass das Versagen der Osterreichischen Justiz bei der

Ahndung von NS-Verbrechen zu allererst ein politisches war.

129



Lebenslauf

Zur Person

David Rennert, geboren 1984 in Hallein

Ausbildung

seit 2013 Studium der Rechtswissenschaften an der Universitit Linz

seit 2008 Studium der Politikwissenschaft an der Universitidt Wien

2007-2008 Studienberechtigungspriifung Volkshochschule/Universitdt Wien

2001-2004 Buchhandelslehre in Ried im Innkreis

1994-2000 Bundesgymnasium Hallein/Ried im Innkreis

1990-1994 Volksschule Adnet

Beruflicher Werdegang

2012 bis heute Redakteur bei der dsterreichischen Tageszeitung STANDARD/derStandard.at
2012 bis heute Tutor am Institut fiir Staatswissenschaft der Universitidt Wien

2011 bis heute

2009-2011

2006-2007

2001-2006

RegelmiBige journalistische Verdffentlichungen im jiidischen Magazin NU
Buchhéndler in Wien

Wissenschaftlicher Mitarbeiter und Lektor am Institut Theresienstadter
Initiative in Prag (Tschechische Republik) im Rahmen des Zivilersatzdienstes

durch den Verein Gedenkdienst

Buchhéndler in Ried im Innkreis

130



	Einleitung
	Vorhaben und Fragestellungen
	Begriffsdefinitionen und theoretisches Konzept
	Zum Begriff Vergangenheitspolitik
	Transitional Justice

	Quellen
	Methodische Vorgehensweise
	Quellenkritik: Die Arbeit mit Gerichtsakten
	Qualitative Inhaltsanalyse

	Ahndung von NS-Verbrechen: Die Politische Dimension
	Opferthese als Staatsräson
	Die Phasen der österreichischen Nachkriegsjustiz
	1) Sondergerichtsbarkeit 1945-1955
	Rechtliche Grundlagen
	Das Verbotsgesetz (VG)
	Das Kriegsverbrechergesetz (KVG)

	Ausmaß der Ahndung durch Volksgerichte

	2) Phase der Geschworenengerichtsbarkeit 1955-1975
	Rechtliche Grundlagen II
	Amnestierung ehemaliger Nationalsozialisten
	Das Bundesverfassungsgesetz vom 14. März 1957 (NS-Amnestie 1957)
	Die Ahndung von NS-Verbrechen nach dem österreichischen Strafgesetz
	Delikte
	Verjährungsfristen


	Die Ära Broda
	Exkurs: Die „NS-Richteraffäre“

	Simon Wiesenthal
	Ausmaß der Ahndung durch Geschworenengerichte
	Ausgewählte Freisprüche durch Geschworenengerichte in den 1960er und 1970er Jahren

	3) Die dritte Phase der Nachkriegsjustiz: Das Ende der Strafverfolgung
	Der letzte Prozess: Heinrich Gross



	Ahndung von NS-Verbrechen: Die justiziell-strukturelle Dimension
	Geschworenengerichte - Laienrichter150
	Befehlsnotstand (unwiderstehlicher Zwang) und Putativnotstand

	Der Fall Josef Wendl
	Zur Person162
	Das „Generalkommissariat Weißruthenien“ - Orte der Verbrechen
	Mahiljou (Mogilew)
	Maly Trostinec
	Wiener Juden in Maly Trostinec


	Der Einsatz von Gaswagen
	Der Volksgerichtsprozess gegen Josef Wendl 1948
	Ermittlungen
	Anklage
	Urteil 1948

	Der Geschworenenprozess 1970
	Deutsche Ermittlungen und Zeugenaussagen 1963-64
	Wendls Aussage im Oktober 1963205
	Wendls „berichtigende und ergänzende“ Aussage im März 1964206
	Hugo Lainers Aussage 1964209
	Otto Dillings Aussage 1965211

	Verfahren gegen Josef Wendl
	Voruntersuchung
	Wendls Aussage als Verdächtiger 1969217
	Mordanklage 1970219
	Die Hauptverhandlung im Oktober 1970221
	Erster Verhandlungstag: Erneute Vernehmung224
	Zweiter Verhandlungstag: Beweisverfahren225
	Dritter Verhandlungstag: Ende des Beweisverfahrens229
	Vierter Verhandlungstag: Der Freispruch230
	Die Fragen an die Geschworenen231
	Die Rechtsbelehrung der Geschworenen232
	Die Entscheidung der Geschworenen233
	Der Irrtum der Geschworenen

	Nichtigkeitsbeschwerde und Rückzug der Staatsanwaltschaft236

	Resümee des Prozesses



	Die mediale Dimension
	Der Fall Wendl in österreichischen Tageszeitungen
	Resümee der Prozessberichterstattung

	Resümee
	Literatur- und Quellenverzeichnis
	Bibliografie
	Zeitungen und Zeitschriften
	Gesetzestexte
	Internetquellen258
	Gerichtsdokumente und andere Primärquellen
	Gerichtsdokumente zum Fall Wendl
	Nachlass Christian Broda/Broda Archiv der ÖNB

	Bildquellen

	Abstract
	Lebenslauf

